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Beginn: 9.03 Uhr 

 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, ich begrüße Sie zur 113. Sitzung des 
Landtages. Ich stelle fest, dass der Landtag ordnungs-
gemäß einberufen wurde und beschlussfähig ist. Die 
Sitzung ist eröffnet. Die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung liegt Ihnen vor. Wir setzen unsere Beratung ver-
einbarungsgemäß fort. 
 
Vereinbarungsgemäß rufe ich auf den Tagesordnungs-
punkt 10: Zweiter Zwischenbericht der Enquete-Kom-

mission „Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern“, auf 
Drucksache 6/5108. 
 
Zweiter Zwischenbericht  
der Enquete-Kommission  
„Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern“  
– Drucksache 6/5108 – 

 
Das Wort zur Berichterstattung hat der Vorsitzende der 
Enquetekommission Herr Abgeordneter Jörg Heydorn. 
 

(Regine Lück, DIE LINKE:  
Ohne Regierung, oh, oh, oh!) 

 
Jörg Heydorn, SPD: Ja, auch von mir einen schönen 

guten Morgen, Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren Abgeordnete! Die Enquetekommission „Älter werden 
in Mecklenburg-Vorpommern“ legt Ihnen heute ihren 
Zweiten Zwischenbericht vor. Einen haben wir hier schon 
mal besprochen und ich würde gern eines, was mir be-
sonders wichtig ist, voranstellen: Es gibt in der Enquete-
kommission eine Vereinbarung, dass wir die Dinge, die 
wir machen, nämlich unsere Handlungsempfehlungen zu 
den Themen, die wir behandeln, im Konsens beschließen 
wollen. Das ist ein sehr aufwendiges Prozedere, bis man 
sich da zusammengefunden hat, aber wir haben das 
bisher hingekriegt. Im Großen und Ganzen haben wir das 
bisher hingekriegt. Das heißt also, die Ergebnisse, die 
heute vorgestellt werden, sind im Konsens der demokra-
tischen Fraktionen entstanden.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Sehr richtig.) 
 
Jeder für sich hätte wahrscheinlich andere Akzente ge-
setzt, aber wir haben es geschafft, dabei zusammenzu-
bleiben und unsere Dinge gemeinsam zu machen.  
 
Deswegen möchte ich mich ganz herzlich bedanken bei 
meinen Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen. Damit meine ich sowohl die Landtagsmitglie-
der als auch die externen Mitglieder, die in die Enquete-
kommission gesandt worden sind, und ich möchte mich 
ganz herzlich bedanken bei den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Sekretariates, die uns bei unserer Arbeit 
sehr professionell betreuen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, CDU,  
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wir wissen, unsere Kommission ist eingerichtet worden 
durch Beschluss des Landtages in seiner Sitzung vom 
01.02.2012, und der Auftrag ist, einfach formuliert, Hand-
lungsempfehlungen zu finden, wie das Thema „Versor-
gung und gesellschaftliche Teilhabe unserer älter wer-
denden Bevölkerung“ vor allem in ländlich peripheren 
Räumen sichergestellt werden kann. Die Kommission hat 
ein bisschen Zeit gebraucht, Themen zu finden, die sie 

für wichtig hält. Dabei sind dann folgende Themen identi-
fiziert worden: Einmal geht es um das Thema „Wohnen“, 
es geht um das Thema „Mobilität“, es geht um das The-
ma „Gesundheit und Pflege“, um das Thema „Bildung 
und Arbeit“ sowie „Bürgerschaftliches Engagement und 
Infrastruktur“. 
 
Die Handlungsempfehlungen zum Thema „Wohnen“ 
haben wir bereits in unserem ersten Zwischenbericht 
beschlossen und in der Zeit von April 2014 bis Novem-
ber 2015 beschäftigte sich die Kommission in 22 Sitzun-
gen mit den Themen „Mobilität im Alter“ und „Gesundheit 
und Pflege“. 
 
In ihrer 43. Sitzung am 11.12.2015 hat die Enquetekom-
mission dem Zweiten Zwischenbericht mit den Stimmen 
der benannten Kommissionsmitglieder von CDU, DIE 
LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der SPD bei 
einer Enthaltung ihre Zustimmung erteilt. Das heißt also, 
auch hier können Sie sehen, die Dinge sind im Konsens 
gemacht worden. 
 
Ich gehe heute davon aus, dass meine Kolleginnen und 
Kollegen aus den demokratischen Fraktionen noch näher 
auf die Themen „Mobilität“ und „Gesundheit und Pflege“ 
eingehen werden, und habe mir deswegen vorgenom-
men, noch mal einen aktuellen Anlass aufzugreifen, der 
das Thema „Demografischer Wandel“ auch in Mecklen-
burg-Vorpommern betrifft. 
 
Vor einigen Tagen, das werden Sie mitgekriegt haben, ging 
eine Nachricht auch hier bei uns durch die Medien, dass das 
Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung festgestellt 
hat, die Abwanderung im Osten ist gestoppt, auch im Osten 
unserer Bundesrepublik gibt es wieder Zuwanderung. Das 
ist eine gute Nachricht, das kann man so sagen, aber wenn 
man sich die Situation differenziert anguckt, dann ist festzu-
stellen, dass die Zuwanderung in den größeren Städten, 
gerade in den Universitätsstädten stattfindet, dass ländlich 
periphere Regionen nach wie vor mit Abwanderung und 
Überalterung zu tun haben und dass es auch schwierig sein 
wird, quasi andere Perspektiven dort zu etablieren und zu 
entwickeln und das voranzubringen. 
 
Das heißt, diese Ergebnisse decken sich mit der Arbeit 
unserer Kommission und damit ist ja die Frage verbun-
den: Was machen wir denn da? Was machen wir da, wo 
es nicht zum Selbstläufer zu werden scheint, dass also 
auch in den neuen Bundesländern Bevölkerungswachs-
tum stattfindet, sondern was tun wir da, wo die Verhält-
nisse schwieriger sind und wo wir glauben, dass in ge-
eigneter Art und Weise interveniert werden muss? 
 
Wenn man sich die Arbeit in der Kommission anguckt, 
egal, zu welchem Themenfeld, das wir bis heute behan-
delt haben, dann gibt es zwei Elemente, die sich überall 
durchtragen: Das eine ist das Element eines qualifizier-
ten Beratungsangebotes. Also wir haben festgestellt, 
dass auch in ländlich peripheren Regionen die Entwick-
lung sehr unterschiedlich verläuft. Es gibt kleine Ge-
meinwesen, da funktioniert etwas, da macht man im 
Rahmen der Selbstverantwortung extrem viel, es gibt 
Leben, es gibt Entwicklung, es gibt Konzepte, wie man 
dem demografischen Wandel entgegentritt. Und man hat 
den Eindruck, dass in dem Nachbarort dann scheinbar 
solche Dinge letztendlich nicht möglich sind.  
 
Wenn man sich die Frage stellt, woran das liegt, dann hat 
das unseres Erachtens damit zu tun, dass es immer um 



4  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 6. Wahlperiode – 113. Sitzung am 29. Januar 2016 

Personen geht. Es geht um Leute, die vor Ort sind und die 
wissen, wie man bestimmte Dinge anpacken muss. Und in 
anderen Orten scheint das nicht der Fall zu sein. Ich finde, 
das darf man nicht dem Selbstlauf überlassen, sondern 
alle, die uns in der Kommission beraten haben, geben so 
die Empfehlung: Schafft ein Beratungsangebot, wo sich 
die Leute hinwenden können, wenn Sie einen Bürgerbus 
machen wollen, wenn es um das Thema „Sammeltaxi“ 
geht oder „Dorfleben“! Wie viele Fahrer brauche ich für 
den Bürgerbus? Wie sieht es versicherungsrechtlich aus? 
Wie kann man das einbinden in Verkehrsstrukturen der 
ÖPNV-Anbieter? Und so weiter und so fort.  
 
Eine Klammer ist: Richtet ein Beratungsangebot ein, was 
diese Dinge aufgreift und den Leuten, die ein Interesse 
daran haben, etwas zu machen, letztendlich in geeigne-
ter Art und Weise weiterhelfen kann! 
 
Und der zweite Aspekt, der sich durchträgt, ist das, was 
ich unter dem Stichwort „Kümmererstrukturen“ zusam-
menfassen will,  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD: Kümmerer?) 
 
also auch in kleinen Orten Menschen zu haben, die sich 
um die Gemeinschaft kümmern, die Dinge initiieren, die 
Verbindungen haben, die Bestandteil von Netzwerken 
sind und die örtlichen Belange einbringen, die verzahnt 
sind mit Professionellen, um auf diese Art und Weise in 
den Orten so etwas zu etablieren, was in der Fachtermi-
nologie heute als sogenannte sorgende Gemeinschaften 
bezeichnet wird, das heißt also Gemeinschaften, die 
kleinräumig organisiert sind, die nicht nur mit einem 
Themenfeld zu tun haben, sondern wo es um alles geht, 
wo es um das Thema „Gesundheit“ geht, um das Thema 
„Pflege“, um das Thema „Mobilität“, „Infrastruktur“ und so 
weiter und so fort, letztendlich also um eine Gemein-
schaft, die die Dinge im Rahmen von einem hohen Maß 
an Selbstverantwortung selbst organisiert und die Dinge 
gut am Laufen hält. 
 
Wenn man sich anguckt, wie der demografische Wandel 
bei uns in Mecklenburg-Vorpommern wahrscheinlich 
weiter verlaufen wird, gibt es zu dem Ansatz der sorgen-
den Gemeinschaften aus unserer Perspektive auch kaum 
eine andere Möglichkeit. Wir werden weiter eine starke 
Zunahme von Pflegebedürftigen haben. Der Anteil der 
älteren Bevölkerung wird, wenn die Zahlen sich nicht 
verändern – und die Zahlen werden sich nicht verändern, 
die sind so –, demnach stark steigen.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Aber wir haben doch schon Zuwachs.) 

 
Die finanziellen Mittel sind auch begrenzt und deswegen 
muss man nach Konzepten suchen, wie im Endeffekt solche 
sorgenden Gemeinschaften entstehen, die kleinräumig dazu 
imstande sind, Dinge zu übernehmen, die Gemeinschaft zu 
tragen und für alle weiter am Laufen zu halten. 
 
Mit diesem zweiten Zwischenbericht ist unsere Arbeit 
nicht abgeschlossen, das heißt, wir haben noch Dinge in 
der Bearbeitung, die gut vorbereitet sind, also im 
Schlussspurt geht es jetzt für uns darum, die Themen 
„Bildung“, „Arbeit“, „bürgerschaftliches Engagement“ und 
„Infrastruktur“ zu konsentieren und dann rechtzeitig vor 
Abschluss der Legislaturperiode unseren Endbericht 
vorzulegen. Das wird passieren, da sind wir auf einem 
guten Weg, da mache ich mir keine Sorgen.  

Abschließend möchte ich beantragen, den Zweiten Zwi-
schenbericht mit der Erörterung heute im Landtag verfah-
rensmäßig für erledigt zu erklären. – Ich bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und DIE LINKE) 

 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 

Vorsitzender. 
 
Im Ältestenrat ist vereinbart worden, eine Aussprache mit 
einer Dauer von bis zu 120 Minuten vorzusehen. Ich 
sehe und höre dazu keinen Widerspruch, dann ist das so 
beschlossen. Ich eröffne die Aussprache. 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Herr Koplin für die Frakti-
on DIE LINKE. 
 
Torsten Koplin, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Der Zweite Zwischenbericht 
der Enquetekommission „Älter werden in Mecklenburg-
Vorpommern“ ist Zeugnis intensiver Arbeit. Die Zahl der 
Kommissionssitzungen, der Expertenanhörungen, der 
Workshops und auch der Umfang des heute vorgelegten 
Berichts sind, um eben diese Arbeit zu würdigen, eher 
nebensächlich. Entscheidend sind vielmehr inhaltliche 
Substanz und Tragweite der aus der thematischen Be-
fassung resultierenden Handlungsempfehlungen. Wür-
den diese in den Lebensalltag einfließen, würden sie 
Realität. Mecklenburg-Vorpommern wäre ein Bundes-
land, an dem sich andere einmal mehr orientierten, weil 
es glänzend aus problembeladenen demografischen 
Herausforderungen zukunftsfeste Perspektiven entwi-
ckelt habe. 
 
Dieser Zwischenbericht ist zugleich Zeugnis einer sach-
lich orientierten gesellschaftlichen gemeinschaftlichen 
Arbeit jenseits machtpolitischen und parteipolitischen 
Wetteiferns. Dies hat etwas mit dem Anspruch der in und 
für die Kommission wirkenden Akteure zu tun, allgemeine 
gesellschaftliche Interessen in den Mittelpunkt zu stellen, 
die Lebenssituation der Menschen im Blick zu haben und 
um tragfähige Lösungsansätze zu ringen. Es hat ein 
Stück weit wohl auch mit der Art und Weise des souve-
ränen Agierens des Vorsitzenden zu tun, den wir hier im 
Parlament als ebenso kompetenten wie streitbaren  
 

(Heiterkeit bei Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Na, Herr Heydorn.) 

 
und bisweilen provokanten Kollegen kennen, der in der 
Enquetekommission noch dazu alle Qualitäten eines 
zielorientierten Moderators erkennen lässt, der manch 
festgefahrene Situation mit unkonventionellen Beiträgen 
nach vorn konstruktiv auflöst. Es hat in sehr hohem Ma-
ße mit dem Fleiß unseres Sekretariats und der wunder-
baren kreativen Zusammenarbeit der wissenschaftlichen 
Referentinnen und Referenten  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD: 
Volkskammerrede!) 

 
Sabine Steffens, Dr. Jörg Mose, Dr. Christian Anders und 
Marc Steinbach zu tun.  
 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD) 
 
Ihnen allen meinen ausdrücklichen Dank! 
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(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Alle Medienmacher, die unsere parlamentarische Arbeit 
begleiten, möchte ich eindringlich bitten, die Arbeit der 
Enquetekommission mit mehr Aufmerksamkeit zu beglei-
ten.  
 

(Gelächter bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Nachvollziehbarerweise sind etwa Berichte über akute 
Entscheidungen zum Verbleib beziehungsweise einer 
Schließung von Abteilungen an Krankenhausstandorten 
nicht nur aufsehenerregend, sondern auch von großer 
Wichtigkeit, keine Frage. Nicht minder spannend jedoch 
wären Informationen darüber zum Beispiel, wie die Ge-
sundheitsversorgung der Zukunft konzipiert wird. Ich 
finde, journalistische Klasse beweist sich aus meiner 
Sicht eben darin, aus vermeintlichen Langweilerthemen 
Neugier weckende und Bildung fördernde Nachrichten zu 
fertigen.  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
In der Enquetekommission findet sich zu Letzterem ein 
weiteres Betätigungsfeld, beschäftigt sich doch dieses 
Gremium mit den Zukunftsfragen unseres Landes. 
 
Zwei davon sind Gegenstand des vorliegenden Zwi-
schenberichts, Mobilität einerseits sowieso, Gesundheit 
und Pflege andererseits. Beide verkörpern ganz ver-
schiedene Bereiche des gesellschaftlichen Lebens, aber 
beide gehören zu den Kernthemen der Daseinsvorsorge. 
Für DIE LINKE ist gelingende Daseinsvorsorge Dreh- 
und Angelpunkt für selbstbestimmtes Leben und gesell-
schaftliche Teilhabe. Hinsichtlich der Mobilität ist dies so, 
weil etwa Mobilitätseinbußen einhergehen mit begrenzter 
Selbstständigkeit, und immer auch einen Verlust an Le-
bensqualität bedeuten. Hinsichtlich der Gesundheit ist es 
so, weil Gesundheit schlichtweg das höchste Gut eines 
jeden Menschen, quasi die Basis jedweder Lebensquali-
tät ist. Sie zu erhalten und zu fördern, ist eine lebenslan-
ge Angelegenheit und Aufgabe für den einzelnen und 
eine beständige für die Gemeinschaft. 
 
Aus Sicht der LINKEN wurden zum Themenbereich Mo-
bilität wichtige innovative Vorschläge unterbreitet. Diese 
lassen sich zu drei zentralen Botschaften zusammenfas-
sen. Die erste Botschaft lautet: Lasst uns Mobilität neu 
denken, lasst uns im öffentlichen Personenverkehr Struk-
turen, Zuständigkeiten, Abläufe und Finanzen auf neue 
Art und Weise so zusammenführen, dass wir ein attrakti-
ves Angebot für möglichst viele Menschen unterbreiten. 
Hierzu gehört, integrative öffentliche Verkehrssysteme zu 
entwickeln. Durch sie gelingt es, Hauptverkehrslinien mit 
Nebenlinien zu verbinden und zugleich Flächen zu er-
schließen, sodass sich über das gesamte Land ein um-
fassendes Netz ausbreitet. Durch sie gelingt es, den 
Einsatz von Bürgerbussen und Carsharing als alternative 
Bedienform voranzutreiben. Und zu ihnen gehört die 
Einrichtung von Mobilitätszentralen. Mobilität neu denken 
heißt für uns auch, die Rolle der kommunalen Ebene zu 
stärken, sodass es gelingt, im Interesse der Nutzerinnen 
und Nutzer maßgeschneiderte Taktfahrpläne zu kreieren 
und auch Belange von Menschen mit Mobilitätsbeein-
trächtigungen zu beachten. Nicht zuletzt heißt Mobilität 
neu denken, Parallelbedienungen auszuschließen und 
mobile Dienstleistungen der verschiedenen Anbieter 
miteinander zu vernetzen. 

Unsere zweite Botschaft lautet: Lasst uns die Organisati-
on und die Finanzierung des öffentlichen Personennah-
verkehrs neu strukturieren! In diesem Zusammenhang 
wollen wir flächendeckende Verkehrsverbünde einrich-
ten. Hieraus ließen sich nutzbringende Effekte erzielen, 
etwa dass es möglich wird, zugleich ein Ticket fürs ganze 
Land schnell und unkompliziert via Mobilitätszentrale zu 
buchen, oder dass es eine deutlich verbesserte Anbin-
dung an Metropolregionen geben wird. Eine Neustruktu-
rierung und Bündelung von Finanzen würde unter ande-
rem bedeuten, dass es in Fragen der Förderung künftig 
nur einen Zuwendungsbescheid je Aufgabenträger, also 
weniger Bürokratie geben wird. 
 
Die dritte Botschaft liegt uns LINKEN ganz besonders am 
Herzen. Sie lautet: Barrierefreiheit im öffentlichen Perso-
nennahverkehr. Damit verbunden ist der Anspruch, per-
spektivisch alle Neubauten barrierefrei zu gestalten, 
Haustürbedienung, Halten auf Wunsch und Bedarfshalte 
zu ermöglichen sowie Haltestellenkataster mit dem Ziel 
zu erarbeiten, Bedarfe zu erkennen und an künftig not-
wendigen Haltepunkten Barrieren weitestgehend abzu-
bauen. Eine etwaige Förderung hierfür soll es auch dann 
geben, wenn die DIN-Norm nicht erreicht werden kann.  
 
Wir freuen uns, dass sich die demokratischen Fraktionen 
unserem Vorschlag zu einem Gebot, die Belange mobili-
tätseingeschränkter und älterer Menschen bei jeglicher 
Verkehrsplanung zu berücksichtigen, angeschlossen 
haben. Eingang in die Empfehlung fand auch unsere 
Idee von einer weitergehenden streckenbezogenen Ge-
schwindigkeitsbegrenzung vor allgemeinbildenden Schu-
len, Kitas sowie Alten- und Pflegeheimen. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, mit Blick auf die Zu-
kunft gibt es kaum eine größere Herausforderung für 
unser Land als die Gewährleistung einer bedarfsgerech-
ten, qualitativ hochwertigen Versorgung und Pflege. 
Neben der allseits bekannten Veränderung der Anzahl 
und der Struktur der Bevölkerung und der steigenden 
Lebenserwartung erleben wir gegenwärtig sich deutlich 
wandelnde Bedarfe medizinischer Versorgung aufgrund 
sich verändernder Krankheitsbildung und Multimorbidität, 
also das Phänomen, dass Patientinnen und Patienten 
jeweils zugleich an mehreren Erkrankungen leiden. Prä-
gend für die Gegenwart ist auch der kulturelle Wandel in 
der Gesellschaft hin zur Interkultur mit all den Konse-
quenzen für die gesundheitliche und pflegerische Ver-
sorgung. Und wir erleben den sich rasch vollziehenden 
medizinischen und medizinisch-technischen Fortschritt 
mit all den wunderbaren Chancen auf Genesung bezie-
hungsweise Gesunderhaltung, aber auch den Gefahren 
der Entfremdung und Entpersönlichung, wenn die Zeit für 
menschliche Zuwendung fehlt.  
 
Wenn wir also Gesundheit und Pflege durchaus als 
einen als Zeitenwende zu bezeichnenden Prozess 
wahrnehmen, so stellt sich die Frage, wie wir ihm be-
gegnen, ja mehr noch, wie wir ihn aktiv und voraus-
schauend gestalten wollen. Vornan steht aus unserer 
Sicht Prävention. Sie ist wegen ihrer Bedeutung für ein 
möglichst langes selbstbestimmtes Leben und wegen 
ihrer langfristig gesehen kostensenkenden Wirkung der 
wichtigste Bereich innerhalb von Gesundheit und Pfle-
ge. Prävention kennt kein Alter. Sie beginnt mit fami-
lienzentrierter aufsuchender Arbeit in der Kindheit, teil-
weise auch schon schwangerschaftsbegleitend, also vor 
der Kindheit, und soll lebensbegleitend bis ins hohe 
Alter sein. Wir wollen, dass im Rahmen einer Präventi-
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onsstrategie künftig massiv und gezielt in jede Form 
von Präventionsmaßnahmen investiert wird. Hierbei 
wird die Landesregierung klar in der Pflicht gesehen. 
Von ihr müssen Impulse für die gesellschaftliche Aufga-
be Prävention ausgehen. Konkret geht es uns in diesem 
Zusammenhang unter anderem um Aktivitäten zur Ge-
sundheitserziehung, gesunden Ernährung, Bewegungs-
förderung und Suchtvorbeugung. 
 
Die Enquetekommission hatte keine Scheu, heiße Eisen 
anzufassen. Ein solches ist die Beantwortung der Frage 
nach der Zukunft der Krankenhäuser im Land. Wir haben 
uns klar für ein stabiles Netz der stationären Grund-, 
Regel- und Maximalversorgung ausgesprochen. Die 
kleinen Krankenhäuser sehen wir als Versorgungsanker 
der gesundheitlichen Versorgung in der Fläche. Während 
auf Bundesebene auf den Abbau von stationären Kapazi-
täten hingearbeitet wird, gehen wir einen anderen Weg, 
den Weg von Kooperation der Krankenhäuser über Trä-
gergrenzen hinweg, den Weg zunehmender Vernetzung 
mit den Angeboten der ambulanten Versorgung und den 
Weg der medizinischen Spezialisierung. Auf diese Weise 
entwickeln sich Krankenhausstandorte zu lokalen Ge-
sundheitszentren. 
 
Die Enquetekommission hat auf unseren Vorschlag hin 
auch die Überlegung zur Rekommunalisierung von Kran-
kenhäusern in die Handlungsempfehlungen aufgenom-
men. Gleiches gilt für die Harmonisierung der Notfallver-
sorgung, also das Beschreiten korrekter Versorgungspfa-
de, einer angemessenen Struktur und einer kompatiblen 
Ausstattung von Leitstellen und landesweit einheitlichen 
Standards zur Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Leitstellen. Gleiches gilt für die Versor-
gung und Betreuung demenziell erkrankter Menschen und 
Gleiches gilt für die Telemedizin.  
 
Übrigens, was dies betrifft, so hatte sich in der vergange-
nen Woche der Finanzausschuss vor Ort von der Koope-
ration zwischen der Uniklinik Greifswald mit dem Sana 
Krankenhaus in Bergen überzeugen können. Bekannt ist 
auch das um die Hochschule Stralsund aufgebaute Ra-
diologienetzwerk, welches 16 Radiologen, ein MVZ und 
mehrere Krankenhäuser umfasst. Von sich reden ge-
macht hat auch das Telemedizinnetz der POMERANIA. 
Sie alle sind jedoch lediglich Insellösungen. Mit großen 
Erwartungen sehen wir deshalb dem von der Enquete-
kommission empfohlenen Zukunftsprogramm Telemedi-
zin entgegen, geht es doch hierbei um weiterführende 
Forschung und wissenschaftlichen Austausch, geht es 
doch um telemedizinische Netzwerke der Notfallversor-
gung und nicht zuletzt um den Einstieg von Hausärzten 
in die vernetzte digitale Behandlung.  
 
Mit Blick auf die zunehmend älter werdende Bevölkerung 
sind natürlich auch die Bereiche Geriatrie und Palliativ-
medizin sowie die hausärztliche Versorgung von beson-
derer Bedeutung. So soll unter anderem die geriatrische 
Komplexbehandlung künftig flächendeckend bedarfsge-
recht und wohnortnah eingerichtet werden. Das Medizin-
studium muss stärker als bisher die Bereiche Allgemein-
medizin und Geriatrie umfassen und das praktische Jahr 
soll zeitweise bei einem niedergelassenen Arzt in der 
Fläche absolviert werden. Und auch die Vereinbarkeit 
von Familie, Beruf und Pflege muss durch attraktive 
Arbeitsbedingungen und eine gute soziale und kulturelle 
Infrastruktur unterstützt werden. So würden sich zugleich 
junge Fachkräfte für Mecklenburg-Vorpommern ent-
scheiden, meinen wir. 

In der Pflege sprechen wir uns für eine flächendeckende 
Versorgung auch im ländlichen Raum aus. Dies kann 
gelingen unter anderem durch neue Modelle des Zu-
sammenwirkens von medizinischer Versorgung und 
Pflege, sowohl ambulant als auch stationär. Abgestimmt 
hiermit gehören auch Rettungsdienste und andere Hilfs-
organisationen in das umfassende Netz der künftigen 
Pflegelandschaft. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, aufmerksam machen 
möchte ich auf das Sondervotum der LINKEN zum The-
menbereich „Gesundheit und Pflege“. Die von allen de-
mokratischen Fraktionen getragenen Handlungsempfeh-
lungen sind derartig anspruchsvoll, dass sie nur verwirk-
licht werden können, wenn dreierlei vorausgesetzt 
werden kann: engagierte Akteure in allen relevanten 
Bereichen von Gesundheit und Pflege,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Tja.)  
 
eine sich den Handlungsempfehlungen verpflichtende 
ambitionierte Landespolitik und eine adäquate bundespo-
litische Rahmensetzung. Was diese betrifft, so haben wir 
in unserem Sondervotum noch einmal deutlich gemacht, 
dass DIE LINKE für eine solidarische Gesundheitsversi-
cherung plädiert, die die Pflege mit einschließt. Wir ha-
ben auch deutlich gemacht im Sondervotum, was wir 
darunter verstehen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Wichtig war uns, in dem Sondervotum darüber hinaus 
noch mal den Zusammenhang von Armut und Gesund-
heit zu thematisieren. Hierzu haben wir uns geäußert und 
im Sondervotum auch deutlich gemacht, warum dies so 
ist, und das mit Fakten untersetzt. 
 
Ein dritter Punkt, der uns sehr am Herzen lag und liegt – 
deswegen hat er auch Eingang gefunden in das Sonder-
votum –: Wir hatten beim Durchsehen des Pressespie-
gels auch dieser Tage, vorgestern, einen Bericht dazu 
von der Barmer, von der Kassenärztlichen Vereinigung, 
die darauf hingewiesen haben, dass circa 49 Prozent der 
Arztpraxen im Land barrierefrei sind.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ja.)  

 
In der Meldung, die uns dann vorlag, ist darauf hinge-
wiesen worden, dass das bundesweit ein Spitzenwert 
ist. Also das mag unbestreitbar so sein, aber wenn man 
sich die Zahlen anschaut, ist mehr als die Hälfte eben 
nicht barrierefrei. Und wenn man bedenkt, dass wir eine 
freie Arztwahl haben, die selbstverständlich sein soll in 
unserem Gesundheitssystem, in unserer Gesellschaft, 
dann ist davon auszugehen, dass angesichts dieser 
Zahlen diese freie Arztwahl für mobilitätseingeschränk-
te, für ältere Menschen, für Menschen mit Handicap so 
nicht realisiert werden kann. Deshalb haben wir uns 
dazu auch mit Verweis auf die UN-Behindertenrechts-
konvention und Artikel 25 im Sondervotum geäußert. 
 
Und last, but not least, haben wir im Sondervotum deut-
lich gemacht, wir hatten unter den demokratischen Frak-
tionen einen Dissens, was der Einsetzungsbeschluss, 
also „Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern“, um-
fasst. Gehört dazu auch, die Situation von Heranwach-
senden, von Kindern und Jugendlichen mit in den Blick 
zu nehmen? Wir haben das bejaht, 
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(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Das ist ja bei Mobilität auch so.) 

 
weil das eine mit dem anderen natürlich zusammenge-
hört. „Älter werden in Mecklenburg-Vorpommern“ umfasst 
ja alle hier lebenden Menschen und insofern haben wir 
Fragen der Kindergesundheitsziele und die Notwendig-
keit der Teilnahme an Vorsorgeuntersuchungen auch 
zum Gegenstand unseres Sondervotums gemacht. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, abschließend möchte 
ich ganz gern noch mal etwas sagen zu einer Initiative, 
die wir im vergangenen Sommer gestartet haben. Wir 
hatten seitens der LINKEN den Vorschlag gemacht, 
bereits vor Abschluss der Arbeit der Enquetekommission 
mit der Umsetzung, mit der Einführung von Erkenntnis-
sen und Handlungsempfehlungen, die bereits beschlos-
sen wurden, zu beginnen, und zwar noch in dieser Legis-
laturperiode. Das bot sich förmlich an, weil wir ja gerade 
Ende des vergangenen Jahres noch den Haushalt, den 
nunmehr laufenden Haushalt behandelt haben. Leider 
fanden wir hierfür keine Mehrheit, gleichwohl wäre es aus 
unserer Sicht nach wie vor angebracht, die Idee einer 
Implementierungsphase, darum ging es dabei, weiterzu-
verfolgen, da viele Handlungsempfehlungen – der Vorsit-
zende hat es gesagt – im Konsens entstanden sind, 
letztendlich hier ein Votum gefunden haben und hoffent-
lich heute auch, davon gehen wir aus, Bestätigung fin-
den. Sie verdienen es, zeitnah umgesetzt zu werden und 
in Angriff genommen zu werden. Und das Gute an der 
Sache ist, wir müssten uns an dieser Stelle nicht mehr 
lange streiten,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nö.) 
 
wir haben ja einen Grundkonsens erzielt. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Den Fahrplan haben wir.)  

 
Genau, Frau Gajek, den Fahrplan haben wir.  
 
Wir würden also nicht mehr über das Ob streiten, son-
dern über das Wie, und das ist doch schon mal eine gute 
Voraussetzung. 
 
Schließen möchte ich mit der Erkenntnis, dass Pessimis-
ten in jeder Chance ein Problem sehen, Optimisten hinge-
gen sehen in jedem Problem eine Chance. Die Enquete-
kommission bewies und beweist Optimismus. Demografi-
scher Wandel, den es im Übrigen immer gegeben hat, ist 
als eine Chance zu begreifen. Lassen Sie uns also Opti-
misten sein! – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 

Koplin. 
 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau Friemann-
Jennert für die Fraktion der CDU. 
 
Maika Friemann-Jennert, CDU: Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Seit der Vorstellung des letzten Zwischenberichtes der 
Enquetekommission sind nun knapp anderthalb Jahre ins 
Land gegangen. Das zeigt vor allem eins: Die Gesprä-
che, insbesondere zu den Handlungsempfehlungen, die 
aus vielen Anhörungen und Expertisen resultieren, waren 

sehr zeitaufwendig. Zunächst mussten Grundlagenexper-
tisen erarbeitet und Anhörungen in der Kommission aus-
gewertet werden. Das hatte Gespräche auf Arbeitsebene 
zur Folge und aus ihnen resultieren dann Handlungs-
empfehlungen. Bei einigen solcher Handlungsempfeh-
lungen wurden sich alle Fraktionen sehr schnell einig. 
Das Lift- und Aufzugsprogramm, das 2013 von der CDU-
Fraktion initiiert wurde  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Na, na, na, na!) 
 
und dessen Verstetigung der letzte Zwischenbericht 2014 
forderte, war ein solcher Fall. 
 

(Unruhe vonseiten der Fraktion der SPD – 
 Dr. Norbert Nieszery, SPD: Vorsicht, Vorsicht! 

Immer schön bei der Wahrheit bleiben! – 
Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 

 
Und es gibt Handlungsempfehlungen, bei denen der 
kleinste gemeinsame Nenner aller Fraktionen herausge-
arbeitet werden muss. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ja, da wart ihr ja immer der Bremsklotz.) 

 
Ja, vielen Dank, Frau Gajek. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Man muss immer bei der Wahrheit bleiben.) 

 
Wir werden darauf heute vor allem im Bereich der Emp-
fehlungen zu Alter, Gesundheit und Pflege, aber auch 
hinsichtlich der Sondervoten zu sprechen kommen. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Ja, dann werden wir mal zuhören.) 

 
Ja. 
 
Auch ich möchte heute eingangs die Gelegenheit nutzen, 
um mich bei der Arbeitsebene der Fraktionen zu bedan-
ken, bei den Externen, beim Enquetebüro und auch bei 
den Referenten, die uns durch die umfangreichen Berich-
te, Stellungnahmen und deren Fußnoten manövriert 
haben. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte ein 
wenig ins Detail gehen, aufgezählt wurde ja schon eini-
ges. 
 
Die in der Enquetekommission „Älter werden in Mecklen-
burg-Vorpommern“ vorgestellte Expertise der HGC, der 
Hamburger GesundheitsConsult GmbH, zur Neustruktu-
rierung der Krankenhauslandschaft in Mecklenburg-Vor- 
pommern hat für viel Verunsicherung im Land gesorgt. 
Die CDU-Fraktion hat am Tag der Befassung der Kom-
mission mit eben diesem Gutachten darauf hingewiesen, 
dass selbst die effizienteste Neubestimmung der Kran-
kenhauslandschaft die soziale Funktion von Kranken-
häusern nicht ersetzen kann.  
 
Klar ist zunächst eins: Dem Ausscheiden vieler Fachkräf-
te im medizinischen und pflegerischen Bereich steht ein 
wachsender Bedarf an medizinischen und pflegerischen 
Leistungen in einer älter werdenden Bevölkerung gegen-
über. Vor allem aufgrund des demografischen Wandels 
ändert sich zudem die Nachfrage nach medizinischen 
und pflegerischen Leistungen. Sicherlich machen diese 
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Entwicklungen mittel- und langfristig auch eine Neube-
stimmung zum Beispiel der kleinen Krankenhäuser not-
wendig. Das bedeutet, es wird nicht mehr in jedem Kran-
kenhaus jede Spezialisierung vorgehalten werden kön-
nen, aber für uns ist dennoch wichtig, dass alle 
Klinikstandorte, wie auch immer sie dann heißen mögen, 
in unserem Land erhalten bleiben und wir somit eine 
flächendeckende Versorgung sicherstellen. Regionale 
Kooperationen, also das Miteinander und nicht das Ge-
geneinander, können hier hilfreich sein. Die Kooperation 
zwischen dem Ludwigsluster Helene von Bülow Klinikum 
und den Helios Kliniken in Schwerin im Bereich der Kar-
diologie sei hier als Beispiel genannt. Solche Kooperatio-
nen müssen unterstützt werden. 
 
Die Expertise aber nannte das in Dänemark eingeführte 
Konzept der Superkrankenhäuser in Ballungsräumen als 
zukunftsweisend, um den finanziellen Herausforderungen 
zu begegnen. Hier werden dann möglichst viele hochwer-
tige Behandlungen unter einem Dach ausgeführt. Das ist 
ohne Frage ein Extrembeispiel, aber es veranschaulicht 
sehr gut, in welche Richtung die Gedankengänge zu 
verorten waren. Nun ist die Enquetekommission dafür da, 
solche Ideen zu diskutieren. Ich befürchte aber, dass 
solcherlei Ideensammlungen kaum auf die Realität unse-
rer Krankenhauslandschaft übertragen werden können. 
Das haben wir in den Diskussionen zu den Handlungs-
empfehlungen auch deutlich gemacht, denn klar ist doch, 
dass insbesondere dieses Konzept, sagen wir, eine Kon-
zentration auf zwei oder drei Häuser – vielleicht Greifs-
wald, Rostock und Schwerin –,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Aber Neubrandenburg noch.) 

 
hier im Flächenland Mecklenburg-Vorpommern die 
Grund- und Regelversorgung im ländlichen Raum ge-
fährdet. Wir wollen aber, dass die Grund- und Regelver-
sorgung in jeder Region des Landes und nicht nur in den 
Oberzentren gewährleistet bleibt.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ich  
glaube, das wollen alle, Frau Friemann-Jennert.) 

 
Besonders für Mecklenburg-Vorpommern ist das ein 
wichtiger Baustein, denn kein Superkrankenhaus wird 
diese Aufgabe stemmen können, vor allem in einem 
Flächenland wie Mecklenburg-Vorpommern wäre das 
fatal für die Bevölkerung, die auf dem Land wohnt. Und 
deswegen muss an der wohnortnahen Gesundheitsver-
sorgung der Bevölkerung auch im ländlichen Raum fest-
gehalten werden.  
 
Hierfür spielen neben der Eigenverantwortung der Ge-
bietskörperschaften auch Initiativen der Gesetzgeber auf 
Bundes- und Landesebene eine Rolle. Die Versorgungs-
landschaft darf dabei nicht nur auf Marktwirtschaftlichkeit 
und wirtschaftliche Zwänge heruntergebrochen werden, 
keine Region darf abgehängt werden. Es war wichtig, 
dass die Enquetekommission den sinnvollen Erhalt auch 
kleiner Krankenhäuser vor die Klammer jeder Umstruktu-
rierungsüberlegung gesetzt hat. Insbesondere unserem 
Koalitionspartner bin ich dankbar für diesen Kompromiss. 
 
Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört, dass es 
in dem Papier auch Kompromisse gibt, die einen etwas 
anderen Geist atmen. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ach!) 

Ja, ich nenne Ihnen heute nur exemplarisch die Empfeh-
lung zu der Rekommunalisierung. Während der Verhand-
lung wurde zum Beispiel die Rekommunalisierung der 
Krankenhauslandschaft vehement eingefordert. Ehrlich 
gesagt halten wir dies aber eigentlich für eine illusorische 
Forderung. Sie lässt nämlich den wirtschaftlichen Druck 
der Krankenhäuser, sprich Finanzierung über DRG be-
ziehungsweise Krankenkassen und vor allem die Kom-
munen des Landes außer Acht. Weil wir uns hier nicht 
ganz einig werden konnten, wurde die Forderung nach 
einer Rekommunalisierung an sehr hohe Voraussetzun-
gen geknüpft. Die Möglichkeiten der Rekommunalisie-
rung sollten zunächst geprüft werden. Erst im kaum zu 
erwartenden Fall eines positiven Votums dieser Prüfung 
soll eine Unterstützung in Erwägung gezogen werden. 
 
Meine Damen und Herren, wir haben jetzt etwas detail-
lierter über die Krankenhauslandschaft gesprochen, 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Aber nun kommen Sie mal zur Mobilität!) 

 
aber das ist nur ein Themenfeld. Ein ebenfalls wichtiger 
Bereich ist die Pflege im Alter. Unser einvernehmliches 
Ziel ist es, dass ältere Menschen auch bei gesundheitli-
chen Einschränkungen so lange wie möglich eigenver-
antwortlich und selbstbestimmt leben können, und zwar 
nach Möglichkeit in den eigenen vier Wänden. Natürlich 
werden die Leistungen der Pflegeversicherung danach 
auszurichten sein. Daneben ging es im Bereich der Pfle-
ge aber wiederum auch um strukturelle Fragen, etwa wie 
die Pflegestützpunkte so verstärkt und weiterqualifiziert 
werden können, dass sie die ihnen übertragenen Aufga-
ben in der Fläche überhaupt erst umsetzen können. Und 
es stellt sich die Frage, wie dem wachsenden Fachkräf-
tebedarf, den es ja nicht nur im medizinischen Bereich 
gibt und auf den die Handlungsempfehlungen dort auch 
eingehen, begegnet werden kann. 
 
Genau wie im medizinischen steht auch im pflegerischen 
Bereich eine stagnierende beziehungsweise abnehmen-
de Zahl an Fachkräften einer aus dem demografischen 
Wandel resultierenden Zunahme der Anzahl der Patien-
ten und zu Pflegenden gegenüber. Es ist nach meiner 
Einschätzung von besonderer Bedeutung, dass wir ei-
nerseits an Vergütungsgerechtigkeit appellieren und 
zukünftigen Pflegefachkräften andererseits Karriereopti-
onen aufzeigen. Das schafft Anreize. Es wirkt motivie-
rend auf diejenigen, die eine Pflegeausbildung in Erwä-
gung ziehen. Dafür bedarf es mittelfristig aber der Verän-
derung des Aus- und Weiterbildungssystems, zum Bei-
spiel im Hinblick auf dessen Durchlässigkeit und modula-
ren Aufbau. 
 
In diesem Zusammenhang sei auf die Reform der Pfle-
geausbildung auf Bundesebene verwiesen. Wir brauchen 
Durchlässigkeit von der Pflegehilfs- oder Assistenzkraft 
bis zum akademischen Bereich. Eine gemeinsame Aus-
bildung medizinischer und pflegerischer Berufe entspricht 
hingegen nicht dem mehrheitlich vorgetragenen Ansin-
nen in der Anhörung vor der Enquetekommission. Ein 
Schritt in die richtige Richtung ist die generalisierte Pfle-
geausbildung. Das ist bereits auf dem Weg, aber eine 
Abgrenzung der Diagnostik, Therapie und Rehabilitation 
zur Heilkunde ist nicht Teil der Empfehlungen. Und auch 
bei der Etablierung und Weiterbildung pflegerischer Stu-
diengänge, zum Beispiel an Hochschulen mit Promoti-
onsrecht, darf die besonders wichtige Praxisorientierung 
nicht vernachlässigt werden. 
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Meine Damen und Herren, zum Bereich der Handlungs-
empfehlungen Alter, Gesundheit und Pflege sei ab-
schließend gesagt, dass es für den Abschlussbericht 
darauf ankommen wird, die überaus komplexen Verhand-
lungsergebnisse auch im Hinblick auf aktuelle Gesetzge-
bungen wie dem Pflegestärkungsgesetz 2 oder dem 
Hospiz- und Palliativgesetz zu aktualisieren. Darauf ha-
ben wir uns während des Beschlusses zu dem Zwi-
schenbericht in der Enquetekommission auch verstän-
digt. 
 
Lassen Sie mich bitte auch einige Sätze, meine Damen 
und Herren, zu den Empfehlungen zum Themenbereich 
„Mobilität im Alter“ sagen. Mobilität ist eine wichtige 
Grundvoraussetzung für ein selbstständiges Leben im 
Alter. Sie macht gesellschaftliche Teilhabe und soziale 
Aktivitäten erst möglich. Auch hier liegen jedoch die 
Zwänge auf der Hand, denn bei einer ohnehin ver-
gleichsweise geringen Bevölkerungsdichte wird es durch 
die Bevölkerungsentwicklung immer schwieriger, wirt-
schaftliche Mobilitätsangebote vorzuhalten. Parallel dazu 
gehen die Zuweisungen von Bund und Europäischer 
Union zurück. Das macht Mobilitätskonzepte erforderlich, 
die sich durch niedrige finanzielle Aufwendungen und 
hohe Anpassungsfähigkeit auszeichnen. 
 
Ziel ist eine dichte Flächenerschließung. Dabei müssen 
vor allem auch Mittelzentren, Grundzentren und jene 
Orte, die als Knotenpunkte im ÖPNV-Netz dienen, be-
rücksichtigt werden. Zudem können Mobilitätszentralen 
Angebote des öffentlichen Personennahverkehrs und 
verschiedene Personenverkehrsdienste, sprich Kranken-
fahrten, Behindertentransporte sowie private Mitfahrgele-
genheiten, koordinieren bei entsprechender organisatori-
scher und rechtlicher Begleitung. Die Presse hat das 
gestern und heute auch schon vermeldet. 
 
In den Handlungsempfehlungen geht es vor allem darum, 
Senioren die Angst vor Ausgrenzung bei der Mobilität zu 
nehmen. Eine alternde Bevölkerung macht es daher 
erforderlich, die Belange mobilitätseingeschränkter und 
älterer Menschen stärker als bisher zu berücksichtigen. 
Dafür müssen zum Beispiel Einstiegsstellen inklusive der 
Zuwegung im ÖPNV barrierearm gestaltet werden. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Das war ja auch ein Diskussionspunkt.) 

 
Auch sind die Belange von Menschen mit Behinderungen 
und mobilitätseingeschränkter Menschen bei entspre-
chenden Ausschreibungen für Leistungen im ÖPNV zu 
berücksichtigen. Gleichzeitig weisen wir mit den Hand-
lungsempfehlungen auf den wesentlichen Beitrag von 
Senioren und Seniorinnen zur Verkehrssicherheit hin. 
Das war uns ein sehr wichtiges Anliegen. Fest steht 
nämlich eines: Die über 65-Jährigen sind laut Verkehrs-
bericht des Innenministeriums und aktuellen ADAC-
Statistiken im Bereich der Unfallverursacher deutlich 
unterrepräsentiert. Allein deswegen lehnen wir eine obli-
gatorische Eignungsuntersuchung für ältere Autofahrer 
auch strikt ab. Ich sehe in solchem Ansinnen eine Dis-
kriminierung Älterer, die ansonsten aber zu jeder haupt- 
und ehrenamtlichen Tätigkeit stärker einbezogen werden 
sollen.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Und was ist mit den 16-Jährigen?) 

 
Ich komme gleich darauf, Frau Gajek. 

Es ist wichtig, dass dies auch in die Handlungsempfeh-
lungen Eingang gefunden hat. 
 
Und jetzt, Frau Gajek, auch dazu, wenn Ihnen das so 
wichtig ist. Eine Forderung der CDU-Fraktion, nämlich ...  
 

(Heiterkeit bei Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Nee, euch war das wichtig.) 

 
Das hier noch mal zu hören, das meine ich. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ach so!) 

 
Eine Forderung der CDU-Fraktion, nämlich die Absen-
kung des Mindestalters für das begleitete Fahren – das 
will ich hier noch mal betonen – von 17 auf 16, findet sich 
dankenswerterweise in dem Papier wieder. Diese Forde-
rung wurde nicht nur verbandsseitig zum Beispiel vom 
Fahrlehrerverband oder vom Landesjugendring begrüßt. 
Sie fand mittlerweile auch Eingang in ein Programmpa-
pier der Jungen Union Mecklenburg-Vorpommern und 
darüber freuen wir uns.  
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE:  
Dürfen sie dann mit 16 auch gleich  
wählen, wenn sie fahren dürfen?) 

 
Wir erhoffen uns nämlich positive Effekte auf den Mit-
nahmeverkehr in ländlichen Regionen. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Mitnahmeeffekt.) 

 
Aufgrund der positiven Erfahrungen mit dem begleiteten 
Fahren ab 17 halten wir dies vor allem aber auch für 
einen Beitrag zur Verkehrssicherheit.  
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE: Wir können 
 ja auch begleitetes Wählen machen.) 

 
Wir sollten nun entsprechende Modellversuche in Thü-
ringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt wie auch in Meck-
lenburg-Vorpommern intensiv beobachten und daraus 
unsere Schlüsse ziehen. 
 
Nun, meine Damen und Herren, gestatten Sie mir auch 
noch einige Anmerkungen zu den Sondervoten der Op-
position.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Na, los jetzt!) 

 
Ja.  
 
Ich sprach hinsichtlich der heute zu verabschiedenden 
Handlungsempfehlungen einleitend vom kleinsten ge-
meinsamen Nenner und wir haben auch sehr viel Einig-
keit erzielt. Die Sondervoten der Opposition sind aber 
kein kleinster gemeinsamer Nenner, sie sind Maximalfor-
derungen, und doch müssen sie sich am Ende an der 
Realität messen lassen. 
 

(Michael Silkeit, CDU: Aber  
den GRÜNEN passiert das nie.) 

 
Dass wir dem Inhalt der Sondervoten nicht zustimmen 
würden, ist ja schon eine Konsequenz aus den Gesprä-
chen zu den Handlungsempfehlungen. Die Sondervoten 



10  Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 6. Wahlperiode – 113. Sitzung am 29. Januar 2016 

sind Vorschläge zu Handlungsempfehlungen der Opposi-
tion, denen wir auch nicht zustimmen wollten. Ich möchte 
Ihnen nur exemplarisch aufzeigen, nach welcher Logik 
diese Handlungsempfehlungen gesetzt sind. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Na, nun bin ich gespannt.) 

 
Man nehme zum Beispiel eine Handlungsempfehlung, 
die vielleicht sogar tagespolitisch realistisch ist, und setzt 
dann noch so viel obendrauf, dass die Regierungsfrakti-
onen mit gutem Gewissen auch nicht mehr mitgehen 
können. Die Krankenkassenkarte für Asylbewerber, ein 
Sondervotum der GRÜNEN, ist ein solcher Fall. Diese 
Gesundheitskarte für Asylbewerber wird in Mecklenburg-
Vorpommern eingeführt. Sie wird eingeführt, weil es zu 
einer Entlastung der Sozialämter und besseren Versor-
gung der Asylbewerber beiträgt. Das ist mit Augenmaß 
gemacht worden.  
 

(Zuruf von Silke Gajek,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Einen gleichberechtigten Zugang zu Entgeltersatzleis-
tungen zum Beispiel lehnen wir aber ab. Es könnte fatal 
für unser Versorgungssystem sein  
 

(David Petereit, NPD: Der Rest auch schon.) 
 
und ist sicherlich auch vertraglich zu regeln. 
 

(Udo Pastörs, NPD: Was?!) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine andere 
Logik der Sondervoten greift alte Landtagsanträge auf und 
bringt sie durch die Hintertür in die Enquetekommission.  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Insbesondere die LINKEN haben viel Sympathie für die-
se Herangehensweise entwickeln können und ich könnte 
Ihnen auch die Beispiele dazu nennen. Herr Koplin hat 
sie selbst genannt, deswegen will ich das jetzt nicht wie-
derholen. 
 
Ich möchte zum Schluss kommen und noch einmal sa-
gen oder noch mal bemerken, inzwischen haben sich 
aufgrund der gegebenen Handlungsempfehlungen, die 
medial ja auch schon gelaufen sind, viele Firmen, Verei-
ne, Verbände, Bauträger, alles Mögliche auf den Weg 
gemacht, um diese Dinge umzusetzen. Also es ist ein 
Stück weit schon im Fluss und das begrüße ich sehr. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Wird ja auch Zeit, ne? –  

Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Zeit wird es sicherlich, Frau Gajek, das kann man so in 
den Raum stellen.  
 
Also ich betone das noch mal, es haben sich viele auf-
gemacht. Wenn ich zum Beispiel Herrn Blank höre, wenn 
er sagt, im Wohnungsbau passiert irgendwas  
 

(Udo Pastörs, NPD: Irgendwas passiert. – 
Zuruf von Simone Oldenburg, DIE LINKE) 

 
oder die Verkehrsunternehmen sagen zum Beispiel, dass 
sie sich darauf eingestellt haben, selbst in den Kommu-

nen, in den Stadtvertretungen, in den Gemeindevertre-
tungen wird darüber diskutiert, dann ist das doch eine 
gute Sache. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Sie haben das doch alles so kleingeredet!) 

 
Also es heißt ja nicht, dass wir im Moment auf der Stelle 
stehen, sondern es ist bereits auf dem Weg. Das möchte 
ich wirklich noch mal betont haben. – Und damit bedanke 
ich mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 

Friemann-Jennert. 
 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Frau Gajek für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 
Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es ist ja jetzt viel gesagt worden und ich denke, man 
muss, wenn man in so einer Enquetekommission arbeitet, 
sich schon Gedanken darüber machen, wie ich mir ein 
Land 2030 vorstelle, mein Bundesland, meine Heimat.  
 

(Udo Pastörs, NPD: Sag bloß!) 
 
2030 bin ich 68 Jahre alt und letztendlich kann ich jetzt 
mitbestimmen. 
 

(Heiterkeit bei Simone Oldenburg, DIE LINKE: 
Jetzt siehst du Herrn Renz rechnen.) 

 
Wie bitte? 
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE: Er rechnet  
jetzt. – Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU) 

 
Wir alle haben dann möglicherweise dieses Alter, das ist 
die Zeit der Babyboomer. Aber es ist schon eine interes-
sante Frage und ich finde, dass gerade die Enquete-
kommission hier gezeigt hat, dass sie interdisziplinär 
aufgestellt ist, dass die Themen ein Anfang sind. 
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Und, Herr Pastörs, Ihre Fraktion hat doch nun wirklich mit 
Schweigen dort gesessen. Wenn Sie mal da sind, kom-
men nichts als Hetze, die Neiddebatte oder unqualifizier-
te Beiträge.  
 

(Michael Andrejewski, NPD: Also noch  
unqualifizierter als Sie geht ja gar nicht. – 

Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Ich möchte darum bitten, hier endlich mal die Klappe zu 
halten, weil das wirklich nervt, denn es ist nicht konstruk-
tiv, und immer wieder darüber hinwegzugehen,  
 

(Zuruf von David Petereit, NPD) 
 
ist einfach nur noch peinlich. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Udo Pastörs, NPD: Lassen Sie  

Ihre Phrasen los! Null Substanz.) 
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Aber das, was gesagt werden muss, die Enquetekommis-
sion mit dem doch sehr eigenen Herrn Heydorn, der immer 
wieder versucht, auch die unterschiedlichen Visionen 
zusammenzubringen – da bedanke ich mich für seine 
manchmal sehr erfrischende Art, die er dann hat.  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Frau Friemann-Jennert, ich bin ein bisschen irritiert,  
 

(Udo Pastörs, NPD: Was?!) 
 
dass Sie jetzt das Votum der Enquetekommission klein-
reden, weil ich habe das so empfunden, dass Sie nicht 
gerade mit Kreativität dahergekommen sind  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD – 
Michael Andrejewski, NPD: Oh! – 
Zuruf von Beate Schlupp, CDU) 

 
und viele Dinge, wie die Bürgerversicherung zum Bei-
spiel, außen vor gelassen haben.  
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE: 
Begleitetes Fahren mit 16.) 

 
Wenn Sie das dann als kleinsten gemeinsamen Nenner 
nehmen, na ja, gut, da konnten wir uns nicht durchset-
zen. Das Sondervotum gibt es, das Recht gibt es, und ich 
finde nicht, dass man sich dafür rechtfertigen muss, 
 

(Zuruf von Heino Schütt, CDU) 
 
sondern das ist eine, denke ich, Auseinandersetzung, die 
fair gelaufen ist. Das haben meine Vorrednerinnen und 
Vorredner ja schon gesagt. Ich denke, es gibt einfach 
unterschiedliche Visionen für das Bundesland, unter-
schiedliche Prioritäten, und dem sind wir gerecht gewor-
den. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Herr Liskow, Sie waren doch gar nicht dabei, da würde 
ich mal den Mund halten. Zuhören ist auch eine Qualität, 
insbesondere wenn Sie hören,  
 

(Zuruf von Beate Schlupp, CDU) 
 
dass wir in einer Gesellschaft leben, wo wir uns zukünftig 
kümmern wollen,  
 

(Udo Pastörs, NPD: Mit beschränkter Haftung.) 
 
und das hat Herr Heydorn ja hier dankenswerterweise 
gesagt. 
 
Das, was aber immer wieder deutlich wird, gerade in den 
Verhandlungen der Enquetekommission, auch in den 
Gutachten, ist, dass ein Blick nur auf die ältere Gesell-
schaft mit dem Blick von heute natürlich einer ist, der 
sehr kurz gefasst wird.  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Deshalb haben wir uns ja auch seinerzeit bei der Einset-
zung dafür ausgesprochen, diese Enquetekommission 
eben intergenerativ zu sehen, 
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 

also nicht nur auf eine Generation fokussiert.  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Das, was wir aber geschafft haben, ist letztendlich, in 
Teilen der Politik ein Umdenken hinzukriegen, dass nicht 
nur in dem einzelnen Bereich geguckt wird, wir haben 
zum Teil Bereichsegoismen, das ist so, das erleben wir 
hier fast jeden Tag bei der Landtagssitzung, sondern 
dass dafür geworben wird, über den Tellerrand ein Stück 
weit rüberzugucken. Ich glaube, das ist uns in Teilen 
gelungen, und ich würde mir wünschen, dass auch in den 
Fraktionen die Ergebnisse noch mal ausgewertet werden 
und wir uns vielleicht darauf einigen können, einige Din-
ge doch noch vor der Wahl umzusetzen. 
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Ich möchte anfangen bei dem Bereich der Mobilität, der 
für uns als Bündnisgrüne ein sehr wichtiger ist. Ich finde, 
dass wir sehr viele Punkte als Bündnisgrüne umgesetzt 
haben, also sie sind in das Hauptvotum mit eingeflossen. 
Es ist schon auf einige Punkte eingegangen worden und 
ich würde einige noch mal aus Bündnisgrünen-Sicht 
spezifizieren. 
 
Es ist hier gesprochen worden von dem Barriereabbau. 
Wir haben da ganz viel diskutiert und es gibt immer die 
Diskussion, können wir alles barrierefrei machen, wie  
DIE LINKE das möchte. Die CDU hatte hier von Barriere-
armut gesprochen, das war eine harte Diskussion. Ich 
bedauere das auch, dass die UN-Behindertenrechts-
konvention nicht ins Hauptvotum eingeflossen ist. Da gab 
es, wie gesagt, die Bremsklötze, aber die Frage ist doch, 
was der pragmatische Barriereabbau ist. Herr Koplin hat 
darauf hingewiesen, wie barrierefrei die Polikliniken oder 
die Arztpraxen sind. Das ist fast die Hälfte. Da ist natürlich 
noch mal zu gucken, in welchen Bereichen ist es, gibt es 
dort weiße Flecken, gibt es das möglicherweise auch in 
den unterschiedlichen Professuren. Aber die Frage ist, 
wenn ich jetzt noch mal auf die Mobilität zurückkomme, 
was mir eine Barrierefreiheit nützt, wenn da kein Bus mehr 
fährt. Also ich denke, es geht tatsächlich darum, perspekti-
visch einen pragmatischen Barriereabbau umzusetzen.  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Da sind wir uns auch alle einig gewesen und wir haben 
das Haltestellenkataster mit in die Handlungsempfehlun-
gen einbringen können. Darum haben wir gerungen und 
das ist gut so. Aber dieses Haltestellenkataster ist ja nicht 
nur für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen da oder 
für Ältere. Also ich denke schon, dass wir auch immer 
noch ein Land für junge Menschen sind, dass Kinderwa-
gen und -karren nach wie vor auf unseren Straßen sind, 
und von daher würde ich den Barriereabbau nicht nur für 
die ältere Generation sehen, sondern für alle. 
 
Ein zweiter Teil – der ist hier auch schon genannt wor- 
den – ist die ÖPNV-Reform, und da haben wir uns für ein 
dreistufiges Landesnetz eingesetzt, das sind die Hauptli-
nien, die Nebenlinien und die Flächenerschließung. Ein 
dichter integraler Taktplan – das muss man immer wieder 
sagen – ist eingeflossen in die Handlungsempfehlungen 
und von daher sind bestimmte Entwicklungen in unserem 
Land damit nicht vereinbar. 
 
Das, was uns auch wichtig war, ein landeseinheitliches 
Tarifsystem, ist vorhin schon benannt worden, dass ich 
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mit einer Fahrkarte und einer guten Anbindung von 
Schwerin nach Usedom komme und auch wieder zurück. 
Und warum ging das nicht früher? Das sind so Dinge, die 
müssen hier noch mal erfragt werden, und natürlich 
auch: Wie können wir diese perspektivisch umsetzen? 
 
Wir haben uns auch dafür eingesetzt, dass es eine we-
sentliche Strukturveränderung gibt, nämlich im Umbau 
der Verkehrsgesellschaft. Sie wissen alle, wie schwierig 
das ist, das hat Frau Friemann-Jennert hier gesagt, das 
ist auch von Herrn Koplin und von Herrn Heydorn … 
 

(Die Abgeordnete Silke Gajek  
verschüttet ihr Wasserglas. – 

allgemeine Unruhe – 
Zurufe aus dem Plenum: Oh! – 

Minister Dr. Till Backhaus: Mann, Mann, Mann!) 
 
Oh Gott! 
 

(Julian Barlen, SPD: Hat mal einer einen Feudel? – 
Udo Pastörs, NPD: Machen Sie  

mal ein bisschen langsam!) 
 
Wie? Alle aufgewacht, ne? 
 

(Udo Pastörs, NPD: Fang mal an  
zu putzen, Mädel! Mach mal sauber!) 

 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Herr Abgeordneter 

Pastörs, ich möchte Sie bitten, solche Äußerungen zu 
unterlassen.  
 

(Udo Pastörs, NPD: Warum denn?) 
 
Weil Frau Gajek nicht Ihr „Mädel“ ist, sondern Abgeord-
nete dieses Hauses. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD: Ich hab  
nicht gesagt, dass es mein Mädel ist.  

Das schließt sich schon aus.) 
 
und diskutieren Sie darüber nicht! Ich erteile Ihnen einen 
Ordnungsruf. 
 
Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So, dann 

steige ich wieder ein. Alle sind jetzt wach. 
 
Also wir haben uns dafür eingesetzt, wesentliche Struk-
turveränderungen umzusetzen, den Umbau der Ver-
kehrsgesellschaften, und Sie wissen alle, wie schwierig 
immer die Verkehrsverbünde miteinander agieren.  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Es ist hier diskutiert worden, inwiefern perspektivisch 
Mobilitätszentralen aufgebaut werden. Das ist ein Stück 
weit Vision und die Frage ist natürlich: Wie können wir 
das umsetzen?  
 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD) 
 
Es ist ein großer Punkt genannt worden, nämlich eine 
Beteiligungskultur auf den Weg zu bringen. Ich denke, 
das ist ganz wichtig, gerade wenn wir in vielen Bereichen 
doch von einem Umbau sprechen. Und da ist angeregt 
worden, Mobilitätskonferenzen umzusetzen,  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 

und zwar mithilfe eines Dorf- und Regionalmanagements. 
 
Möglicherweise, Herr Pastörs, haben Sie die Handlungs-
empfehlungen nicht gelesen – so kann ich das nur ablei-
ten – und können, weil Sie keine Ahnung haben, hier nur 
durch unqualifizierte Zwischenrufe punkten. 
 

(Michael Andrejewski, NPD:  
Genauestens studiert.) 

 
Das, was für uns aber wichtig war,  
 

(Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
war die Vision einer elektromobilen und hoch automati-
sierten Flächenerschließung. Darüber haben wir sehr viel 
diskutiert und ich bin sehr froh, dass wir das haben rein-
bringen können in die Handlungsempfehlungen, um sich 
auch die Gedanken zu machen über ein kommunales 
Carsharing-System. Das sind doch Sachen, die in ein-
zelnen Städten funktionieren.  
 

(Beifall Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich glaube, da ist noch viel Nachholbedarf in meiner 
Landeshauptstadt Schwerin, aber das ist die Perspektive, 
wie wir hier ein intelligentes System zwischen Individual-
verkehr, ÖPNV und SPNV hinkriegen, denn ich denke, 
und das wissen wir heute schon, dass sich sehr viel 
geändert hat und wahrscheinlich sich noch ändern wird  
 

(Udo Pastörs, NPD: Sehr weise.) 
 
mit einer Generation, die dann wie wir 2030 68 ist. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Es ist auch diskutiert worden, und das ist heute noch 
Utopie, fahrerlose und ökologisch sowie ökonomisch 
nachhaltige Mobilität mit dem ÖPNV-Tarif frei Haus zu 
bestellen.  
 

(Egbert Liskow, CDU:  
Das sind nur Allgemeinplätze. – 

Zuruf von Michael Andrejewski, NPD) 
 
Das sind Dinge, wo ich denke, wir haben vorhin gehört 
von Frau Friemann-Jennert, dass es eben keine Eig-
nungsprüfung für Ältere gibt, aber möglicherweise gibt es 
irgendwann Autos, die allein fahren. Auch das muss 
heute mit bedacht werden, damit wir morgen noch mobil 
sind. 
 
Ich finde es aber dennoch nicht nachvollziehbar, dass die 
Streckenschließung der Südbahn – und damit haben Sie 
gerechnet, dass das jetzt kommt – vorangebracht wurde, 
obwohl wir uns in der Enquetekommission geeinigt ha-
ben. Und da möchte ich zitieren aus der Handlungsemp-
fehlung, Seite 37: „Ein weiterer Abbau im Bereich des 
SPNV muss mindestens bis zur Umsetzung der hier 
empfohlenen Reform des ÖPNV vermieden werden, um 
flexibel auf zukünftige Bedarfe reagieren zu können.“ Das 
ist konträr und geht beides nicht zusammen. Deshalb 
kann ich nur immer wieder an den Energieminister und 
Infrastrukturminister appellieren, das rückgängig zu ma-
chen. 
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
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Das zweite fatale Signal waren die neuen Winterfahrplä-
ne. Also die werden dem Hauptvotum in keiner Weise 
gerecht und dann fühlt man sich manchmal in der En-
quetekommission schon so ... Wir haben sehr viel 
Schlaues aufgeschrieben, wir haben uns wirklich Gedan-
ken gemacht,  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
wir haben mit der CDU gerungen, mit der SPD und der 
LINKEN, das haben wir gemacht. Die Frage ist aber 
tatsächlich, was kommt am Ende dabei raus,  
 

(Torsten Renz, CDU: Das ist die große Frage.) 
 
und das frustriert auch manchmal. Das muss man ein-
fach sagen. Wir machen uns die Gedanken ... 
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU: 
Großer Konsens scheint ja da nicht zu sein.) 

 
Wie bitte? 
 

(Torsten Renz, CDU: Großer  
Konsens scheint da nicht zu sein.) 

 
Doch. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Nein, deine Kollegin hat das kleingeredet, also das muss 
man mal sagen. Und wir haben, glaube ich, eine andere 
Aufgabe in der Opposition als ihr in der Regierung, 
 

(Torsten Renz, CDU: Da gehts doch um die  
Zukunft, da muss man ein bisschen flexibler sein.) 

 
vielleicht sollte man sich das manchmal vor Augen hal-
ten. 
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Genau. Es geht nicht um Machtpolitik, es geht nicht um 
Parteienpolitik, und das sagen jetzt hier die Herren, die 
sich nicht eingebracht haben. 
 

(Torsten Renz, CDU: Aber deine Rede 
bringt das anders zum Ausdruck.) 

 
Aber ich möchte auf den zweiten Bereich kommen: Ge-
sundheit und Pflege, Prävention. Auch der Bereich hat 
doch für viel Unruhe gesorgt. Einige Punkte sind ja ge-
nannt worden und der Konsens ist natürlich da, dass wir 
die Prävention stärken wollen. Das ist nicht neu.  
 

(Udo Pastörs, NPD: 
Nonsens, was Sie da vortragen.) 

 
Die Frage ist nur, wie, wann und in welcher Form wir uns 
auf den Weg machen, auch dass wir uns haben einigen 
können auf die vielseitige Fachkräftegewinnung durch 
Ausbildung, Anwerbung, Entlohnung, Förderung, Koope-
ration und die Vereinbarkeit im medizinischen wie im 
Pflegebereich. Es ist aber so – das muss hier auch ge-
sagt werden –, dass wir uns dafür eingesetzt haben, die 
Pflegeschlüssel zu verbessern. Damit konnten wir uns 
nicht durchsetzen. Wir haben uns hingegen auf die Pfle-
gebedarfsplanung geeinigt. Wir als GRÜNE haben uns 
dann noch für die Einführung eines Pflegemonitors sowie 

die Prüfung einer Pflegekammer starkgemacht. Das ist 
mit aufgenommen worden.  
 
Es ist jetzt aber auch in dem Bereich der Entwicklung der 
gesundheitlichen Versorgung, insbesondere der Grund-
versorgung, immer wieder auf die regionale Beteiligung 
hingewiesen worden. Und wenn wir – wir hatten ja ges-
tern diesen Dringlichkeitsantrag eingebracht – dann noch 
mal sehen, was zurzeit in Wolgast passiert mit dem Tau-
schen einzelner Stationen, dann muss schon gefragt 
werden, wie wir hier perspektivisch die Handlungsemp-
fehlungen des Landes in aktive Politik umsetzen können. 
 
Schade, meine Redezeit ist beendet,  
 

(Torsten Renz, CDU: Ein Glück!) 
 
aber Sie können den Bericht lesen, da gibt es noch viele 
Empfehlungen, die möglicherweise noch jemand hier 
kundtut. – Danke. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Torsten Renz, CDU:  

Das waren GRÜNEN-Empfehlungen, ja?) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 

Gajek. 
 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Barlen für die 
Fraktion der SPD. 
 

(Bernd Schubert, CDU: Der weiß jetzt  
gar nicht mehr, was er noch sagen soll.) 

 
Julian Barlen, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst eine 
Randbemerkung zu den Hinweisen von Frau Kollegin 
Friemann-Jennert zum Thema „Wohnen und Zuschuss-
programme für Lifte im Bestand“. Da möchte ich noch 
mal meine Erinnerung hier zu Protokoll geben. Ich glau-
be, es war so, dass die SPD-Landtagsfraktion die CDU 
so Ende 2011 zum Jagen getragen hat, mit vereinten 
Kräften.  
 

(Heinz Müller, SPD: Ja, daran kann  
ich mich auch noch erinnern. – 

Zurufe von Rainer Albrecht, SPD, 
und Wolfgang Waldmüller, CDU) 

 
Dann haben wir, glaube ich, Ihnen gefühlt zwei Jahre 
dabei zugeguckt, wie Sie versucht haben, die Flinte gän-
gig zu kriegen und irgendwie eine entsprechende Richtli-
nie im Wirtschaftsministerium auf den Weg zu bringen. 
Und jetzt ballern Sie hier aus allen Rohren und sagen,  
 

(Zuruf von Silke Gajek, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Sie haben dieses Zuschussprogramm auf den Weg ge-
bracht.  
 

(Zuruf von Jürgen Suhr, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Das ist putzig, hat aber nichts mit der Wirklichkeit zu tun. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Unruhe vonseiten der Fraktionen der CDU 

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Präsidentin Sylvia Bretschneider: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, nun lassen Sie mal den Abgeordne-
ten Herrn Barlen seine Rede hier vortragen. Und wenn 
Sie Redebedarf haben, können Sie sich gern noch zu 
Wort melden. 
 
Julian Barlen, SPD: So, also,  

 
(Torsten Renz, CDU: Ich würde jetzt sagen,  

da steht jetzt Aussage gegen Aussage.) 
 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe nicht damit 
angefangen, hier über das Thema Wohnen zu sprechen, 
im Zweiten Zwischenbericht steht das nämlich nicht drin. 
Ich möchte natürlich gern etwas zum Zweiten Zwischen-
bericht der Enquetekommission sagen.  
 

(Wolfgang Waldmüller, CDU:  
Tatsächlich?) 

 
Da haben wir uns gemeinsam vorgenommen, den Ein-
setzungsbeschluss weiter mit Leben zu füllen, also 
zunehmend älter werdenden Menschen in Mecklen-
burg-Vorpommern und den daraus resultierenden Ver-
änderungen in unserer Gesellschaft Rechnung zu tra-
gen und gemeinsam zu überlegen, was die geeigneten 
Maßnahmen sind, um ein gutes Leben im Alter in Meck-
lenburg-Vorpommern zu gewährleisten. Und wir haben 
uns vorgenommen – der Kollege Heydorn, unser Vor-
sitzender der Enquetekommission, ist darauf eingegan-
gen –, dass wir das idealerweise möglichst einvernehm-
lich tun wollen und dass wir das unter Einbeziehung 
möglichst vieler Akteure, möglichst vieler Experten, 
möglichst vieler Menschen in unserem Land machen, 
die dann vor allen Dingen in den Kreisen und den Regi-
onen ganz direkt mit der Umsetzung betraut sind, mit 
einem ganz klaren Fokus auf Teilhabe, Ansprüche, 
auch Versorgungsansprüche einer älter werdenden 
Bevölkerung. 
 
Ich bin der Auffassung, meine Damen und Herren, dass 
wir diesem Auftrag des Einsetzungsbeschlusses im 
Rahmen des Zweiten Zwischenberichtes wirklich gut 
gerecht geworden sind, 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/  
DIE GRÜNEN: Das denke ich auch.) 

 
und ich möchte mich noch mal seitens unserer Fraktion, 
der SPD-Fraktion, sehr herzlich bei allen bedanken, die 
zum Gelingen beigetragen haben: bei unserem Sekreta-
riat, bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern der Fraktio-
nen und natürlich bei den Gutachtern und bei allen Mit-
gliedern, auch externen Mitgliedern unserer Enquete-
kommission. Ohne diese würde der Bericht so nicht 
vorliegen und ich finde es gut, die Sondervoten sind 
angesprochen worden, dass wir es weitgehend kon-
sensual gehalten haben. 
 
Wir gehen in der Arbeit, in der Aussprache arbeitsteilig 
vor, das heißt, Frau Kollegin Tegtmeier wird noch auf den 
Bereich Mobilität eingehen. Ich möchte mich auf das 
Thema „Alter und Gesundheit“ konzentrieren.  
 
„Alter und Gesundheit“, das muss man sich, glaube ich, 
auch in der Aussprache zu diesem Zwischenbericht noch 
einmal vor Augen halten, ist ein ganz besonderes Thema 
für eine Enquetekommission und natürlich auch für ein 
Landesparlament.  

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Ein schwieriges, ein schwieriges.) 

 
Es gibt wenige Politikbereiche, wo es mehr emotionale 
Aufmerksamkeit der Menschen gibt. Es gibt wenige Be-
reiche, wo es mehr Akteure, mehr Träger mit teils ganz 
unterschiedlichen Interessen gibt, und vor allen Dingen 
gibt es, glaube ich, wenige Politikbereiche, wo es ein 
höheres Maß der Selbstverwaltung gibt, das heißt eigent-
lich auch wenig ganz direkte Eingriffsmöglichkeiten auf 
alle Bereiche, die am Ende die Struktur der Versorgung 
bestimmen. 
 
Kurz gesagt, wir hatten als Enquetekommission die Auf-
gabe, in unseren Beratungen gemeinsam mit den Ärzten, 
mit den Krankenhäusern, mit den Pflegenden, mit den 
Krankenkassen, mit den Kommunen, mit den weiteren 
Heilberufen, vielen mehr im stationären und ambulanten, 
aber auch im städtischen und sehr ländlichen Bereich zu 
vereinbaren,  
 

(Zuruf von Silke Gajek, 
 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
wie durch eine kluge Arbeitsteilung die Versorgung lang-
fristig gesichert wird, wie die besonderen Erfordernisse 
älterer Patientinnen und Patienten berücksichtigt werden 
und man dabei vor allen Dingen den geltenden Quali-
tätsanforderungen gerecht wird.  
 
Wir mussten mit dieser Vielzahl an Akteuren besprechen, 
was geschehen muss, damit ein in unseren Augen ganz 
kardinaler, wesentlicher Punkt abgesichert wird, nämlich 
dass es überhaupt entsprechend qualifiziertes Personal 
gibt, das diese Aufgaben vor Ort erfüllt. Und wir mussten 
uns darüber verständigen, wie trotz weiter Wege und 
trotz sich konzentrierender Angebotsstrukturen ambulan-
te Versorgung, der existierende Wunsch älterer Men-
schen, möglichst lange in ihrem angestammten Umfeld 
zu verbleiben, gewährleistet werden kann. 
 
Meine Damen und Herren, die Beratungen zu diesen 
Zielstellungen haben natürlich nicht irgendwie im luftlee-
ren Raum stattgefunden, sondern wir haben uns von 
Anfang an überlegt – und das hat sich, finde ich, be-
währt, diese Herangehensweise –, zunächst mal zum 
Status quo uns auch eine gutachterliche Expertise einzu-
holen. Diese hat unter Berücksichtigung der realen Rah-
menbedingungen in unserem Land dann in der Enquete-
kommission stattgefunden, als da wären  
 
– eine sich vor allem im ländlich-peripheren Raum 

weiter ausdünnende Bevölkerung, die stark altert, 
 
– als Rahmenbedingung darüber hinaus eine öffentli-

che Hand und Sozialversicherungen, die einen zu-
nehmend restriktiven Finanzrahmen aufweisen, 

 
– eine Raum- und Verkehrsplanung und eine räumli-

che Verteilung sowie organisatorische Aufteilung der 
Gesundheitsversorgung, die nicht ideal harmonisiert 
ist,  

 
– eine deutliche Steigerung von altersassoziierten und 

demenziellen Erkrankungen bei gleichzeitiger Ab-
nahme von Fallzahlen in anderen Bereichen,  

 
(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/  

 DIE GRÜNEN: Das kommt ja noch.) 
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– eine deutliche Herausforderung bei der Gewinnung 
von ärztlichen und pflegerischen Fachkräften, nicht 
nur, aber insbesondere auf dem Lande, was sowohl 
Niederlassungen, Sozialstationen, aber auch, sage 
ich mal, kleinere stationäre Versorgungseinheiten 
insbesondere betrifft,  

 
– und natürlich zu guter Letzt ein globales Regime an 

Qualitäts- und Mengenvorgaben,  
 

(Zuruf von Silke Gajek,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
das es jenseits der Herausforderungen, entsprechend 
qualifiziertes Personal zu finden, insbesondere klei-
nen, aber dann auf der anderen Seite auch hoch spe-
zialisierten Versorgern zunehmend schwerer macht, 
nachhaltig zu wirtschaften. 

 
Diese Liste ließe sich sicherlich fortsetzen, meine Damen 
und Herren, ich glaube aber, dass damit der Rahmen 
unserer Beratungen – sowohl im Grunde unsere normati-
ven Ansprüche als auch die Wirklichkeit betreffend – 
ganz gut umrissen ist. Und in diesem Koordinatensystem 
von faktischen Gegebenheiten und von gesundheitspoli-
tischen Zielstellungen haben wir uns dann also auf den 
Weg gemacht, gemeinsam Handlungsfelder und Maß-
nahmen für die mittlere Frist zu identifizieren.  
 
Ich möchte natürlich hier wie alle anderen Redner nicht 
Ihrer wahrscheinlich noch stattfindenden, sehr vertieften 
eigenen Lektüre vorgreifen und kann auch nicht – allein 
schon aus zeitlichen Gründen, obwohl wir wahrscheinlich 
wieder mit Abstand den größten Redeblock haben – 
sämtliche Maßnahmenempfehlungen aus den Bereichen 
Fachkräftesicherung, Krankenhaus- und Notfallversor-
gung, ambulante Versorgung, Geriatrie, Psychiatrie so-
wie E-Health vorstellen. Ich möchte exemplarisch drei 
Bereiche rauspicken, die unseres Erachtens besondere 
Bedeutung haben, und die auch – das haben wir in der 
Enquetekommission schon gemerkt in der Debatte – ein 
bisschen einen besonderen Stellenwert eingenommen 
haben.  
 
Und das dürfte zum einen – insbesondere Kollege Hey-
dorn in seiner Einbringung, aber auch Kollege Koplin 
haben das schon angesprochen –, das dürfte der Ansatz 
von lokalen Gesundheitszentren als Versorgungsanker in 
der Fläche sein. Hier geht es nämlich um nichts weniger 
als die Sicherung von medizinischer Versorgung durch 
regionale, integrierte und auf die Bedürfnisse der Bevöl-
kerung bezogene Einheiten. Es geht bei solchen lokalen 
Gesundheitszentren oder Versorgungsankern eben nicht 
darum – und da habe ich insbesondere am Anfang der 
Debatte manchmal so ein bisschen die Differenzierung 
vermisst –, Standorte zum Beispiel von kleinen Kranken-
häusern infrage zu stellen, im Gegenteil, ganz im Gegen-
teil, es geht darum, zu überlegen, wie kann man eine 
langfristige Sicherung aller heute existierenden Versor-
gungsstandorte denn gewährleisten, und wie kann man 
vielleicht sogar sinnvoll die heutigen Standorte durch 
weitere ergänzen. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Und da würde ich gern, wenn die CDU schon in persona 
von Herrn Renz hier, sagen wir mal, ganz eifrig wird an 
der Stelle, einen Zungenschlag von Frau Kollegin Frie-
mann-Jennert aufgreifen,  

(Torsten Renz, CDU: Oha!) 
 
zum Thema der Superkrankenhäuser. Diese werden es 
hier im Land nicht richten. Das trifft nicht den Kern unse-
rer Debatte, ob hier die Superkrankenhäuser sagen wir 
mal, die Versorgung fürs ganze Land regeln werden,  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
es geht – und das, finde ich, war auch der Kern unserer 
Beratungen in der Enquetekommission – darum, wie wir 
eine vernünftige, kooperative, durchlässige Versorgungs-
struktur schaffen,  
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
die quasi aus lokalen Gesundheitszentren besteht,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 Die Frage ist natürlich auch, was ist vernünftig.) 

 
die aus regionalen Versorgern besteht und die natürlich, 
allein schon Qualitäts- und Mengenvorgaben betreffend, 
aus wenigen zentralen Spitzenversorgern besteht. Wie 
kann man das quasi zusammendenken?  
 
Was wir in dem Zusammenhang anregen, Stichwort 
„lokale Gesundheitszentren“, ist ein geänderter Blickwin-
kel und auch eine veränderte Arbeitsteilung. In den Ver-
sorgungsankern sollten unseres Erachtens nämlich am-
bulante, teilstationäre und stationäre Leistungen angebo-
ten werden von Haus- und Fachärzten, von kompetenter 
Pflege, von weiteren Heilberufen, und genau dieses 
Personal – eingangs ist es gesagt worden – ist knapp. 
Und knappes Personal ist auf der Suche nach Arbeitsor-
ten, die attraktiv sind, die eine Struktur bieten, die fami-
lienfreundliche Arbeitsverhältnisse zulassen, zum Bei-
spiel durch ein Anstellungsverhältnis, zum Beispiel durch 
die Tatsache, dass man in solchen Gesundheitszentren 
entsprechend genügend Patientinnen und Patienten, also 
Fälle anzieht. Vor allen Dingen aber suchen sie Arbeits-
bedingungen, die im ländlichen, peripheren Gebiet einen 
längerfristigen Bestand, also auch Sicherheit in Aussicht 
stellen. 
 
Ein solcher interdisziplinärer Ansatz von Versorgungsan-
kern, von lokalen Gesundheitszentren, ähnlich vielleicht 
so einer erweiterten Idee von Polikliniken, ist in unseren 
Augen attraktiv für Personal und Patienten zugleich. 
Letztere können sich dann nämlich darauf verlassen, im 
Bedarfsfalle und auch im Notfall wirklich einen Behandler 
antreffen zu können. Neben der gemeinsamen Behand-
lung einer größeren Menge an Fällen und einem wichti-
gen Beitrag zur Notfallversorgung werden solche sekto-
renübergreifenden interdisziplinären Versorgungsanker 
dann übrigens auch in der Lage sein, durch telemedizini-
sche Anwendungen mit den Zentren der Hochleistungs-
medizin, Stichwort „Superkrankenhäuser“, zu kooperie-
ren und deren Expertise in die Fläche zu bringen. 
 
Meine Damen und Herren, ein weiterer wichtiger Be-
reich ist unseres Erachtens die geriatrische Versorgung. 
Im Bereich der sehr alten Patientinnen und Patienten 
werden in Mecklenburg-Vorpommern die Fallzahlen 
stark ansteigen, Bluthochdruck, Diabetes, Infarkte, 
Schlaganfälle, Demenz, einige mehr, und oftmals treten 
diese Erkrankungen bei den Patientinnen und Patienten 
gleichzeitig auf. Man spricht von Co- und Multimorbidi-
tät. Vor diesem Hintergrund legen wir auch in unserem 
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Zweiten Zwischenbericht gemeinsam den Aufbau einer 
vernetzten integrierten Versorgungsstruktur für geriatri-
sche Patientinnen und Patienten durch die Selbstver-
waltung nahe. 
 
Auch bei der ambulanten geriatrischen Komplexbehand-
lung ist das Angebot unseres Erachtens auszubauen und 
dabei insbesondere auf die Bedürfnisse im ländlichen 
Raum zu achten. Wichtig ist zudem, dass neben der 
Förderung der Geriatrie im stationären und ambulanten 
Bereich die grundständige Weiterbildung der Ärzte, aber 
auch der Pflege insbesondere weiter betrieben wird. 
 
Abschließend möchte ich einen in meinen Augen sehr 
wichtigen, weil übergreifend wirksamen Bereich anspre-
chen, das ist die Telemedizin, den wir in der Enquete-
kommission sehr intensiv im Rahmen der Anhörung 
diskutiert haben, dem wir auch in unserem Zwischenbe-
richt wirklich sehr viel Raum widmen, weil wir der Auffas-
sung sind, dass diese Telemedizin in unserem Bundes-
land sehr segensreich wirken kann und auch viele Akteu-
re, die hier im Bundesland sich auf den Weg gemacht 
haben, in dem Bereich zu forschen und Anwendungen zu 
entwickeln, da in Zukunft wirklich beispielgebende Lö-
sungen für andere Bundesländer generieren können und 
das schon in der Vergangenheit getan haben.  
 
Die Versorgung einer älter werdenden Bevölkerung soll 
durch Telemedizin nicht, sagen wir mal, gewährleistet 
werden in der Form, dass man keine menschliche Zu-
wendung und keinen persönlichen Kontakt mehr braucht, 
darum geht es nicht, aber es geht darum, dass die dau-
erhafte tägliche Kommunikation zwischen Arzt und Pati-
enten durch Telemedizin selbstverständlich stark erleich-
tert wird. Beispielsweise unnötige häufige Einweisungen 
in Krankenhäuser, Routineuntersuchungen, immer wie-
der erneute Vorstellungen beim Arzt können durch Tele-
medizin vermieden beziehungsweise reduziert werden, 
und es gibt, wie schon gesagt, eine Menge Expertise im 
Land zu den Themen „Versorgung“, „Überwachung“ und 
„Austausch zwischen Patienten und Ärzten“.  
 
Wir haben hier im Landtag, Stichwort „Telemedizinbeirat“, 
ja sehr häufig und sehr intensiv über diesen Bereich 
diskutiert und wir haben uns glücklicherweise in einer der 
letzten Landtagsdebatten noch mal gemeinsam dafür 
ausgesprochen – auch auf einen Antrag unserer Fraktion 
hin, gemeinsam mit der CDU –, dass wir den Telemedi-
zinbeirat, den wir schon mal hatten, der viel Gutes getan 
hat für unser Bundesland, unbedingt wieder aufleben 
lassen. Das haben wir auch im Zweiten Zwischenbericht 
betont. Und dieser muss sich, Stichwort „Zukunftskon-
zept“, jetzt nicht irgendwie mit der Entwicklung eines 
ganz neuen Konzeptes beschäftigen, er muss vor allen 
Dingen erst mal den Bericht, das Telemedizinkonzept 
evaluieren und fortschreiben – dann sind wir da, glaube 
ich, auf einem guten Weg – und in diesem Zusammen-
hang entsprechende Förderbedarfe und gemeinsame 
Entwicklungspfade skizzieren. 
 
Im Rahmen solcher zukünftigen Initiativen für mehr Te-
lemedizin ist also im Grunde genommen der Netzwerk-
gedanke zu stärken, es ist Forschung zu stärken und wir 
brauchen vor allen Dingen entsprechende Projekte, die 
dann nicht, sagen wir mal, am Projektende sozusagen 
irgendwie in den Bücherregalen landen, sondern die in 
die Versorgungspraxis überführt werden, die sich be-
währt haben und die auch von den Anbietern entspre-
chend abgerechnet werden können. 

Meine Damen und Herren, bei diesen drei Beispielen, 
lokale Versorgungszentren, Geriatrie und Telemedizin, 
möchte ich es bewenden lassen. Ich lege Ihnen wirklich 
nahe, den Zwischenbericht auch für Ihre Arbeit in den 
Regionen zur Hand zu nehmen und sich mal zu verge-
genwärtigen, was wir gemeinsam aufgeschrieben und 
welche Entwicklungspfade wir dort aufgezeigt haben. 
Und ich erhoffe mir – da sind wir uns, glaube ich, bei den 
demokratischen Fraktionen äußerst einig –, dass wir uns 
jetzt quasi in einem konstruktiven Zusammenspiel aller 
beteiligten Akteure der Selbstverwaltung des Landes und 
natürlich der Kommunen ganz engagiert an die Umset-
zung der vorgeschlagenen Maßnahmen machen für ein 
gutes Leben im Alter in Mecklenburg-Vorpommern. – 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 

Barlen. 
 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Köster für die 
Fraktion der NPD. 
 
Stefan Köster, NPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren!  
 
Herr Heydorn, ich muss Ihnen in einer Sache einmal 
recht geben: Sie haben recht, wenn Sie feststellen, dass 
sich Ihr Block der Superdemokraten weitgehend in allen 
Angelegenheiten einig ist. 
 

(Michael Andrejewski, NPD: Ja, wie immer.) 
 
Und es ist auch nicht verwunderlich in einem politischen 
System, in dem sich die Bundestagsparteien und ihre 
Vorfeldorganisationen durch Einflussnahme in Vereinen 
und anderen Organisationen den Staat zur Beute ge-
macht haben. 
 

(Beifall Udo Pastörs, NPD –  
Heiterkeit bei Martina Tegtmeier, SPD) 

 
Sinn und Zweck dieser Enquetekommission:  
 

(Julian Barlen, SPD:  
Da sind wir aber gespannt.) 

 
Diese Enquetekommission ist genauso sinnlos wie die 
Enquetekommission in der 5. Legislaturperiode und wird 
genauso folgenlos sein wie die Vorgängerenquetekom-
mission.  
 

(Zuruf von Martina Tegtmeier, SPD) 
 
Ich habe einzig und allein den Eindruck, dass diese En-
quetekommission geschaffen worden ist, um einem wei-
teren Sozialdemokraten einen bezahlten Posten zu ver-
schaffen, nämlich den Vorsitzendenposten, der ja auch 
entlohnt wird. Diese Enquetekommission kommt mir vor 
wie eine Selbsthilfegruppe und die NPD-Fraktion nimmt 
da durch meine Person die Beobachterrolle ein. 
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD –  
Zuruf von Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Für den Zweiten Zwischenbericht der Enquetekommission 
hat unsere Fraktion für den Bereich Mobilität folgendes 
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Sondervotum für die Maßnahmenempfehlungen abge-
geben:  
 
„Die Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission 
zur Mobilität, sofern sie umgesetzt würden, könnten die 
Mobilität in der Fläche teilweise aufrechterhalten und 
zum Teil verbessern.  
 
Um allerdings die Kommunen in die Lage zu versetzen, 
einen bedarfsgerechten Personennahverkehr anzubie-
ten, ist das Land Mecklenburg-Vorpommern in der 
Pflicht, die aufgabengerechte Finanzausstattung der 
Gemeinden, Städte und Landkreise sicherzustellen.  
 
Für eine nachhaltige Mobilität ist eine Aufrechterhaltung 
der Bahninfrastruktur ebenso wie ein Erhaltungs- und 
Sanierungsprogramm für das Straßenverkehrsnetz un-
ausweichlich. Die Einstellung der Südbahn“, die be-
schlossen ist, die Südbahn ist beerdigt, dessen muss 
sich jeder bewusst sein, „um nur ein Beispiel zu nennen, 
ist in diesem Zusammenhang ein fatales Signal. Im gan-
zen Land wurden in den vergangenen Jahren scheinbar 
unrentable Bahnstrecken ausgedünnt und stillgelegt. 
Daraus wird ersichtlich, dass das Land Mecklenburg-
Vorpommern über kein langfristiges Verkehrskonzept 
verfügt, welches die Infrastruktur im Land zu erhalten 
beabsichtigt. Stattdessen wird die Verkehrspolitik vom 
Infrastrukturabbau dominiert. 
 
Die Landespolitik hat gleichwertige Lebensbedingungen 
im Land zu gewährleisten und muss daher sicherstellen, 
dass vor allem auch der ländliche Raum vom 
,Öffentlichen Personennahverkehr‘ … nicht abgekoppelt 
wird. Die Entscheidungen der Landesregierung in den 
vergangenen Jahren lassen allerdings schlimme Auswir-
kungen für den ländlichen Raum befürchten.  
 
Durch die Entscheidungen der Landesregierung wird von 
dieser die Mobilität im ländlichen Raum zunehmend 
infrage gestellt. Doch wer leichtfertig vorhandene Infra-
struktur nicht nur infrage stellt, sondern aufgibt, hat das 
Land schon längst aufgegeben.“ 
 
Zur Gesundheitsversorgung haben wir kein Sondervotum 
eingereicht, weil so umfassende Maßnahmen erforderlich 
sind, um das Gesundheitswesen in unserer Heimat zu-
kunftsfest zu machen. Allein die Diskussion über die 
Reduzierung von Krankenhäusern, die von dem Vorsit-
zenden Heydorn positiv begleitet worden ist, zeigt, dass 
die Konzentrierung der Landespolitik einzig und allein auf 
den Zentren liegt. Die Tätigkeit der Enquetekommission 
geht nach wie vor an der Lebenswirklichkeit vorbei. Sie 
wollen aus Mecklenburg-Vorpommern einen Altersruhe-
sitz entwickeln, in dem die Senioren sich in den Zentren 
aufzuhalten haben. Und auch die Aussagen des Aus-
schussvorsitzenden oder Enquetekommissionsvorsitzen-
den Heydorn in diesem Zusammenhang sind sehr be-
zeichnend. 
 
Wir von der NPD-Fraktion wünschen uns hingegen eine 
Heimat, in der die ländlichen Räume den gleichen Stel-
lenwert haben wie die Städte, eine Heimat, in der die 
Generationen respektvoll und gemeinschaftlich mitei-
nander umgehen. Das Hauptaugenmerk einer Enquete-
kommission müsste statt „Älter werden in Mecklenburg-
Vorpommern“ „Leben in Mecklenburg-Vorpommern“ 
lauten. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD) 

Aber die Einbeziehung familienpolitischer Maßnahmen 
haben Sie in Ihrer ignoranten Art und Weise abgelehnt. 
Bereits jetzt ist absehbar, dass die Enquetekommission 
viel Zeit und Finanzmittel verbraucht, aber keine positi-
ven Veränderungen für unser Land herbeiführen wird, so 
die Stellungnahme der NPD-Fraktion. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Das Wort hat jetzt 

die Abgeordnete Frau Tegtmeier für die Fraktion der 
SPD. 
 
Martina Tegtmeier, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe den größten 
Teil meiner Blätter am Pult gelassen,  
 

(Udo Pastörs, NPD: Das ist schon mal gut.) 
 
weil ich wie in gewohnter Weise auch heute mich nicht in 
Wiederholungen erschöpfen möchte und ja viele Redner 
schon vor mir hier gestanden haben und aus dem Be-
reich ÖPNV vorgetragen haben. 
 
Zu Herrn Köster: Herr Köster, Sie haben Ihren Beobach-
tungsposten, so, wie Sie es nannten, sehr, sehr schlecht 
ausgefüllt,  
 

(Stefan Köster, NPD: Das können  
Sie ja gar nicht beurteilen.) 

 
kann ich da nur sagen, bei dem, was Sie hier vorgetra-
gen haben. Wer hier anderen vorwirft, sich in Vereinen 
und Verbänden zu engagieren, der kann das natürlich 
tun, wenn er das selbst nicht tut, weil er nämlich am ganz 
rechten Rand verortet wird. 
 

(Udo Pastörs, NPD: Oh, wir machen 
das sehr wohl, wie Sie wissen, nur 

mit einer anderen Zielsetzung.) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, die Arbeit der En-
quetekommission ist erfrischenderweise immer sehr 
zielgerichtet und eben nicht geprägt von Parteienklüngel 
oder was auch immer,  
 

(Gelächter bei Udo Pastörs, NPD) 
 
sondern die Zielorientiertheit wird dadurch dokumentiert, 
dass man umfangreiche – und ich glaube, das ist auch 
dieses Mal wieder gelungen –,  
 

(Udo Pastörs, NPD: Ja.) 
 
gute Empfehlungen zuletzt auch zu Papier bringt. Und 
wenn auch nicht die Ergebnisse jeder Enquetekommissi-
on sofort umgesetzt werden, so ist die Arbeit einer En-
quetekommission trotz alledem für die Gesellschaft weg-
weisend. 
 
Die Sicherstellung der Mobilität wird als eine Kernaufga-
be der Daseinsvorsorge angesehen, weil die Mobilität ein 
menschliches Grundbedürfnis ist, um an der Gesellschaft 
teilhaben zu können. Das haben die Grundlagenexperti-
sen deutlich herausgearbeitet. Die heutigen Älteren sind 
unternehmenslustiger als frühere Generationen. Auch 
wenn sie nicht mehr im Arbeitsleben stehen, gehen sie 
wesentlich häufiger aus dem Haus, fahren irgendwohin, 
als das frühere Generationen getan haben. 
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Unsere Mobilität in der Fläche ist geprägt durch Individual-
verkehre und – Frau Friemann-Jennert hat das vorhin, ich 
glaube, Frau Gajek auch, angesprochen –, zurzeit haben 
wir eine öffentliche Debatte über ältere Verkehrsteilneh-
mer, Führerschein, Verkehrssicherheit und so weiter. Dazu 
gibt es ganze Sendungen, auf NDR Info habe ich das 
gestern Abend bei der Heimfahrt selbst verfolgen können. 
Die Meinungen sind vollkommen kontrovers. Aber es ist 
nichts zu verallgemeinern, nicht mal in den obersten Al-
tersgruppen kann man das verallgemeinern. Leute, die 85 
und älter sind, können durchaus noch flott im Verkehr 
unterwegs sein, und zwar verkehrssicher, während auch 
jüngere Menschen teilweise schnell mit hohem Verkehrs-
aufkommen überfordert sind.  
 
Und eins hat die Untersuchung auch ergeben: Ältere in 
Mecklenburg-Vorpommern greifen für den Nahbereich 
öfter auf das Fahrrad zurück, als das in anderen Bundes-
ländern der Fall ist. Dann nimmt die Nutzung erst bei 
Hochbetagten ab, aber wir wissen alle, dass in den länd-
lichen peripheren Räumen oftmals für die ganz normalen 
Alltagsverkehre gute Radwege einfach fehlen. 
 
Insgesamt kommt dem ÖPNV in Mecklenburg-Vorpom-
mern in Zukunft eine größere Bedeutung zu, als das 
zurzeit der Fall ist. Herr Koplin, aber auch Frau Frie-
mann-Jennert und Frau Gajek haben die Schlaglichter 
aus den Empfehlungen hier schon vorgetragen. Deswe-
gen will ich mich diesem Thema mal von einer anderen 
Seite widmen, weil Sie wissen das alle, selbst nach der 
Kreisstrukturreform hat sich hier der ÖPNV so ein biss-
chen anders strukturiert, 
 

(Heiterkeit bei Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE) 
 
teilweise sind übergreifende Lösungen wieder zurückge-
fahren worden. Der ÖPNV liegt in den Händen der kom-
munalen Ebene. Die Kreise und kreisfreien Städte machen 
das in ihrer eigenen Zuständigkeit und organisieren das, 
wie sie es für richtig halten. Und das ist für uns als Land 
natürlich eins der Hauptprobleme. Der zukünftige ÖPNV 
soll so sein, dass jemand aus dem Umkreis von Lübeck, 
sage ich mal, der in Nordwestmecklenburg wohnt, mög-
lichst ohne große Brüche bis auf die Insel Rügen oder 
auch nach Usedom reisen kann, und das bestenfalls ir-
gendwann auch mit einem einheitlichen Tarif. Davon sind 
wir weit entfernt. Das wird eine der schwierigsten Aufga-
ben sein, die uns bevorstehen. 
 
Im Landkreis Nordwestmecklenburg wurde mit dem 
01.01.2016 ein neues ÖPNV-Konzept eingeführt, das 
ganz wesentliche Bestandteile aus dem Konzept, was wir 
hier dem Land empfehlen, landesweit beinhaltet. Das 
Konzept hat also zur Folge, dass Taktlinien eingezogen 
wurden, dass das Hauptnetz an Struktur, sage ich mal, 
also alle Zentren des Kreises in einer guten Taktung 
liegen, verortet in diesem Netz, und die Individualverkeh-
re sollen dieses Netz ergänzen. Es ist eine Hotline ge-
schaltet worden, weil natürlich so ein neues Konzept zu 
Veränderungen führt. Die Drähte liefen heiß, bis zu 
2.000 Anrufe am Tag wurden an den Umstellungstagen, 
in den ersten Tagen gezählt. Teilweise kamen die Nutzer 
überhaupt gar nicht durch, weil ständig besetzt war. Es 
gab und gibt viele Abstimmungsnotwendigkeiten. Die gab 
es im Vorfeld, die gab es nach dem Start, aber ich denke, 
wenn dieses Konzept erst mal eine Weile läuft, können 
andere Landkreise und kreisfreie Städte durchaus hier 
ein Beispiel vorfinden, an welchem sie sich orientieren 
können.  

Immer wenn es zu Veränderungen kommt, werden die 
Bürger erst mal richtig wach und denken, wie betrifft mich 
das denn. Dann ist die Beteiligung am allergrößten, nicht 
im Vorverfahren, wenn eigentlich das öffentliche Beteili-
gungsverfahren läuft, wie auch hier. Ein Problem dabei 
ist natürlich immer die Abstimmung der Fahrpläne zwi-
schen dem schienengebundenen und dem straßenge-
bundenen ÖPNV. Das wird manchmal gern vergessen. 
Aber auch das ist natürlich besonders wichtig. Dazu 
haben wir hier gestern schon die Debatte gehabt, wie 
wichtig der schienengebundene Personennahverkehr bei 
uns im Land ist und wie er weiterentwickelt werden soll. 
 
Und eins noch am Rande: Alles hängt mit allem zusam-
men. Der Kollege Barlen hat vorhin zu den Strukturen, zu 
den Anknüpfungspunkten im Land ausgeführt, weil auch 
im ÖPNV geht es natürlich darum, überflüssige Verkehre 
zu vermeiden. Das heißt also, dass ich meine Strukturen 
so habe, dass ich als Bürger dieses Landes nicht weiter 
fahren muss als bis zu meinem Grundzentrum, weil ich in 
meinem Grundzentrum möglichst alle Infrastruktur vorfin-
den kann, die ich benötige, und dass ich dort die Struktu-
ren vorfinde und nicht erst ins nächste Mittel- oder auch 
Oberzentrum fahren muss.  
 
Also, sehr geehrte Damen und Herren, die Empfehlun-
gen, die die Enquetekommission zu Papier gebracht 
hat, sind übergreifend auf das ganze Land bezogen und 
die Umsetzung wird viel Energie und Kraft bedeuten, 
wird ein Umdenken bedeuten und vor allen Dingen wird 
es bedeuten, dass wir die kommunale Ebene vollkom-
men mit ins Boot bekommen müssen, weil ohne die 
kommunale Ebene kommen wir da keinen Schritt wei-
ter. Ich wünsche mir, dass wir diese Schritte gehen 
können mit der kommunalen Ebene zusammen und 
dass diese aufgeschlossen ist und nicht, wenn sie ein 
neues Konzept gefunden hat, daran festhält, sondern 
auch bereit ist, dann mit den anderen zusammenzuar-
beiten, damit das Ganze gelingen kann. – Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 

Tegtmeier.  
 
Das Wort hat jetzt noch einmal der Abgeordnete Herr 
Heydorn für die Fraktion der SPD.  
 
Jörg Heydorn, SPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren Abgeordnete! Ich möchte doch noch mal auf 
diesen selbsternannten völkischen Beobachter hier rea-
gieren.  
 

(Heiterkeit vonseiten der Fraktion der SPD, 
Vincent Kokert, CDU, und 

 Michael Andrejewski, NPD – 
Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 

 
Herr Köster, erst mal die Empfehlung, also beim Beob-
achten sollte man auch aufpassen und nicht schlafen. 
 

(Julian Barlen, SPD: Ja,  
oder auf Tauchstation sein.) 

 
Ja, oder auf Tauchstation sein.  
 
Und wenn man aufpassen würde, dann hätte man ein 
paar Dinge auch verstanden.  
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Der erste Vorwurf, den Sie erheben, ist, Sie sagen, die 
Kommission konzentriert sich auf Zentren. Das stimmt. 
Da muss man aber auch die Frage beantworten, was 
Zentren sind. Zentren im Sinne der Raumordnung sind 
Grundzentren, sind Mittelzentren und sind Oberzentren.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: So ist das.) 
 
Das ist das Rückgrat der Versorgung bei uns im Land.  
 

(Udo Pastörs, NPD: Weiß jeder. – 
Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 

 
Aber Ihr Kollege nicht.  
 

(Udo Pastörs, NPD: Doch, das weiß er sehr wohl.) 
 
Vielleicht sollten Sie ihn mal an die Hand nehmen oder 
selbst kommen, vielleicht wird es dann was und es wird 
hier nicht so ein Unfug erzählt.  
 

(Jochen Schulte, SPD: Die Hand ist oben im 
 Himmel, die kann er gar nicht greifen. – 

Zuruf von Udo Pastörs, NPD) 
 
Und wenn Sie sich ansehen, wo die Angebote, Ärzte, 
Einkaufsmöglichkeiten und dergleichen bei uns im Land 
existieren, dann konzentrieren sich die auf die Zentren, 
weil in den Zentren sind die Leute. Deswegen ist es also 
absolut vernünftig und richtig, sich auf die Zentren …  
 

(Udo Pastörs, NPD: Es gibt auch  
Menschen außerhalb der Zentren.) 

 
Ja, natürlich, aber diese Zentren sind wichtig für die Ver-
sorgung der Leute, die außerhalb der Zentren liegen. 
Das heißt, wenn wir diese Zentren vernachlässigen wür-
den, dann würde die Infrastruktur in diesen Zentren noch 
weiter zurückgehen und die Versorgungslage insgesamt 
in ländlich-peripheren Räumen würde schwieriger. Also 
Ihr Vorwurf und Ihr Argument gehen völlig ins Leere. 
Das, was wir da machen, ist richtig und korrekt.  
 
Und dann kommt von Ihnen das Argument der gleichwerti-
gen Lebensverhältnisse, gleichwertige Lebensverhältnisse 
müssen gelten für das ganze Land. Gleichwertige Lebens-
verhältnisse heißt nicht, wenn Sie sich so was ansehen, 
wie das letztendlich begründet ist und was es inhaltlich 
bedeutet, dass es überall das gleiche Angebot gibt. Das 
Leben in der Stadt ist anders als das Leben auf dem Land.  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE:  
Deshalb ja auch gleichwertig.) 

 
Wenn ich Fläche haben will, wenn ich möglichst wenig 
Menschen sehen will, wenn ich viel Natur haben will, 
dann lebe ich auf dem Land richtig. Es gibt viele Men-
schen, die sagen, da fühle ich mich wohl. Andere schät-
zen das städtische Leben, weil man mehr Einkaufsmög-
lichkeiten hat, bessere kulturelle Angebote, nähere Wege 
zur Versorgung und so weiter und so fort. Das heißt, 
wenn Sie sich allein die Struktur ansehen, ist es völlig 
abwegig, zu sagen, das Thema „gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ muss und soll überall einheitlich sein. Das 
geht gar nicht. Leben auf dem Land ist anders als Leben 
in der Stadt, und das muss man berücksichtigen.  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Ja. – 
Torsten Renz, CDU: Hat auch seine Vorteile.) 

Und das ist keine Feststellung einer Wertigkeit, es ist 
einfach eine Feststellung, dass man sagt, das Leben in 
unterschiedlichen Bereichen des Landes stellt sich an-
ders dar und muss auch anders aufgegriffen, anders 
bewertet und es müssten andere Konzepte erstellt wer-
den. Das heißt, diese Ungleichheit, die sich daraus 
ergibt, lässt sich überhaupt nicht wegbringen. Wir greifen 
das auf und gehen der Frage nach, wie kriegen wir denn 
Lösungsmöglichkeiten hin, und zwar da, wo die Versor-
gungslagen problematischer sind. Das ist das Hauptau-
genmerk der Enquetekommission. Wir konzentrieren uns 
gerade nicht auf die großen Städte und kümmern uns um 
Rostock, Greifswald, Neubrandenburg und Schwerin, 
weil dort bestimmte Versorgungslagen einfach deutlich 
besser sind. 
 
Also alles in allem muss man sagen, Sie haben hier am 
Thema vorbeigeredet. Es ging Ihnen darum, billige pole-
mische Argumentation zu betreiben, die letztendlich bei 
keinem verfängt, der sich sachlich mit dem Thema aus-
einandersetzt. Das musste ich noch mal klarstellen.  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wobei, 
 das ist ja eigentlich nichts Neues.) 

 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD,  
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Herr 

Abgeordneter Heydorn.  
 
Das Wort hat jetzt der Fraktionsvorsitzende der NPD-
Fraktion Herr Pastörs.  
 
Udo Pastörs, NPD: Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Frau Präsidentin!  
 
Herr Heydorn,  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:  
Hat er gut gemacht, ne?) 

 
es hilft nicht, dass Sie sich hier hinstellen  
 

(Rainer Albrecht, SPD: Doch.) 
 
und versuchen, das, was Herr Köster treffend formuliert hat  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Bitte?!) 
 
aus Sicht der NPD-Fraktion, zu verbessern.  
 

(Heinz Müller, SPD: Also ich fand die Formu- 
lierung „völkischer Beobachter“ treffend. – 

Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD – 
Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 

 
Deswegen noch mal zum Mitschreiben für Sie, was Herr 
Köster ausgeführt hat, die zwei Punkte, auf die Sie gera-
de eingingen: 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Kann er das  
nicht selber? – Zuruf von Silke Gajek,  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Erstens. Er hat das herausgearbeitet, was sich auch in 
der Konzeption der wirtschaftspolitischen Ausrichtung der 
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Blockparteien spiegelt, und zwar ist das ganz klar der 
Clustergedanke, das heißt also die Konzentration von 
Leben in Zentren. Und genau das hat er zu Recht kriti-
siert,  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ach so!) 
 
weil er sagt, in einem Flächenland wie Mecklenburg-
Vorpommern ist es nicht denkbar und es ist auch nicht 
sozial verantwortliche Politik, zu sagen, wir ziehen die 
ältere Bevölkerung – darauf hat er sich bezogen und das 
ist Ihr Trend – auf die Zentren, wenn möglichst sogar auf 
die größeren Städte. 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:  
Das machen die von ganz alleine.) 

 
Nichts anderes hat er gesagt. Er hat sich eingesetzt für 
ein Leben von Jung und Alt in der Fläche, das zu lassen. 
Das können Sie dann im Protokoll nachlesen. Verdrehen 
Sie bitte Herrn Köster nicht das Wort im Munde!  
 

(Zurufe von Rainer Albrecht, SPD, und 
Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Das ist der erste Punkt.  
 
Den zweiten, den Sie ansprachen, möchte ich auch ganz 
kurz aus unserer Position beleuchten, und das ist die 
Formulierung, die Herr Köster zu Recht gewählt hat, weil 
das immer Ihre Diktion ist, nach der Sie dann nicht han-
deln, und zwar ist das der Auftrag, gleiche Lebensver-
hältnisse in Mecklenburg-Vorpommern für möglichst viele 
Menschen anzustreben. Und da ist es eben nicht so, wie 
Sie sagen, dass wir uns daran stören oder wir ignorieren 
würden, dass zum Beispiel in Schwerin die Versorgungs-
situation eine bessere ist als in Lübtheen, wo ich her-
komme. Das ist eine Binsenweisheit. Das brauchen Sie 
den Leuten draußen nicht zu erklären.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Macht doch auch niemand. Machen Sie,  

um zu hetzen, um zu hetzen. – 
Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 

 
Worum es Herrn Köster ging und worum es uns als Nati-
onaldemokraten geht, ist, dass das Ausbluten in der 
Fläche verhindert werden muss. Und Herr Köster hat zu 
Recht die Grundlagen noch einmal herausgearbeitet, 
ohne die eine in der Fläche vernünftige Versorgung un-
möglich wird, indem man nämlich die Infrastruktur, die 
Mobilität abbaut. Er hat das Beispiel der Bahnverbindun-
gen genannt. Und Sie stellen sich hier hin und machen 
den Oberschullehrer. Das wird man draußen an der Pra-
xis merken, dass Sie in der Beziehung eine unqualifizier-
te Äußerung gemacht haben, denn die Menschen in der 
Fläche, auch bei mir in einer kleinen Stadt, merken, dass 
doch die Läden zunehmend leer stehen und Sie mit Ihrer 
Politik genau das Gegenteil von dem bewirken, was Sie 
wollen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Ich schließe die 

Aussprache.  
 
Im Rahmen der Aussprache ist seitens des Vorsitzenden 
beantragt worden, den Zwischenbericht der Enquete-
kommission auf Drucksache 6/5108 verfahrensmäßig für 

erledigt zu erklären. Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch, dann ist das so beschlossen.  
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 34: Beratung des 

Antrages der Fraktion DIE LINKE – Der Bundesratsinitia-
tive zur paritätischen Finanzierung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung beitreten, auf Drucksache 6/5075.  
 
Antrag der Fraktion DIE LINKE  
Der Bundesratsinitiative zur paritätischen  
Finanzierung der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung beitreten 
– Drucksache 6/5075 – 

 
Das Wort zur Begründung hat die Abgeordnete Frau 
Stramm für die Fraktion DIE LINKE. Bitte schön.  
 
Karen Stramm, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Ein deutsches Sprichwort sagt, dass 
man Gesundheit erst schätzt, wenn man sie verloren hat, 
und daher ist die gesetzliche Krankenversicherung eine 
der wichtigsten sozialen Errungenschaften. Die Grund-
idee war, dass Versicherte und Arbeitgeber eine Solidar-
gemeinschaft bilden. Jeder von uns kann krank werden 
und ist dann darauf angewiesen, dass die Kosten von 
den Gesunden für die Kranken mitgetragen werden. 
 
Die gesetzliche Krankenversicherung ist ein weitestge-
hend beitragsfinanziertes System mit einer öffentlich 
rechtlichen Selbstverwaltung.  
 

(Torsten Renz, CDU: Da gibts Zuschüsse  
ohne Ende aus dem Bundeshaushalt.) 

 
In der Bundesrepublik sind gegenwärtig rund 90 Prozent 
der Bevölkerung bei den 123 gesetzlichen Krankenkassen 
versichert. Doch dieses Erfolgsmodell wurde durch zahl-
reiche sogenannte Gesundheitsreformen über die Jahre 
deutlich geschwächt und ausgehöhlt. Diese Entwicklung 
muss endlich gestoppt und rückgängig gemacht werden.  
 
Viele Jahrzehnte galt in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung das Prinzip „Halbe-halbe“, also die Parität. Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer teilten sich den Krankenkassenbei-
trag hälftig. 2005 wurde dieses Prinzip abgeschafft. Ziel 
der Politik auf Bundesebene war, die Sozialausgaben der 
Arbeitgeber zu reduzieren und die steigenden Kosten der 
Gesundheitsversorgung einseitig den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern beziehungsweise den Patientinnen 
und Patienten aufzulasten. In der Krankenversicherung 
wurden Sonderbeiträge und Zuzahlungen eingeführt, zeit-
weise sogar eine Praxisgebühr. Gleichzeitig wurden Teile 
der medizinischen Versorgung, beispielsweise bei Brillen 
oder Zahnersatz, gestrichen und die Bewilligungspraxis 
der Kassen wurde restriktiver.  
 

(Torsten Renz, CDU: Das machen  
Sie alles rückgängig, ne?!) 

 
Nach Auffassung der LINKEN war diese Entscheidung 
falsch. Nur die Verbreiterung der Einnahmebasis kann 
steigende Ausgaben sozial gerecht finanzieren. Da gibt 
es verschiedene Möglichkeiten, beispielsweise die Erhö-
hung der Beitragsbemessungsgrenze  
 

(Bernd Schubert, CDU: Ja, hat man gemacht.) 
 
oder die Einführung einer solidarischen Gesundheitsver-
sicherung, in die alle einzahlen.  
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(Torsten Renz, CDU: Das sind ja völlig neue 
Vorschläge. – Dr. Norbert Nieszery, SPD:  

Ja, noch nie davon gehört.) 
 
Aber diese Option wurde vertan und so kam 2009 wieder 
eine neue Reform. Diesmal wurde durch die Große Koali-
tion der Zusatzbeitrag in der Krankenversicherung einge-
führt. Zunächst nahm man den gesetzlichen Kranken-
kassen das Recht, den paritätischen Beitragssatz selbst 
zu bestimmen. Dafür durften sie die Höhe des Zusatzbei-
trages eigenständig festlegen. Wir erinnern uns alle an 
die Auswirkungen für einige Krankenkassen, die das 
dann taten.  
 
Im selben Jahr, ganz gegenteilig zu ihrem Handeln in 
der damaligen Großen Koalition, schrieb die SPD in 
ihrem Bundestagswahlprogramm, Zitat: „Und wir wer-
den dafür sorgen, dass der Beitrag zur gesetzlichen 
Krankenversicherung – auch der bisherige Sonderbei-
trag von 0,9 Beitragssatzpunkten – wieder paritätisch 
von Arbeitnehmer und Arbeitgebern getragen wird.“ 
Auch zur Bundestagswahl 2013 stand es ähnlich im 
Wahlprogramm der SPD.  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:  
Ja, es steht nach wie vor drin.)  

 
In den Koalitionsverhandlungen 2013 akzeptierte die 
SPD allerdings Zusatzbeiträge. Diese werden seit 2015 
erhoben, der Arbeitgeberanteil wurde festgeschrieben. 
Dieser Zusatzbeitrag steigt nun immer weiter und das 
haben alle vorhergesagt, auch SPD-Gesundheitspolitiker.  
 

(Julian Barlen, SPD: Ja,  
deshalb schreiben wir das auch  

in unsere Programme rein.) 
 
Eben diese beklagen aber nun lautstark die Folgen ihres 
Regierungshandelns und fordern über diverse Medien 
eine Rückkehr zur Parität.  
 

(Julian Barlen, SPD: Zu Recht.)  
 
Der Widerstand aus der Union kam prompt, wie erst in 
der letzten Bundestagsdebatte durch die Ablehnung der 
Anträge der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN  
 

(Torsten Renz, CDU: Na das ist nun kein  
Gradmesser! Das ist kein Gradmesser!) 

 
zur Einführung der Parität in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zu sehen war. 
 

(Julian Barlen, SPD: Ja, der war genauso  
sinnvoll wie Ihr Antrag hier heute.)  

 
Baldiges Handeln ist gefragt, denn jeder weitere Monat … 
 

(Das Rednerpult fährt hoch. – 
Torsten Renz, CDU: Oh Gott, was jetzt?) 

 
Weiß ich auch nicht. Entschuldigung. 
 

(Die Abgeordnete Karen Stramm  
stellt das Rednerpult ein. – 

Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU: Das haben  
die bestimmt vom Präsidium aus gemacht. – 

Zuruf von Dr. Norbert Nieszery, SPD) 

Baldiges Handeln ist gefragt, denn jeder weitere Monat 
kostet die Versicherten Geld. Letztlich war und ist die 
Abschaffung der Parität nichts anderes als eine staatlich 
verordnete Lohnkürzung. Wenn die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Teile des Beitrages des Arbeitgebers 
mitfinanzieren müssen, dann ist das eine direkte Lohn-
senkung. Das ist nicht nur … 
 

(Das Rednerpult fährt erneut hoch. – 
Torsten Renz, CDU: Da, es geht  

schon wieder los! Sabotage!) 
 
Ich mache nichts. 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Das ist keine Sabo-

tage und wir können das hier gar nicht beeinflussen.  
 

(Stefan Köster, NPD: Das Petermännchen.) 
 
Wir befürchten, dass das ausgekippte Wasserglas Ursa-
che für ein Eindringen in die Elektrik ist.  
 

(Julian Barlen, SPD, und  
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Frau Gajek!!! – 

Zurufe aus dem Plenum: Oooh!) 
 
Wir werden das sofort klären.  
 

(Julian Barlen, SPD: Frau Gajek ist schon 
abgereist. – Heiterkeit vonseiten der  

Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE  
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Karen Stramm, DIE LINKE: Ich kann das ja ohne Red-

nerpult hier weiter vortragen. 
 

(Torsten Renz, CDU: Wir können uns ja  
hinstellen, dann sehen wir Sie besser.) 

 
Wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

 
(Unruhe vonseiten der Fraktionen der SPD,  
CDU und DIE LINKE – Heiterkeit vonseiten 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –  
Dr. Norbert Nieszery, SPD: Wir können ja 

mal einen Augenblick unterbrechen.  
Ja, können wir mal.) 

 
wenn die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Teile des 
Beitrages des Arbeitgebers mitfinanzieren müssen, dann 
ist das eine direkte Lohnsenkung.  
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Frau Stramm, ich 

glaube, es wäre besser, wir unterbrechen einen Moment.  
 

(Zuruf aus dem Plenum: Ja, genau.) 
 
Wir bringen das in Ordnung,  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Ist  
doch ein bisschen unbequem da.) 

 
damit die Kollegen Sie auch sehen.  
 

(Die Abgeordnete Karen Stramm  
wendet sich vom Rednerpult ab  
und spricht die Präsidentin an.) 

 
Sie haben nur noch ganz kurz vorzutragen?  
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Sie möchte es zu Ende bringen, dann lassen wir der 
Rednerin die Chance, das zu tun.  
 

(Beifall Torsten Renz, CDU: Dann  
machen wir das. – Heiterkeit vonseiten  

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
und Julian Barlen, SPD) 

 
Karen Stramm, DIE LINKE: Das ist nicht nur sozialpoli-

tisch, sondern auch wirtschaftspolitisch unvernünftig, 
denn geboten wären kräftige Lohnsteigerungen zur Bele-
bung der Binnennachfrage.  
 
Das Ausmaß dieser Lohnsenkung ist beträchtlich. Die 
gesetzlich Krankenversicherten zahlten von 2005 bis 
2015 insgesamt fast 102 Milliarden Euro an Sonderbei-
trag. Geht die Entwicklung so weiter wie in den letzten 
Jahren – und da sind noch nicht einmal die von der Gro-
ßen Koalition beschlossenen Mehrausgaben enthalten –, 
dann werden es von 2016 bis 2020 noch einmal weitere 
115 Milliarden Euro an Zusatzbeiträgen sein.  
 

(Heiterkeit und Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD, CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Egbert Liskow, CDU: Wir können  
ja einen Hocker hinstellen.) 

 
Für jede Beitragszahlerin und jeden Beitragszahler wären 
das alleine in diesem Jahr durchschnittlich 287 Euro und 
in den nächsten fünf Jahren insgesamt 2.300 Euro, die 
zusätzlich zum paritätisch finanzierten Beitragssatz zu 
stemmen sind. Dieser unsoziale Weg darf nicht fortge-
setzt werden und daher sollte sich Mecklenburg-Vor- 
pommern dem Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Ham-
burg, Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Thüringen zur Entschließung des Bundesrates zur 
vollständigen paritätischen Finanzierung von Kranken-
versicherungsbeiträgen anschließen. Ich bitte daher um 
Zustimmung. – Vielen Dank.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE –  
Heinz Müller, SPD: Jetzt machen  

wir mal eine Pause.) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 

Stramm. 
 
Bevor wir jetzt in die Aussprache eintreten, unterbrechen 
wir die Sitzung kurz, um das technische Problem zu 
klären. Ich veranschlage dafür mal sieben Minuten. Wir 
treffen uns um 11.00 Uhr hier wieder.  
 

(Julian Barlen, SPD: So lange dauert  
das, einen Hocker hier reinzukriegen?! –  

Torsten Renz, CDU: Da brauchen wir einen  
Elektriker, einen Störungstechniker. –  

Zuruf von Vincent Kokert, CDU) 
 

Unterbrechung: 10.52 Uhr  
__________ 

 
Wiederbeginn: 10.54 Uhr  

 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, ich darf Sie darüber informieren, 
dass sich das Problem momentan technisch nicht behe-
ben lässt. Es ist jetzt das Rednerpult auf eine mittlere 
Höhe eingestellt worden, die dann hoffentlich bei allen 
dazu führt,  

(Torsten Renz, CDU: Wenn Frau Hesse  
damit klarkommt, dann gehts.) 

 
dass Sie Ihre Rede hier trotzdem in halbwegs ergonomi-
scher Haltung halten können. Es lässt sich also jetzt nicht 
mehr verschieben. Die Elektrik haben wir ausgeschaltet, 
damit nicht noch Schlimmeres passiert. Wir werden das 
im Anschluss an die Sitzung in der Sitzungspause ent-
sprechend reparieren. Vor diesem Hintergrund müssen 
wir diese Pause auch nicht unnötig ausdehnen.  
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE:  
Frau Gajek repariert das.) 

 
Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die jetzt gegen-
wärtig noch im Haus unterwegs sind, dann wieder in den 
Plenarsaal. Wir setzen die unterbrochene Sitzung fort.  
 
Im Ältestenrat ist vereinbart worden, zum Tagesord-
nungspunkt 34 eine Aussprache mit einer Dauer von bis 
zu 60 Minuten vorzusehen. Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne 
die Aussprache.  
 
Das Wort hat die Sozialministerin des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern Frau Birgit Hesse.  
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Passt wie 
angegossen, oder? – Vincent Kokert, CDU:  

Ich mach eine Räuberleiter.) 
 
Ministerin Birgit Hesse: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die Fra-
ge nach der Ausgestaltung der Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung, Sie kennen das alle, ist ein politi-
scher Dauerbrenner, vor allem wenn es darum geht, wie 
die Finanzierung aufgesplittet wird zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern. Frau Stramm hat es ausgeführt.  
 
Zurzeit ist es also so, dass die Krankenkassenbeiträge für 
Beschäftigte je nach Krankenkasse zwischen 14,6 und 
16,1 Prozent liegen, wobei die Arbeitnehmer 7,3 Prozent 
ihres Bruttogehaltes plus den kassenindividuellen Zusatz-
beitrag zahlen müssen. Unter dem Strich bedeutet das, die 
Arbeitgeber kommen günstiger davon als ihre gesetzlich 
versicherten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Und natür-
lich – Sie ahnen es vielleicht – sträubt sich an dieser Stelle 
mein sozialdemokratischer Gerechtigkeitssinn gegen diese 
Ungleichbelastung, 
 

(Heiterkeit bei Torsten Renz, CDU:  
Was für ein Sinn?) 

 
zumal die Arbeitgeberseite gerade in Zeiten einer mehr 
als stabilen konjunkturellen Lage eine paritätische Auftei-
lung sehr wohl verschmerzen könnte. Sie sehen also, 
Frau Stramm, ich hege durchaus Sympathien für Ihren 
Vorstoß.  
 
Aber – und das gehört eben auch dazu – wer an einem 
Rädchen drehen will, darf das Gesamtkonstrukt nicht aus 
den Augen verlieren. Es gilt, darauf zu achten, dass die 
Krankenkassen durch Veränderungen am System der 
GKV nicht weniger einnehmen, schließlich haben sie im-
mer mehr ältere und damit oft auch stärker erkrankte Mit-
glieder. Wie hoch die Beiträge nämlich am Ende ausfallen, 
hängt auch vom Risikostrukturausgleich ab, der die indivi-
duelle Gesundheitssituation der Versicherten betrachtet 
und der ausschlaggebend ist für die Zuweisung aus dem 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern – 6. Wahlperiode – 113. Sitzung am 29. Januar 2016 23 

Gesundheitsfonds. So liegen wir in Mecklenburg-Vorpom- 
mern mit durchschnittlichen Zusatzbeiträgen von 1,05 Pro- 
zent unterhalb des Bundesdurchschnitts.  
 
Die Krankenkasse mit den meisten Mitgliedern hier in 
Mecklenburg-Vorpommern, die AOK Nordost, erhebt 
beispielsweise einen Beitrag von 15,5 Prozent und ist 
damit vergleichsweise günstig. Eine paritätische Bei-
tragsfinanzierung wird uns zudem nicht davor schützen, 
dass die Kassenbeiträge in Zukunft weiter ansteigen. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich doch vor allem die Frage, 
wie wir die Basis der Beitragszahlerinnen und -zahler 
verbreitern können, nämlich indem wir diejenigen mit 
einbeziehen, die heute noch nicht versicherungspflichtig 
in der gesetzlichen Krankenversicherung sind.  
 
Die paritätische Aufteilung zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite ist also nur ein Punkt, wenn es daran-
geht, Änderungen am System der Krankenversicherung 
und des Krankenversicherungsrechts vorzunehmen. Ich 
kann mir gut vorstellen, dass sich der Bund spätestens 
nach der nächsten Bundestagswahl an diese Baustelle 
machen wird.  
 

(Torsten Renz, CDU: Ich glaube das nicht.) 
 
In der aktuellen Regierung – und auch das ist kein Ge-
heimnis – ist die Forderung von Andrea Nahles nach 
einer Rückkehr zur gleichzeitigen Finanzierung  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Genau.) 

 
leider an dem Bundesgesundheitsminister abgeprallt. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Präsidentin Sylvia Bretschneider: Vielen Dank, Frau 

Ministerin.  
 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Herr Schubert für die 
Fraktion der CDU.  
 
Bernd Schubert, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen!  
 
Meine Damen und Herren von der Fraktion DIE LINKE, 
im September hatten Sie erst einen Antrag zum Thema 
„Die gesetzliche Krankenversicherung sozial gerecht 
finanzieren“ eingebracht. Heute kommen Sie mit einem 
ähnlichen Antrag.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Das ist aber Wahlkampf.) 

 
Auch damals war schon die paritätische Finanzierung der 
Krankenkassenbeiträge der Schwerpunkt.  
 

(Vizepräsidentin Beate Schlupp  
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Heute wollen Sie nun, dass wir eine Bundesratsinitiative 
unterstützen, aber da kann ich Ihnen von vornherein 
sagen, das werden wir nicht machen.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Das haben wir uns so gedacht, ne? Wir  

sind ja auch nicht auf der Bundesebene.) 

Sie hatten auch gesagt, Frau Stramm, dass bisher fünf 
Länder diese Bundesratsinitiative unterstützen. Ja, wir 
müssen aber auch mal ganz genau gucken,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Wasser auf die Mühlen, ne?!) 

 
welche Bundesländer es sind. Das sind einmal Nord-
rhein-Westfalen und Hamburg, weil die im Durchschnitt 
die höchsten Zusatzbeiträge haben, nämlich 1,21 und 
1,18, und dann müssen wir uns natürlich die Farbenlehre 
bei den Bundesländern angucken. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
So ist es. Jetzt geht das wieder los!) 

 
Thüringen, die eigentlich einen sehr guten Zusatzbei-
trag haben – einen sehr geringen: 0,79 –, beteiligt sich 
daran, aber wenn man sich die Landesregierung an-
sieht, ist sie nämlich rot-rot. Also es ist nur politisch zu 
sehen. So ist es in Niedersachsen und Rheinland-Pfalz 
ebenfalls, es hängt von der Besetzung dort ab. In unse-
rem Land haben wir, das sagte die Ministerin schon, 
einen Zusatzbeitrag von 1,05. Ich habe hier eine Zeit-
schrift, die sagt 1,06, aber diese 0,1 Prozent machen 
nun nicht das aus. 
 

(Heiterkeit bei Julian Barlen, SPD:  
Das müssen wir noch mal prüfen!) 

 
Aber man muss natürlich auch sagen, hier in unserem 
Land gibt es 49 Krankenkassen und jeder hat die Mög-
lichkeit, dass er die Krankenkasse wechseln und sich 
eine aussuchen kann,  
 

(Stefan Köster, NPD: Jedes Jahr  
wechseln?! Was für ein Unfug!) 

 
die einen sehr geringen Zusatzbeitrag hat. Insofern kann 
man von dem besonderen Kündigungsrecht Gebrauch 
machen und sich dann einer anderen Krankenkasse 
zuwenden. 
 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:  
Das hilft uns aber allen bei dem Problem!) 

 
Insofern denke ich da gerade an die Techniker Kranken-
kasse beziehungsweise an die Barmer, die 15,6 Prozent 
mit Zusatzbeitrag oder 15,7 anbieten. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Es geht doch aber um Gerechtigkeit.) 

 
Aber man darf als Versicherter nicht nur alleine nach den 
Beiträgen gucken,  
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE:  
Und zu einer anderen gehen.) 

 
man muss natürlich auch danach gucken, welche Ange-
bote die Krankenkassen dazu liefern. Insofern ist es auch 
nicht gerade günstig, wenn man dann vielleicht zur AOK 
wechselt, die 15,5 Prozent hat,  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Ja, und warum wohl?) 

 
man muss sich die Zusatzangebote ansehen, die man da 
nutzen kann. Insofern muss man natürlich auch beach-
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ten, dass durch diese paritätische Finanzierung, die man 
einführen will, die Kosten für den Arbeitgeber steigen.  
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja.) 
 
Wir wollten eigentlich diese Kosten geringer halten, 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Der 
Arbeitnehmer soll das dann zahlen, oder wie?!) 

 
um damit mehr Möglichkeiten für die Arbeitgeber zu 
geben, damit man mehr Beschäftigte hat. 
 

(Egbert Liskow, CDU: Aber für die  
Arbeitnehmer ist es auch gut, wenn 

 sie Arbeit haben, Frau Gajek!) 
 
Das ist nämlich der Ansatzpunkt, warum das damals so 
eingeführt worden ist. Insofern kann ich es kurz machen: 
Wir werden diese Initiative nicht unterstützen und 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Das haben wir uns gedacht.) 

 
wir werden sehen, wie sich das weiterentwickelt, dann 
kann man immer noch darauf reagieren. Im Moment ist 
das nicht das Thema, womit wir uns beschäftigen müs-
sen. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Abgeordne-
te Frau Gajek. 
 

(Zuruf aus dem Plenum) 
 
Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Genau, das 

war Macht der Gewohnheit.  
 
Meine sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! 
 

(Zurufe von Vincent Kokert, CDU,  
und Egbert Liskow, CDU) 

 
Lasten und Kosten verteilen, paritätische Beteiligung der 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber an den Beiträgen der 
gesetzlichen Krankenversicherung wieder herstellen, das 
können wir unterstreichen, das ist unser Ziel. 
 
Und, Herr Schubert, ich finde das schon wieder mal ein 
bisschen irritierend, wie Sie hier argumentieren.  
 

(Vincent Kokert, CDU: Sie sind  
aber öfter orientierungslos.) 

 
Wir von GRÜNEN, SPD und LINKEN versuchen ja seit 
Jahren, uns für die Bürgerversicherung einzusetzen. Ich 
weiß nicht, wie oft wir das schon thematisiert haben, 
 

(Torsten Renz, CDU: Wieso bekommen  
Sie vom Wähler dafür keine Mehrheit,  

wenn das alles so logisch ist?) 
 
aber manchmal ist es so, steter Tropfen höhlt den Stein 
und hält dieses hier jetzt fest. Aber ich denke, eine Frak-
tion hat immer das Recht, einen Antrag zu stellen. Wie 

Sie das bewerten, das fällt halt unterschiedlich aus. Ich 
denke, gerade jetzt den Antrag einzubringen, ist aktuell, 
 

(Torsten Renz, CDU: Weil  
Wahlkampf ist, oder was?) 

 
denn meine Fraktion im Bundestag hat am 16.01. einen 
Antrag dazu eingebracht und es ist, 
 

(Zuruf von Bernd Schubert, CDU) 
 
auch wenn in Mecklenburg-Vorpommern Wahl ist, eine 
bundespolitische Dimension. 
 

(Torsten Renz, CDU: Da können wir ruhig  
alles ein bisschen vermischen, ne?) 

 
Von daher sollte man nicht immer von sich auf andere 
schließen, Herr Renz. 
 
Auch die SPD hat sich auf ihrer Bundestagsfraktions-
klausur dazu verständigt, hat beschlossen, sich für die 
paritätische Finanzierung einzusetzen. Das ist eigentlich 
ein alter Hut, wird aber derzeit diskutiert. 
 

(Zuruf von Torsten Renz, CDU) 
 
Die durchschnittliche Beitragsbelastung für Versicherte in 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist 2016 so hoch 
wie noch nie zuvor in der Geschichte, und das trotz bis-
lang guter Konjunktur und guter Arbeitsmarktlage. Und 
dass es zwischen den Krankenkassen unterschiedliche 
Beiträge gibt – da wissen Sie auch, wer die Versicherten 
sind, und dann wissen Sie ebenfalls, Herr Schubert, dass 
das nicht fair und nicht gerecht ist. Genau darum geht es, 
diese Ungerechtigkeit abzuschaffen, und das, was die 
GroKo seit Jahren macht, ist letztendlich der Bremsklotz. 
Da ist die CDU/CSU zu fokussieren. 
 

(Torsten Renz, CDU: Seit wann ist  
denn die GroKo wieder im Amt?) 

 
Die GroKo auf Bundesebene, glaube ich, ist seit ein paar 
Jahren im Amt und sie hat auch bestimmte Dinge auf den 
Weg gebracht und … 
 

(Torsten Renz, CDU:  
Wie lange denn schon?) 

 
Darum geht es jetzt nicht. 
 

(Vincent Kokert, CDU: Nee?! – 
Torsten Renz, CDU: Sie haben signalisiert,  

als wenn wir schon Jahrzehnte Große  
Koalition haben. Jetzt frage ich Sie mal,  

wie lange wir im Amt sind.) 
 
Also ich weiß nicht, wie oft ich das noch sagen soll. Ich 
habe darum gebeten, mir zuzuhören. Es steht hier drin,  
 

(Vincent Kokert, CDU: Das heißt noch  
lange nicht, dass wir was machen müssen.) 

 
das wiederhole ich gerne für die Herren der CDU, die ja 
offensichtlich doch öfter mal zum Hörakustiker gehen 
sollten:  
 

(Vincent Kokert, CDU: Das war  
diskriminierend, Frau Gajek.) 
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Die Beiträge der gesetzlichen Krankenkassen sind 2016 
so hoch wie noch nie in der Geschichte. Ich denke, das 
sollte uns hier auffordern zu gucken, 
 

(Zuruf aus dem Plenum: Wir wissen ja, dass  
Sie wollen, dass nur noch Frauen abstimmen.) 

 
wenn es eine Bundesratsinitiative gibt, wie sich das Land 
positioniert.  
 

(Zurufe von Torsten Renz, CDU, und  
Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wir wissen auch, dass die SPD dort eine andere Position 
hat.  
 
Wir können uns nicht damit abfinden, dass die Kranken-
kassenbeiträge der Arbeitnehmer weiter steigen und die 
Arbeitgeber daran nicht so beteiligt sind wie die Arbeit-
nehmer/-innen. Ich denke, das ist eine Frage der Gerech-
tigkeit, und das, was zurzeit abläuft, ist eben weder ge-
recht noch solidarisch. Wir fordern, dass die Kosten der 
Krankenversicherung zwischen den Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgebern und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern wieder fair verteilt werden. 
 

(Torsten Renz, CDU: Sie müssen auch mal eine  
gesamtgesellschaftliche Betrachtung machen!) 

 
Herr Renz, für Sie noch mal: dass sie fair verteilt werden.  
 

(Torsten Renz, CDU: Ja.) 
 
Und, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ja, es 
gibt immer den Koalitionsfrieden, darum wird es nachher 
auch gehen. Stärken Sie Ihrer Bundesministerin den 
Rücken, folgen Sie Ihrem sozialen Bewusstsein, unter-
stützen Sie den Antrag! Wir Bündnisgrüne werden das 
tun.  
 
Ich denke, wir haben gerade vorher die Enquete… 
 

(Torsten Renz, CDU: War das jetzt  
alles, was den Inhalt betrifft?) 

 
Da ist nicht mehr zu sagen, es geht manchmal um Hal-
tung. 
 

(Torsten Renz, CDU: Ach so!) 
 
Es geht um eine Haltung und die dann umzusetzen und 
nicht allein darum, der Macht immer wieder zu folgen, wie 
das die CDU/CSU gerne macht. Das ist nur ein Beispiel 
von vielen. 
 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD) 
 
Wir als Bündnisgrüne werden dem zustimmen. Ich den-
ke, es braucht nicht mehr Argumente. Wir stehen für die 
Bürgerversicherung heute, morgen, und ich hoffe, sie 
wird irgendwann Realität werden. Vielleicht können wir 
die CDU/CSU davon überzeugen, ansonsten gibt es 
2017 Wahlen auf Bundesebene und das Volk wird ent-
scheiden. 
 

(Torsten Renz, CDU:  
So wie beim letzten Mal.) 

 
Ich hoffe, es wird dann eine Veränderung geben  

(Torsten Renz, CDU: So wie beim  
letzten Mal. 41 Prozent CDU!) 

 
für soziale Gerechtigkeit und Umverteilung. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der SPD der Abgeordnete Herr Barlen. 
 
Julian Barlen, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann das 
nicht anders einordnen, man muss das wirklich mal sa-
gen, DIE LINKE hat diesen Antrag im Grunde wider bes-
seres Wissen und aus parteitaktischen Gründen hier 
vorgelegt 
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE:  
„Wahlkampf“ haben Sie vergessen! – 
Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE:  

Wahlkampf! – Zuruf von  
Karen Stramm, DIE LINKE) 

 
und möchte den Wählerinnen und Wählern vortäuschen, 
dass sie sich hier wirklich mit voller Ernsthaftigkeit  
 

(Torsten Renz, CDU: So sieht es aus!) 
 
und ganz überzeugt dafür einsetzt, dass es am Ende 
eine geschlossene Haltung der gesamten Landesregie-
rung von Mecklenburg-Vorpommern pro Parität in der 
gesetzlichen Krankenversicherung gibt. 
 

(Karen Stramm, DIE LINKE: Das wäre  
doch aber wünschenswert, ne?) 

 
Das wäre wünschenswert, aber es ist, sage ich mal, eine 
bewusste Täuschung Ihrerseits, 
 

(Karen Stramm, DIE LINKE: Warum? – 
Zuruf von Torsten Renz, CDU) 

 
weil Sie und jeder einigermaßen interessierte Mensch 
genau wissen, dass es auf Bundesebene und auch hier 
im Land zwischen SPD und CDU unterschiedliche Auf-
fassungen zu der Struktur und der Wirkungsweise im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung gibt. 
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: 
 Aber das muss man den Leuten 

 immer wieder sagen, Herr Barlen.) 
 
Das ist klar und das war auch vor Einreichen dieses 
Antrages bekannt. 
 

(Zuruf von Bernd Schubert, CDU) 
 
Das ist auch der Grund dafür, warum sich die Landesre-
gierung von Mecklenburg-Vorpommern im Bundesrat bei 
diesem Punkt nur der Stimme enthalten kann, weil es ja 
keine Übereinstimmung gibt, sage ich mal. 
 

(Karen Stramm, DIE LINKE: Und dann  
kommt es einer Neinstimme gleich.) 

 
Eine Seite ist dafür, die andere Seite ist dagegen und am 
Ende enthält man sich der Stimme. In anderen Bundes-
ländern ist das anders. 
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(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Genau.) 

 
Insofern kann man mit Fug und Recht sagen, dass DIE 
LINKE versucht, jetzt aus der Bundesratsinitiative Honig 
zu saugen. 
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE:  
Ja. Das ist uns doch freigestellt, ne?) 

 
Das kann man machen, aber es ist natürlich auch für uns 
die Gelegenheit, sage ich mal, unsere eigene Bundes-
ratsinitiative zur Rückkehr zur gleichen Beteiligung von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern in der GKV noch mal 
ein bisschen näher zu erläutern. Der Antrag für die Ent-
scheidung des Bundesrates wird im Wesentlichen ge-
meinsam von SPD-regierten Bundesländern vorangetrie-
ben: Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Hamburg, Nord-
rhein-Westfalen, Niedersachsen und auch Thüringen.  
 

(Karen Stramm, DIE LINKE:  
Bremen haben Sie vergessen!) 

 
Wir wollen erreichen, dass die sich aus medizinischer 
Innovation und natürlich auch aus sich verändernder 
Mobilität potenziell ergebenden Kostensteigerungen in 
der Gesundheitsversorgung nicht weiter alleine von den 
Versicherten bezahlt werden müssen. Aus diesem Grund 
zielt die auch von uns als SPD-Fraktion in Mecklenburg-
Vorpommern inhaltlich völlig unterstützte Initiative auf 
eine vollständige Rückkehr zur paritätischen Finanzie-
rung ab. Nicht nur der allgemeine Beitragssatz, sondern 
auch etwaige Zusatzbeiträge, 
 

(Zuruf von Silke Gajek,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
so sie denn sein müssen, sollen wieder jeweils zur Hälfte 
vom Arbeitgeber und zur anderen Hälfte vom Arbeitneh-
mer bezahlt werden. Nach unserer Einschätzung gibt die 
Lage der Wirtschaft und auch der Sozialkassen das al-
lemal her. 
 

(Rudolf Borchert, SPD: Sehr richtig.) 
 
Meine Damen und Herren, ja, es trifft zu – und darauf 
reitet DIE LINKE auch genüsslich herum, die natürlich 
auf Bundesebene noch nie, sagen wir mal, Verantwor-
tung übernehmen musste und das aus dieser Rolle her-
aus auch immer gut machen kann –, es trifft zu, an der 
Einführung dieses Zusatzbeitrages und auch an den 
weiteren Regelungen waren wir als SPD ab 2005 betei-
ligt. Das war in einer insbesondere den Bundesarbeits-
markt betreffenden sehr ernsten Situation. Damals gab 
es 5 Millionen Arbeitslose in Deutschland und es gab 
eine ganz große Verunsicherung auf dem Beschäfti-
gungsmarkt. Deshalb haben sich die wesentlichen Teile 
der SPD damals dazu entschieden, temporär die Lohn-
nebenkosten zu senken und damit Arbeitsplätze zu si-
chern und Arbeitgeber zu entlasten. Und, meine Damen 
und Herren, diese Entscheidung hat sich seitens der 
SPD und übrigens auch seitens der GRÜNEN und der 
Gewerkschaften, die das zu Teilen mitgetragen haben, 
damals niemand leicht gemacht. 
 
Fakt ist, es gab damals wie heute sehr unterschiedliche 
Auffassungen über die Wirksamkeit dieser Maßnahme 
mit Blick auf die Bewältigung der Wirtschaftskrise. Das 
zeigt auch die Debatte heute. Einigkeit bestand aber bei 

der SPD und – ich habe das so wahrgenommen – auch 
bei den GRÜNEN insbesondere in dem Punkt, dass die 
Aufhebung der Parität zeitlich befristet sein muss und 
dass diese Aufhebung der Parität auf eine krisenhafte 
Situation bezogen sein muss.  
 
Unseres Erachtens ist der Grund für die damals getroffe-
ne Regelung nicht mehr gegeben. Deshalb setzen wir 
uns im Rahmen dieser Initiative und übrigens auch im 
Rahmen der politischen Bestrebungen in unserer Pro-
grammatik dafür ein, dass wir zu der Gleichbehandlung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zurückkehren. 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Genau.) 

 
Wir setzen uns darüber hinaus dafür ein, dass sich zu-
künftig nicht ausgerechnet diejenigen einer solidarischen 
Finanzierung der Gesundheitsversorgung entziehen und 
der Solidargemeinschaft den Rücken kehren können, die 
finanziell besonders stark sind und die die sogenannten 
guten Risiken einer jeden Krankenversicherung darstel-
len, also Besserverdienende, Beamte – Stichwort: Wir 
kämpfen natürlich weiterhin für eine solidarische Bürger-
versicherung. 
 
Meine Damen und Herren, Rückkehr zur Parität, solida-
risch finanzierte Krankenversicherung, das sind unsere 
Ziele, daran ändert auch der vorliegende Antrag der 
LINKEN nichts. Dass wir uns in diesen Punkten mit der 
CDU uneinig sind, im Bund und auch hier im Land, das 
ist bekannt. Deshalb werden wir dem Antrag der LINKEN 
auch nicht zustimmen können. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der NPD der Abgeordnete Herr Köster. 
 
Stefan Köster, NPD: Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren! Mit der Verabschiedung von der gemein-
schaftlichen Finanzierung der Beiträge für die gesetzli-
chen Krankenkassen durch Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, die am 5. Juni 2014 im Bundestag von CDU, CSU 
und SPD beschlossen wurde, haben CDU, CSU sowie 
die SPD einen erheblichen Beitrag zu einer entsolidari-
sierten Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
zu verantworten, denn mit diesem Beschluss haben 
diese Superdemokraten dafür Sorge getragen, dass seit 
dem 01.01.2015 einzig und allein die Arbeitnehmer für 
die Beitragssteigerungen in der gesetzlichen Kranken-
kasse in Anspruch genommen werden. Wer sich mit 
Personalabrechnungen auskennt beziehungsweise jeder 
Arbeitnehmer, der seine Gehaltsabrechnung betrachtet, 
wird feststellen, dass die Zusatzbeiträge der Kassen 
stetig erhöht werden und hierdurch die Belastung für die 
Arbeitnehmer immer wieder ansteigt. 
 
Vor dem Hintergrund der katastrophalen Umfrageergeb-
nisse für die SPD versucht diese, zumindest medial ihre 
fatale Fehlentscheidung zu berichtigen. Viele Arbeitneh-
mer halten die SPD jedoch nicht mehr für glaubwürdig. 
Das Zurückrudern der SPD wird ihr dabei nicht helfen. 
Bis zu 1,5 Prozent beträgt zwischenzeitlich der Zusatz-
beitrag, und die Entwicklung nach oben scheint sich 
ungebrochen fortzusetzen. 
 

(Simone Oldenburg, DIE LINKE: Der Prozentsatz  
ist höher als Ihre Prognose bei den Wählern.) 
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Diese Umfrage, Frau Oldenburg, ist in etwa so glaubwür-
dig wie die Politik der ehemaligen SED-Partei. 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Harter  
Tobak hier! Harter Tobak hier!) 

 
Nach Ansicht des CDU-Abgeordneten Schubert sollen 
die Versicherten nun ein Kassenwechselspiel beginnen. 
 

(allgemeine Unruhe)  
 

Also wer allein schon eine Umfrage macht, wo die FDP 
hier im Land bei 8 Prozent angesiedelt wird, und die 
letzten Wahlergebnisse betrachtet – die Umfrage ist so 
glaubwürdig wie auch die Politik der SPD: 
 

(Michael Andrejewski, NPD: Völlig glaubwürdig!) 
 
überhaupt nicht. 
 

(Torsten Renz, CDU: Sind Sie beim Thema? – 
Simone Oldenburg, DIE LINKE:  

Sie müssen zum Thema sprechen!) 
 
Sie werden genauso erleben wie 2011, dass die Umfra-
geergebnisse von diesem Institut mit der Wirklichkeit 
nicht in Einklang zu bringen sind. 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Nach Ansicht des CDU-Abgeordneten Schubert sollen 
die Versicherten nun ein Kassenwechselspiel beginnen. 
 

(Bernd Schubert, CDU: Können! Können!) 
 
Hierdurch wird aber keine Gerechtigkeit erzeugt, Herr 
Schubert. Die gesetzlichen Krankenkassen benötigen 
einen grundlegenden, umfassenden Richtungswechsel. 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD: Aha!) 
 
Die Wiederherstellung der Gerechtigkeit ist ein kleiner, 
aber ein erster Schritt. Aus diesem Grund stimmt die 
NPD-Fraktion dem Antrag der LINKEN zu. – Danke 
schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der NPD) 
 

Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion DIE LINKE die Abgeordnete Frau Stramm. 
 
Karen Stramm, DIE LINKE: Frau Präsidentin! Meine 

Damen und Herren! Gesundheit ist uns lieb und teuer, 
wie teuer im laufenden Jahr 2016, das erfuhren die Kran-
kenversicherten beim Öffnen der durch die Krankenkas-
sen verschickten Briefe zur Zusatzbeitragserhöhung zum 
Jahreswechsel. In diesen Tagen, wenn sie ihre Abrech-
nung für den Monat Januar ausgehändigt bekommen, 
steht fest, um welchen Betrag sich tatsächlich ihr Lohn 
reduziert, und dies ist erst der Anfang, weitere Erhöhun-
gen werden folgen. Um die gerechte Verteilung dieser 
Last geht es in unserem heutigen Antrag. 
 
Ein Grund für die jetzige Erhöhung ist zweifellos auch das 
Anzapfen von Mitteln der gesetzlichen Krankenversiche-
rung durch den Bund. Der Vollständigkeit halber sei hier 
daran erinnert, dass den Kassen durch den Griff in den 
Gesundheitsfonds 8,5 Milliarden Euro Rücklagen fehlen. 
Diese Kürzung des Bundeszuschusses war ein zusätzli-

ches Beschleunigungsprogramm für Beitragserhöhungen, 
alle diesbezüglichen Warnungen wurden jedoch ignoriert. 
 
Nachdem die Linksfraktion hier im Landtag unseren An-
trag ankündigte, war in der „Ostsee-Zeitung“ und der 
SVZ zu lesen, dass sich das Sozialministerium nach der 
Vorlage der Bundesratsinitiative zur paritätischen Finan-
zierung der gesetzlichen Krankenversicherung damit 
beschäftigen wird. Ich dachte schon, alles wird gut, wir 
können unseren Antrag zurücknehmen. Nun liegt die 
Bundesratsinitiative schriftlich vor, und wie weiter? Will 
sich Mecklenburg-Vorpommern am Versuch, die Gerech-
tigkeitslücke zu schließen, beteiligen? Nach der hier 
stattgefundenen Aussprache sieht es jedoch nicht da-
nach aus. Sie lassen eine weitere Chance, den Men-
schen in unserem Land zu zeigen, dass Sie ihre Nöte 
und Ängste ernst nehmen, heute verstreichen. 
 
Es wäre bedauerlich, wenn Mecklenburg-Vorpommern 
die Möglichkeit, die der Vorsitz der Gesundheitsminister-
konferenz bietet, nicht nutzt. Ich hoffe, bei der Ankündi-
gung der Ministerin, den öffentlichen Gesundheitsdienst 
und die hausärztliche Versorgung stärker in den Fokus 
zu rücken – beides Themen, die DIE LINKE hier im Land-
tag mehrfach thematisiert hat –, können wir uns auf das 
Versprechen verlassen. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, auch diese Landtags-
debatte ist wieder keine Sternstunde der Demokratie. 
 

(Michael Andrejewski, NPD:  
So wie jede andere auch.) 

 
Die Argumente heute waren wieder ähnlich wie die am 
25.09.2015. 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:  
War auch eine ähnliche Thematik.) 

 
Genau. 
 

(Dr. Norbert Nieszery, SPD:  
Das ist dann halt mal so.) 

 
Ich erinnere an die Debatte zu unserem Antrag „Die 
Gesetzliche Krankenversicherung sozial gerecht finanzie-
ren“. Zu dem damaligen Antrag sah sich die Linksfraktion 
wegen der sich abzeichnenden Beitragserhöhung in den 
gesetzlichen Krankenkassen veranlasst. In Vorbereitung 
der heutigen Debatte habe ich mir dieses Plenarprotokoll 
mal genauer angesehen. Viele der dortigen Redner und 
Zwischenrufer können sich eigentlich meines Erachtens 
nur freuen, dass die breite Öffentlichkeit die Landtagspro-
tokolle nicht liest,  
 

(Heiterkeit bei Michael Andrejewski, NPD: Ja.) 
 

sonst sähe die Wahlumfrage der „Ostsee-Zeitung“ deut-
lich anders aus.  
 

(Regine Lück, DIE LINKE: Das glaube ich auch. – 
Zurufe von Dr. Norbert Nieszery, SPD,  

und Michael Andrejewski, NPD) 
 
Aber ich will trotzdem noch mal darauf eingehen.  
 
Damals sagte der Minister Brodkorb in Vertretung der 
Ministerin Hesse – ich zitiere aus dem Plenarprotokoll –: 
„Die gesetzliche Krankenversicherung beruht auf dem 
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Solidarprinzip. Wie viel man einzahlt, hängt vom Ein-
kommen ab, aber welche Leistungen man bekommt, 
bestimmt sich nach der medizinischen Notwendigkeit. So 
zahlen die Gesunden für die Kranken, die Jungen für die 
Alten, die Singles für die Familien, die Gutverdienenden 
für die Einkommensschwachen.“  
 

(Julian Barlen, SPD: Ja, geht nicht anders.) 
 
„Nun ist es aber mitunter so, dass solidarisch nicht immer 
automatisch gerecht ist, schon gar nicht, wenn nicht alle 
mitmachen in der Gemeinschaft der Solidarischen.“ An 
anderer Stelle sagte er: „… die Rückkehr zu einer paritä-
tischen Finanzierung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, finden in weiten Teilen meine sozialdemokratischen 
Sympathien und auch die der Sozialministerin.“ Zitaten-
de. Heute hat Frau Ministerin Hesse es ähnlich gesagt.  
 
Wenn das die Meinung sowohl des Bildungsministers als 
auch der Sozialministerin ist, dann frage ich mich, warum 
sie sich in dieser Koalition nicht durchsetzen, schließlich 
sind sie die Fachminister. Man kann auch in einer Koali-
tion nicht permanent das eine sagen – wir sind für die 
paritätische Finanzierung der Krankenversicherung, wir 
sind für die Angleichung der Renten Ost an West –, aber 
nicht entsprechend handeln. Hier, bei der Wiedereinfüh-
rung der paritätischen Finanzierung, haben nun andere 
Bundesländer die Initiative ergriffen. Die Landesregie-
rung muss sich im Bundesrat nur noch anschließen.  
 

(Regine Lück, DIE LINKE: Es sind gerade sieben  
Abgeordnete der CDU anwesend, die zuhören.) 

 
Die Koalitionäre versuchen, sich wieder aus der Verant-
wortung zu stehlen. 
 
Aber weiter mit dem Déjà-vu: Der Abgeordnete Schubert 
lobte in seinem Redebeitrag für die CDU den Gesund-
heitsminister Gröhe, zitierte dann aus der „Süddeutschen 
Zeitung“ vom 09.09.2015 mit dem Hinweis, dass die 
Krankenkassen nur Panik machen würden. Er mutmaßte, 
dass es zu keiner Erhöhung kommen wird. Herr Schubert 
lobte die komplette Ablösung der paritätischen Finanzie-
rung der Beiträge und wiederholte die Mär, dass bei 
Wiederherstellung der Parität Arbeitsplätze verloren 
gingen. Das ist die immer gleiche Argumentation, die wir 
bereits aus den Mindestlohndebatten kennen und die 
sich schon dort als falsch erwiesen hat. 
 
Nachdem der „Spiegel“ am 01.01.2016 berichtete, dass 
der CDA-Chef Laumann die Arbeitgeber wieder paritä-
tisch an den Krankenkassenbeiträgen beteiligen will, 
hoffte ich, dass auch innerhalb der CDU ein Umden-
kungsprozess in Gang gesetzt wurde. Inzwischen fordert 
nicht nur DIE LINKE die Rückkehr zur Parität, sondern 
neben den Gewerkschaften, Sozialverbänden und Kran-
kenkassen fordern dies auch immer mehr Ärzte. Zur 
Begründung dieser Forderung wird auch die gute Wirt-
schaftsleistung herangezogen und es wird auf den 
Grundgedanken eines solidarischen Gesundheitssys-
tems verwiesen. 
 
Meine Damen und Herren von der CDU, wenn Sie die 
Aufhebung der Parität so gut finden, dann müssen Sie 
den Menschen auch erklären, warum Gesundheit für alle 
ist, aber nicht von allen bezahlt wird. Die Mehrkosten für 
den medizinischen Fortschritt und eine bessere Versor-
gung können nicht alleine von den Versicherten aufge-
bracht werden. Diese Mehrkosten für die Gesundheit 

müssen wieder gerecht verteilt werden. Ein erster Beitrag 
wäre, die ungerechte Lastenverschiebung aufzuheben. 
Eine Rückkehr zur Parität ist nach Auffassung der Links-
fraktion überfällig, denn geteiltes Leid ist bekanntlich 
halbes Leid. Um diese Ungerechtigkeit zu beseitigen, 
sollte Mecklenburg-Vorpommern sich der Bundesratsini-
tiative anschließen. 
 
Und noch eine Bemerkung: Herr Schubert, es sind nicht 
fünf Bundesländer, die die Bundesratsinitiative einge-
reicht haben, sondern sieben. – Danke. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Weitere Wortmeldun-

gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE auf Drucksache 6/5075. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – 
Die Gegenprobe. – Stimmenthaltungen? – Damit ist der 
Antrag der Fraktion DIE LINKE auf Drucksache 6/5075 
mit den Stimmen von SPD und CDU, bei Zustimmung der 
Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
NPD abgelehnt. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 35: Beratung des 

Antrages der Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Bundesfernstraßen: Auf-
tragsverwaltung erhalten – Finanzierung optimieren, 
Drucksache 6/5078. 
 
Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, 
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Bundesfernstraßen: Auftragsverwaltung 
erhalten – Finanzierung optimieren 
– Drucksache 6/5078 – 

 
Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
 
Im Ältestenrat ist vereinbart worden, eine Aussprache mit 
einer Dauer von bis zu 90 Minuten vorzusehen. Ich sehe 
und höre dazu keinen Widerspruch, dann ist das so be-
schlossen. Ich eröffne die Aussprache. 
 
Das Wort hat für die Fraktion der SPD der Abgeordnete 
Herr Schulte. 
 

 (Der Abgeordnete Jochen Schulte versucht,  
das Rednerpult einzustellen. –  

Ministerin Heike Polzin: Geht nicht.) 
 
Jochen Schulte, SPD: Ach, geht ja nicht! Technik funkti-

oniert nicht. 
 

(Heinz Müller, SPD: Musst dich bücken,  
Jochen, in die Knie gehen. – Heiterkeit  

bei Simone Oldenburg, DIE LINKE) 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen! Sehr geehrte Kollegen! Lassen Sie mich vielleicht, 
bevor ich einige wenige Sätze zu dem Thema Bundes-
fernstraßenverwaltung äußere, grundsätzlich etwas zum 
Thema interfraktionelle Anträge sagen. 
 
An sich stehe ich persönlich, und damit stehe ich vielleicht 
alleine in diesem Haus, an sich stehe ich persönlich auf 
dem Standpunkt, interfraktionelle Anträge sind nun nicht 
der Weisheit letzter Schluss, denn es ist schon schwierig 
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genug – ich habe das ja erlebt in einer Koalition mit der 
heutigen Linkspartei, ich erlebe das auch mit den Kollegin-
nen und Kollegen von der Fraktion der CDU –, es ist schon 
schwierig genug, gemeinsame Positionen zwischen zwei 
Fraktionen zu finden. Wenn vier Fraktionen daran beteiligt 
sind, 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
dann vereinfacht das die ganze Angelegenheit nicht unbe-
dingt. 
 

(Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Im Übrigen, sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kolle-
gen, stehe ich auf dem Standpunkt, dass es natürlich auch, 
mal unabhängig von dem jeweiligen Antragstext, für die 
Menschen in diesem Land von Interesse ist, wie und in 
welcher Form und welche Aussagen im Rahmen einer 
Plenardebatte unterschiedlich zur Position gebracht werden. 
Das ist ja das eigentlich Wichtige an einer Plenardebatte. 
 
Aber, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, es gibt 
natürlich Ausnahmen von diesem Grundsatz, auch für 
mich. Ich weiß, dass andere Kollegen gerne interfraktio-
nelle Anträge machen. Wie gesagt, ich gehöre nicht 
dazu, aber auch für mich gibt es Ausnahmen von diesem 
Grundsatz. Eine Ausnahme haben wir gehabt, auch im 
Rahmen dieser Landtagsdebatte, als es darum ging, die 
Landesverfassung zu ändern. Ich denke mal, etwas so 
Grundlegendes, was nicht nur eine einzelpolitische Ent-
scheidung ist, sondern die Grundlage für das weitere 
Agieren eines ganzen Landes darstellt, sollte immer 
breitestmöglich aufgestellt werden.  
 
Ein anderer Punkt, und da komme ich zu diesem The-
ma, ist es natürlich dann auch, wenn es darum geht, 
dass hier aus diesem Land heraus deutlich gemacht 
wird, dass die Position, die die Landesregierung vertritt, 
eben nicht nur eine Position vielleicht der Mehrheitsfrak-
tionen in diesem Haus darstellt, sondern tatsächlich im 
Agieren gegenüber dem Bund und in der Diskussion mit 
den anderen Bundesländern eine Position ist, die breit 
über eine Regierungsmehrheit hinaus getragen wird. 
 
Warum sage ich das, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen? Der Punkt ist, da muss man vielleicht auch mal 
schauen, wo dieses Thema Bundesfernstraßenverwal-
tung tatsächlich eingeordnet wird. Es geht hier eben nicht 
nur alleine – und deswegen halte ich das für wichtig, 
dass sich auch die Kolleginnen und Kollegen der demo-
kratischen Oppositionsfraktionen mit in diese Antragser-
arbeitung eingebracht haben –, dieses Thema geht über 
das Thema Auftragsverwaltung hinaus. Letztendlich be-
rührt es auch die Frage eines Grundverständnisses der 
Arbeitsteilung zwischen Bund und Ländern. 
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Genau.) 
 
Wir sehen es bedauerlicherweise immer wieder und 
immer gestärkt – und das hat eigentlich nichts mit Partei-
politik zu tun, sondern es ist tatsächlich der Dissens 
zwischen Ländern und Bund, egal, durch welche Partei 
es geht –, wir sehen es immer wieder, dass der Bund 
über die Länder hinweg durchregieren, durcharbeiten 
will, um seine eigenen Vorstellungen umzusetzen. 
 
Das mag aus Sicht des Bundes und auch der Kollegin-
nen und Kollegen in den jeweiligen Bundestagsfraktionen 

durchaus nachvollziehbar sein, es berührt aber letztend-
lich ein Grundverständnis des föderalen Systems. Denn 
auch, was die Erbringung von bestimmten Verwaltungs-
leistungen angeht oder wenn es wie hier um die Siche-
rung der Verkehrsinfrastruktur in den Ländern, in den 
Regionen geht, gibt es eine klare Arbeitsteilung. Zumin-
dest aus meiner Sicht, aber – so habe ich auch sämtliche 
Kolleginnen und Kollegen bei der Erarbeitung dieses 
Antrages verstanden – auch aus Sicht der anderen de-
mokratischen Fraktionen gibt es eigentlich keinen Dis-
sens, was diese Frage angeht. Da sind wir uns einig, und 
das zeigt ja auch ein interfraktioneller Antrag. Das viel-
leicht vorneweg. 
 
Und dann lassen Sie mich noch einige wenige Sätze, wie 
gesagt, zum Thema „Auftragsverwaltung erhalten – Fi-
nanzierung optimieren“ sagen. Es zeigt sich an diesem 
Punkt, dass es eben kein parteipolitisches Thema ist, 
sondern ein Thema zwischen den Ländern und dem 
Bund, weil nicht nur dieser Landtag entsprechende Be-
schlüsse treffen wird beziehungsweise getroffen hat, 
sondern auch eine Vielzahl von anderen Bundesländern, 
übrigens völlig egal, wie dort die politischen Mehrheiten 
gestaltet sind. Am prägnantesten haben es, glaube ich, 
die Kolleginnen und Kollegen im Bayerischen Landtag 
mit der Mehrheit der dort regierenden CSU auf den Punkt 
gebracht. Die haben – mit meinen Worten jetzt zusam-
mengefasst – in Richtung ihres eigenen Bundesver-
kehrsministers gesagt, wir wollen das alles nicht. Das ist 
ein Beschluss gewesen, ich glaube, von anderthalb Sät-
zen, mehr war das nicht.  
 
Hier ist er etwas umfangreicher, aber das hat mit den 
eigentlichen Zielstellungen nichts zu tun, denn auch die 
Zielstellung dieses interfraktionellen Antrags macht deut-
lich, dass das, was der Bund dort plant, aus Sicht des 
Landes, der antragstellenden Fraktionen, so nicht gewollt 
ist. 
 
Wir – da spreche ich jetzt in erster Linie für die SPD-
Fraktion, aber ich denke mal, die Kolleginnen und Kolle-
gen werden es im Rahmen der Plenardebatte auch deut-
lich machen –, wir als SPD-Fraktion wollen, dass die 
Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen bei den 
Ländern aufrechterhalten bleibt. Wir wollen, dass eine 
leistungsfähige und flächendeckende Verkehrsinfrastruk-
tur in den Ländern mit der Auftragsverwaltung der Länder 
erhalten bleibt, um hier auch im Wettbewerb der Regio-
nen die Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Bundeslän-
der abzusichern. Sie sichert übrigens auch für unser 
Bundesland in einem wichtigen Wirtschaftssektor, näm-
lich dem Bereich des Transport- und Speditionswesens, 
Beschäftigung und Wohlstand. 
 
Es ist richtig, dass die Expertenkommission des Bundes 
„Stärkung von Investitionen in Deutschland“ zu Recht auf 
die seit Jahren unzureichende Investitionsfähigkeit im 
Bereich der Infrastrukturfinanzierung hingewiesen und 
daraufhin gefordert hat, dass ausreichend Kapital für 
Betrieb, Erhalt und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zur 
Verfügung gestellt wird. Das, meine Damen und Herren, 
ist aber kein Grund, am System der Auftragsverwaltung 
etwas zu ändern. Das ist nur ein Grund dafür, dass der 
Bund mehr Geld zur Verfügung stellt. 
 
Und, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir müssen 
einfach mal feststellen, natürlich gibt es immer wieder 
Defizite und natürlich muss das System optimiert werden, 
aber die Einzelbeispiele, die auch von Kolleginnen und 
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Kollegen auf der Bundesebene herangezogen werden, 
um grundlegende Mängel im System zu monieren, sind 
doch tatsächlich nur Einzelbeispiele, die als Ausnahmen 
die funktionierende Regel bestätigen, und die Regel 
heißt: Die Auftragsverwaltung hat sich in den letzten 
Jahrzehnten bewährt. Hier in Mecklenburg-Vorpommern 
werden der Betrieb, der Bau, die Unterhaltung der Bun-
desfern- und Landesstraßen verlässlich erledigt und  
wir sehen keinen Grund, abweichend von den Beschlüs-
sen der Verkehrsministerkonferenz andere Wege zu 
gehen. 
 
Gleichzeitig, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
lassen Sie mich noch einen Satz dazu sagen, der jetzt 
über den eigentlichen interfraktionellen Antrag hinaus-
geht: Wir als SPD-Fraktion – weil das ja immer ein biss-
chen in der Diskussion auf Bundesebene mitschwingt –, 
wir als SPD-Fraktion lehnen auch sämtliche Überlegun-
gen irgendeiner Privatisierung des Fernstraßennetzes 
oder des Fernstraßenbaus über die Frage der Auftrags-
verwaltung hinaus ab. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 
Ich hoffe nicht nur, ich gehe auch davon aus, dass dieser 
gemeinsame Antrag eine breite Unterstützung findet und 
natürlich dann das Signal ist, dass die Landesregierung, 
dass der hiesige Verkehrsminister nicht nur die Unter-
stützung der Mehrheitsfraktionen in diesem Haus hat, 
sondern eine breite Unterstützung aller demokratischen 
Fraktionen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Ums Wort gebeten hat 

nun in Vertretung des Ministers für Energie, Infrastruktur 
und Landesentwicklung die Justizministerin Frau Kuder. 
 
Ministerin Uta-Maria Kuder: Frau Präsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin hat 
es gerade gesagt, ich spreche heute in Vertretung des 
Verkehrsministers Herrn Pegel. Er kann nicht hier sein, 
weil er gerade jetzt in Berlin an einer Sitzung der Bo-
dewig-II-Kommission teilnimmt, genau der Kommission, 
die von der Verkehrsministerkonferenz eingesetzt wurde, 
um Optimierungspotenziale und Finanzierungsmöglich-
keiten und deren möglichst effiziente Kombination für den 
Bau, Erhalt und Betrieb der Bundesfernstraßen auszulo-
ten. Auch wenn der Verkehrsminister hier heute nicht 
persönlich zum Thema spricht, so ist er also dennoch 
damit befasst. Ich darf Ihnen seinen herzlichen Dank 
dafür ausrichten, dass heute ein gemeinsamer Antrag 
aller demokratischen Fraktionen auf dem Tisch liegt. Dies 
empfindet er im Ringen mit allen Beteiligten, vor allem 
auch dem Bund, um die zukünftige Gestaltung und Or-
ganisation der Straßenbauverwaltung als wichtige Unter-
stützung. 
 
Meine Damen und Herren, die vor allem bundesseitig ins 
Feld geführten vermeintlichen Defizite der Auftragsver-
waltung können aus Sicht der Länder nicht unkommen-
tiert bleiben, denn entgegen der Sorge des Bundes sind 
die Länder selbstverständlich fest entschlossen und in 
der Lage, die gesetzlich formulierten Aufgaben für die 
Bundesfernstraßen in ihrer Zuständigkeit entsprechend 
den Vorgaben des Bundes zu erfüllen. Die Länder haben 
durch ihre umfassende Zuständigkeit für Planung, Bau 
und Betrieb der Bundesfern- und der Landesstraßen, 
verbunden mit ihrer hohen Fach- und Ortskompetenz, 
schon seit jeher selbst das höchste Interesse, die Ver-

kehrsinfrastruktur wirtschaftlich optimiert über den ge-
samten Lebenszyklus zu gestalten.  
 
Der hohe Aufwand der Länder für Planung, Bau und 
Betrieb der Bundesfern- und Landesstraßen hat zur Fol-
ge, dass sich die Länder bereits im eigenen Interesse für 
einen wirtschaftlichen Ausbau und Betrieb der Stra-
ßeninfrastruktur engagieren. Dabei sind die von den 
Ländern zu erbringenden Leistungen bei Planung und 
Baudurchführung in den vergangenen Jahren erheblich 
angestiegen, während die pauschale Erstattung dieser 
Kosten durch den Bund, die sogenannte Zweckausga-
benerstattung, unverändert geblieben ist.  
 
Hier hat sich eine gravierende Verschiebung zum Nach-
teil der Länder ergeben. Die den tatsächlichen Kosten 
auf Länderseite wesentlich realistischer angenäherte 
Neubemessung dieser Erstattung des Bundes kann eine 
wirksame Möglichkeit für die schnelle und qualifizierte 
Umsetzung der mit dem Investitionshochlauf des Bundes 
ermöglichten Projekte sein. 
 
Meine Damen und Herren, das Bundesverkehrsministeri-
um hat neben der geplanten Bundesgesellschaft in Aus-
arbeitungen auch Untergesellschaften skizziert. Dies 
zeigt eines deutlich: Auch bei einer Bundesgesellschaft 
wird nicht alles zentral von einer Stelle in einem Haus 
bearbeitet werden können. Es sollte deshalb in einer 
gemeinsamen Diskussion der Länder mit dem Bund über 
eine möglichst effiziente und leistungsfähige Organisati-
on der zukünftigen Straßenbauverwaltung ernsthaft dis-
kutiert werden, ob die bundesseitig in die Diskussion 
eingeführte bundeseigene Aufgabenerledigung über-
haupt grundsätzlich organisatorische Unterschiede zu 
den Strukturen der heutigen Auftragsverwaltung mit sich 
brächte und worin die höhere Effizienz liegen sollte. Ge-
rade die bundeseigene Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung und der jahrelang andauernde Versuch, diese zu 
reformieren, zeigen doch, dass bundeseigene Verwal-
tungen nicht per se problemlos und geräuschlos arbeiten. 
 
Und auch die DEGES, die Deutsche Einheit Fernstra-
ßenplanungs- und -bau GmbH, kann beispielsweise 
betrachtet werden. Mit der DEGES besteht ja seit der 
Wiedervereinigung eine Straßenbaugesellschaft, die im 
Besitz und im Auftrag etlicher Länder agiert. Hier haben 
wir also quasi eine umgekehrte Auftragsverwaltung: eine 
zentrale Ebene, die für verschiedene Länder arbeitet, 
anstelle der Länder, die für den Bund dezentral Aufgaben 
wahrnehmen. Die DEGES baut weder per se schneller 
noch zwingend günstiger als die Straßenbauverwaltun-
gen der Länder, und es ist zu prophezeien, dass auch 
eine Bundesfernstraßengesellschaft weder schneller 
noch günstiger bauen wird. 
 
Bei Bundesländergrenzen überschreitenden Projekten 
mag es in puncto Lückenschluss an der einen oder ande-
ren Stelle schneller gehen, aber hier könnte der Bund nach 
Einschätzung der Länder, wenn er im Einzelfall tatsächlich 
unzureichende bilaterale Absprachen befürchtet, bereits 
heute mit entsprechenden Weisungen und angepassten 
Projektfinanzierungen auch im Rahmen der Auftragsver-
waltung Landesgrenzen überschreitend Lückenschlüsse 
einfordern, koordinieren und beschleunigen. 
 
Meine Damen und Herren, Straßen werden aber nicht 
nur neu gebaut, ausgebaut oder saniert, neben allen 
Baumaßnahmen steht der regelmäßige Betrieb. Das 
augenfälligste Beispiel dafür ist der Winterdienst. Da 
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einer Bundesfernstraßengesellschaft neben dem Bau 
auch der Betrieb übertragen werden soll, hätte das fol-
gende Konsequenz: Zur Betreuung der weitverzweigten 
Landesstraßen müsste die derzeitige Struktur der Stra-
ßenmeistereien erhalten bleiben, da ein Stützpunkt, von 
dem aus Kontrollfahrten unternommen werden oder an 
dem man Streusalz nachlädt, nicht beliebig weit entfernt 
sein kann. Da die Bundesfernstraßen dann von einer 
eigenen Verwaltungseinheit betreut würden, wären zu-
sätzliche Fahrzeuge und zusätzliches Personal im Ein-
satz. Das mag praktikabel sein, aber sicherlich nicht 
effizient. Eine ergebnisoffene Diskussion des Bundes mit 
dem Ziel einer möglichst effizienten und leistungsfähigen 
Straßenbauverwaltung wird hierauf Antworten geben 
müssen. 
 
Meine Damen und Herren, in der vom Bund zu Beginn 
der Legislaturperiode gemeinsam mit den Ländern einge-
richteten Arbeitsgruppe „Optimierung der Auftragsverwal-
tung“ wurden zahlreiche Vorschläge zur Verbesserung 
der Abläufe gemacht. Diese Vorschläge und darüber 
hinaus bestehende Optimierungsmöglichkeiten müssen 
selbstverständlich genutzt werden, um angemessene 
Leistungen auch in Zukunft gewährleisten zu können und 
die Effizienz sicherzustellen.  
 
Die Länder werden deshalb immer aktiv und konstruktiv 
mitwirken, wenn es darum geht, zeitnah mögliche Effi-
zienzsteigerungen im bestehenden System der Auftrags-
verwaltung zu erreichen. Notwendig ist dabei jedoch 
insbesondere eine verlässliche und langfristig disponier-
bare Mittelbereitstellung. Über eine Finanzierungsgesell-
schaft könnte eine überjährige Finanzierungssicherheit 
hergestellt werden. Diese Gesellschaft müsste dazu über 
eigene Kapazitäten zur Kreditaufnahme verfügen. 
 
Meine Damen und Herren, die Bodewig-II-Kommission 
befasst sich en détail mit allen Fragen, die ich nur kurz 
angeschnitten habe. Am 23. Februar tagt eine Sonder-
verkehrsministerkonferenz zum Abschlussbericht dieser 
Kommission. Dann gibt es eine umfassende Diskussi-
onsgrundlage, mit der die bundesseitig gewünschten 
Gespräche über eine Optimierung der Straßenbauver-
waltung geführt werden können. Dabei muss es um alle 
Optimierungspotenziale gehen, sowohl die aufseiten der 
Landesstraßenbauverwaltungen als auch die auf Bun-
desseite liegenden Aufgaben in Form von Finanzierung, 
Genehmigung und Kontrolle. – Herzlichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Vizepräsidentin Beate Schlupp: Vielen Dank, Frau 

Ministerin. 
 
Das Wort hat für die Fraktion DIE LINKE die Abgeordne-
te Frau Dr. Schwenke. 
 
Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun hat es also 
doch geklappt. Nach einigem Hin und Her ist es gelun-
gen, alle demokratischen Fraktionen für diesen fraktions-
übergreifenden Antrag zu gewinnen. Ich nehme an, dass 
Kollege Schulte besonders daran gearbeitet hat, den 
Koalitionspartner für das Anliegen zu gewinnen. Herzli-
chen Dank dafür. 
 

(Jochen Schulte, SPD: Es blieb 
ihm nichts anderes übrig.) 

Sie werden sich erinnern, sehr geehrte Kollegen ver-
kehrspolitische Sprecher, dass ich es war, die Ende 
November einen solchen gemeinsamen Antrag angeregt 
hat,  
 

(Jochen Schulte, SPD: Nee, da  
kann ich mich nicht dran erinnern.) 

 
denn wir waren uns einig, dass die Auftragsverwaltung 
der Länder erhalten werden muss. Anlass war ein Infor-
mationsgespräch auf Einladung der Vereinten Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di zur beabsichtigten Gründung 
einer Bundesfernstraßengesellschaft. Andere Länder wie 
Bayern, Niedersachsen, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen haben bereits 
Beschlüsse gefasst für die Beibehaltung der Auftrags-
verwaltung der Länder und gegen die Bundesautobahn- 
und Bundesfernstraßengesellschaft. Wenn wir heute 
gemeinsam diesen Antrag beschließen und somit Ge-
schlossenheit demonstrieren, ist das ein gutes Zeichen 
sowohl in Richtung Berlin als auch für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Straßenbauverwaltung unseres 
Landes. 
 
Sicher werden Sie, Kolleginnen und Kollegen der Frakti-
onen von SPD, CDU und Bündnisgrünen, auch diverse 
Briefe erhalten haben, aus denen die Ängste der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ablesbar waren. Ich will in 
meiner Rede die Gründe der Ablehnung einer solchen 
Bundesgesellschaft besonders aus linker Sicht beleuch-
ten, das wird Sie nicht wundern. Deshalb erwähne ich 
auch nur schlaglichtartig, weil bereits vorgebracht, dass 
sich die Auftragsverwaltung bewährt hat, Verbesserun-
gen in den bestehenden Strukturen erfolgen sollten und 
vor allem der Bund seine Hausaufgaben machen muss.  
 
Wir brauchen eine Verstetigung der Finanzausstattung 
auf hohem Niveau, überjährige und frühzeitige Finanzie-
rungszusagen für einen besseren Planungsvorlauf und 
für Planungssicherheit. Auch würde eine Trennung der 
Verwaltung von Bundes- und Landesstraßen die Effizienz 
deutlich sinken lassen. Synergien, die sich aus der ge-
meinsamen Verwaltung zwangsläufig ergeben, würden 
wegfallen. Und es stünde letztlich auch die Frage im 
Raum, ob die Beschäftigung des Personals in dem Um-
fang noch vertretbar sei. 
 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die LINKEN wehren sich sowohl auf Bundes- als 
auch auf Landesebene gegen diese Planungen. Unsere 
Bundestagsfraktion hat sich bereits im November ver-
gangenen Jahres mit einem Antrag eindeutig positioniert. 
Gefordert wurde die sofortige Einstellung aller Aktivitä-
ten zur Gründung einer Bundesfernstraßengesellschaft. 
Weiterhin wurde gefordert, dass Bund und Länder nach 
Vorliegen der Ergebnisse der Bodewig-II-Kommission 
gemeinsam Vorschläge für eine Reform der Auftragsver-
waltung erarbeiten und umsetzen. Dieser Antrag hat bei 
den Regierungsfraktionen auf Bundesebene zumindest 
bewirkt, dass die Ergebnisse der Bodewig-II-Kommission 
abgewartet werden sollen. Sie werden für Ende Februar 
erwartet. Zudem wird zum Antrag der Bundestagsfraktion 
eine Anhörung im Verkehrsausschuss stattfinden.  
 
Ungeachtet dessen und des wachsenden Widerstandes 
aus den Ländern treibt die Bundesregierung im Hinter-
grund allerdings ihre Pläne voran. Mitte Dezember wurde 
öffentlich, dass sich die drei Bundesministerien für Wirt-
schaft, Finanzen und Verkehr nach langem Ringen auf 
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Eckpunkte für einen Plan zur Schaffung einer Bundesau-
tobahngesellschaft verständigt haben. Die Bundesauto-
bahn- oder Bundesfernstraßengesellschaft soll das über-
regionale Verkehrsnetz in Deutschland finanzieren, pla-
nen, bauen, erhalten und dann auch betreiben. Diese 
Gesellschaft soll privatrechtlich organisiert sein. Die 
Schaffung einer GmbH wird geprüft. Vor allem sollen sich 
private Investoren an den Projekten der Gesellschaft 
beteiligen dürfen. So wollen der Bundeswirtschafts-, der 
Bundesfinanz- und auch der Bundesverkehrsminister 
privates Kapital für die Investitionen mobilisieren. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, schon Karl Marx 
schrieb in seinem berühmtesten Werk „Das Kapital“, 
 

(Zuruf von Michael Andrejewski, NPD) 
 
dass eben das Kapital immer nach neuen und besseren 
Verwertungsbedingungen sucht.  
 

(Zuruf von Dietmar Eifler, CDU) 
 
Auch wegen der anhaltenden Niedrigzinsperiode suchen 
Versicherungsgesellschaften und Rentenfonds händerin-
gend neue Anlagemöglichkeiten, am besten hochverzins-
liche und sichere Anlageformen. Der öffentliche Sektor ist 
dafür hervorragend geeignet. Bundesautobahnen und 
Bundesstraßen haben einen erheblichen Wert. Zudem 
besteht ein großer Investitionsstau und die öffentliche 
Hand hat sich der Schuldenbremse verschrieben.  
 
Wenn ich eins und eins zusammenzähle, bietet es sich 
nach dieser Kapitallogik geradezu an, dass sich Kapital 
und öffentliche Hand verbünden. Die Anleger könnten ihr 
Geld mit sicherer Rendite anlegen, und die Finanzierung 
von Planung, Bau und Erhaltung von Bundesstraßen 
geschieht auch unter Renditegesichtspunkten. Was das 
für Mecklenburg-Vorpommerns relativ wenig befahrene 
Straßen bedeuten würde, kann sich jeder ausmalen.  
 
Die Bundesfernstraßen als überregionale Verkehrsinfra-
struktur gehören zur Daseinsvorsorge, die aus unserer 
Sicht unbedingt öffentlich bleiben muss. Auch eine Ge-
sellschaft vollständig in Bundeseigentum lehnen wir ab. 
Vergleiche mit der auch in Bundeseigentum befindlichen 
Deutschen Bahn drängen sich hier förmlich auf. Die Er-
fahrungen mit der in Tochtergesellschaften aufgesplitte-
ten Deutschen Bahn und den Auswirkungen der Gewinn- 
orientierung kennen wir zur Genüge. Die Deutsche Bahn 
als öffentlich-privatrechtlich bewirtschaftete Gesellschaft 
untersteht außerdem nicht mehr der Aufsicht durch das 
Parlament.  
 
Auch eine Bundesautobahn- oder Bundesfernstraßenge-
sellschaft würde völlig marktorientiert und ohne parla-
mentarische Kontrolle agieren können. Vor allem aber 
die von Verkehrsminister Dobrindt favorisierten und 
schon praktizierten öffentlich-privaten Partnerschaften 
lehnen wir entschieden ab. Das ist Rendite für die Priva-
ten auf Kosten der öffentlichen Hand. Dafür haben wir 
Beispiele zur Genüge im Land. So zahlt das Land noch 
immer für Fehler der 90er-Jahre. Der sogenannte Inves-
torenbau JVA Waldeck wird uns noch nach 2026, dem 
Auslaufen der Mietzeit, beschäftigen. Über 30 Jahre wird 
das Land, damit die Steuerzahler, dann fast das Dreifa-
che der Baukosten gezahlt haben und noch ist unklar, ob 
dann die Kredite getilgt sind. Im schlimmsten Fall muss 
noch der Kredit abgelöst und nach 30 Jahren Nutzung 
kräftig investiert werden. 

Sicher, im Fall der JVA Waldeck wurde mit krimineller 
Energie vorgegangen, aber auch legal steht allein der 
Profit im Fokus, nicht etwa die Sicherung der Daseins-
vorsorge. Es wird dort investiert, wo es sich rechnet. 
Damit wäre Mecklenburg-Vorpommern – genau wie 
schon jetzt bei der Deutschen Bahn – abgeschrieben. In 
einem Land mit der geringsten Einwohnerdichte Deutsch-
lands und einer Bevölkerung, die immer älter und dann 
auch zunehmend im Ruhestand ist, können Autobahnen 
und Bundesstraßen nicht so befahren sein wie in den 
Metropolregionen. Selbst wenn die Maut auf alle Lkws 
und auch auf Pkws ausgedehnt und zudem stark erhöht 
wird, wird sich Straßenbau in Mecklenburg-Vorpommern 
nicht durch die Nutzer finanzieren lassen. Das wäre das 
Ende der Investitionstätigkeit. Der Erhalt der Autobahnen 
und Bundesstraßen und der Bau von Ortsumgehungen 
würden auf der Kippe stehen. 
 
Stichwort „Nutzerfinanzierung“. Schon die derzeit von 
Brüssel gestoppten, aber vom Bund nur zurückgestellten, 
nicht gestoppten Pläne einer Pkw-Maut gehören zum 
Plan für diese Bundesautobahn- beziehungsweise Bun-
desfernstraßengesellschaft. Die Gelder der Maut sollen 
zweckgebunden genutzt werden. Auch Teile der Ener-
giesteuer, vormals Mineralölsteuer, sollen in die Gesell-
schaft fließen. Wenn in die Straßengesellschaft die Ein-
nahmen fließen, was bleibt dann noch für die Schiene? 
Noch weniger als jetzt! Damit hat die Straße endgültig 
Vorfahrt und die Schiene wird noch stiefmütterlicher 
behandelt. 
 
Für ein Pendlerland wie Mecklenburg-Vorpommern wäre 
die Maut für den privaten Pkw-Verkehr erst dann gerecht-
fertigt, wenn wir mit dem öffentlichen Verkehr tatsächlich 
bedarfsgerecht, kostengünstig und in angemessener Zeit 
dahin kommen, wohin die Nutzer wollen und müssen. Die 
Argumente sprechen für sich: Es gilt, die Bundespläne zu 
vereiteln. 
 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit 
diesem Antrag stellen sich die Regierungsfraktionen 
gegen Bundesminister mit gleichem Parteibuch. Auch für 
die Bündnisgrünen ist es nicht ganz so einfach, weil ihre 
Bundestagsfraktion die Pläne zumindest bislang befür-
wortet. Wie ich eingangs bereits sagte, haben sich schon 
einige Landtage für die Beibehaltung der Auftragsverwal-
tung durch die Länder ausgesprochen. Gut, dass nun 
auch der Landtag Mecklenburg-Vorpommern sich auf die 
Seite derjenigen stellt, die die Bundespläne vereiteln 
wollen. Das ist eine reale Chance, denn nur wenn die 
Länder zustimmen, sind die Pläne umsetzbar. 
 
Die Minister Gabriel, Schäuble und Dobrindt ackern der-
zeit, die Bundesländer für ihre Pläne zu überzeugen, 
denn für die Schaffung einer Bundesautobahn- und Bun-
desfernstraßengesellschaft ist eine Änderung des Grund-
gesetzes notwendig und damit die Zustimmung des Bun-
desrats. 
 
Mit dem heutigen Beschluss erteilt das Landesparlament 
der Landesregierung einen klaren Handlungsauftrag. Dass 
dies fraktionsübergreifend erfolgt, ist wichtig und gut. Das 
dürfte auch vorerst die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Straßenbauverwaltung beruhigen, die Angst um ihren Job 
beziehungsweise Angst vor einem weit entfernten Arbeits-
ort haben. Schließlich wurden gerade für sie die Strukturen 
erst verändert. – Danke schön. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Beate Schlupp: Das Wort hat jetzt für 

die Fraktion der CDU der Abgeordnete Herr Eifler. 
 
Dietmar Eifler, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Bei der Einfüh-
rung dieses interfraktionellen Antrages hat Herr Schulte 
ausführlich dazu gesprochen, wie das zustande gekom-
men ist. Deshalb erspare ich es mir an dieser Stelle. 
 
Ich will aber noch mal auf die Rede meiner Vorrednerin 
eingehen. Ich hatte mir nicht vorstellen können, dass wir 
infolge dieses interfraktionellen Antrages, wo es um die 
Auftragsverwaltung des Bundes durch die Länder geht, 
hier eine Stunde der politischen Ökonomie des Sozialis-
mus à la Marx vorgetragen bekommen.  
 

(Barbara Borchardt, DIE LINKE:  
Haben Sie Marx gelesen?) 

 
Wir wissen ja alle, wie diese Ideologie gnadenlos ge-
scheitert ist: 1989 mit einem Fiasko in der damaligen 
DDR. 
 
Frau Schwenke, nehmen Sie das endlich zur Kenntnis, 
dass mit dieser Ideologie keine Lorbeeren zu gewinnen 
sind! 
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE:  
Das ist keine Ideologie, das ist Wissenschaft,  

Herr Eifler, und manches bleibt trotzdem wahr.) 
 
Und sich das dann auch noch ans Revers zu heften und 
zu sagen, das ist meine Initiative – nein, in der Tat, durch 
die intensive Zusammenarbeit mit dem Kollegen Schulte 
ist dieser interfraktionelle Antrag zustande gekommen. 
 

(Helmut Holter, DIE LINKE: Die Initiative  
ging von Frau Schwenke aus. Das  

müssen Sie endlich mal anerkennen!) 
 
Und dafür, Herr Schulte,  
 

(Helmut Holter, DIE LINKE:  
Das ist nun wirklich die Wahrheit.) 

 
noch mal recht, recht herzlichen Dank! 
 
So viel zu dem Zustandekommen dieses Antrages, in 
dem es in der Tat um ein Thema geht, nämlich um den 
Erhalt der Auftragsverwaltung, die Bundesfernstraßen 
betreffend. 
 
Ich glaube, fast jeder von uns aus den demokratischen 
Fraktionen hat in den zurückliegenden Wochen Schrei-
ben von Mitarbeitern der Straßenbauverwaltung unseres 
Landes bekommen, in denen die Sorge zum Ausdruck 
gebracht wird, dass die Auftragsverwaltung für die Bun-
desfernstraßen durch die Bundesländer an eine Infra-
strukturgesellschaft des Bundes übertragen werden soll. 
Ich könnte meine Ausführungen jetzt kurz machen und 
Ihnen sagen, dass meine Fraktion diese Schreiben dahin 
gehend beantwortet hat, dass die Auftragsverwaltung 
gemäß Artikel 90 Absatz 2 und 85 des Grundgesetzes 
erfolgt und es zur Änderung dieser Regelung einer Zwei-
drittelmehrheit im Bundestag und im Bundesrat bedarf.  
 
Eine solche Mehrheit sehen wir derzeit nicht. Auch aus 
diesem Grunde ist eine Übertragung der Auftragsverwal-
tung für die Bundesfernstraßen an eine Infrastrukturge-

sellschaft des Bundes nicht zu erwarten. Außerdem – 
das ist angesprochen worden – hat die Verkehrsminister-
konferenz in dem zurückliegenden Jahr eine eindeutige 
Position dazu vertreten, und daran hat sich bis heute 
auch nichts geändert. Wir haben ja gehört, dass man 
mittlerweile in Berlin auch weiter an dem Thema arbeitet. 
 
Trotz der bisherigen Ausführungen möchte ich etwas 
weiter in diese Thematik einsteigen. Klar ist, dass eine 
vom Bundeswirtschaftsminister eingesetzte Experten-
kommission unter dem Namen „Stärkung von Investitio-
nen in Deutschland“ die Empfehlung abgegeben hat, 
wonach die Betreuung der Bundesfernstraßen aus den 
Verwaltungen der Länder herausgelöst und eine bundes-
eigene Gesellschaft gebildet werden soll. Vor diesem 
Hintergrund sind die Sorgen der Mitarbeiter in den Stra-
ßenbauverwaltungen, aber auch die der Gewerkschaften 
durchaus verständlich. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, die Alliierten haben 
nach dem Zweiten Weltkrieg die Verwaltung der Fern-
straßen in die Verantwortung der Länder gelegt. Diese 
sollten die Straßen treuhänderisch bis zur Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland verwalten. Diese sogenann-
te Auftragsverwaltung im Sinne des Artikels 85 des 
Grundgesetzes gibt es außer im Bereich der Bundes-
fernstraßen nur noch in den Bereichen Atomrecht und in 
Teilen der Finanzverwaltung.  
 
Die Auftragsverwaltung für Bundesfernstraßen wurde in 
den zurückliegenden Jahren immer wieder hinterfragt. 
Insbesondere der Bundesrechnungshof und der Bun-
deswirtschaftsminister haben sich für eine eigenständige 
Verwaltung der Bundesfernstraßen durch den Bund aus-
gesprochen. Mittels der eigenständigen Verwaltung soll 
eine Stärkung von Investitionen in Deutschland erreicht 
werden.  
 

(Vizepräsidentin Regine Lück  
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Seitens des Bundes wird bemängelt, dass es im Bereich 
der Finanzierung zu Fehlanreizen gekommen wäre, die 
unwirtschaftliche Projekte fördern oder zu Planverzöge-
rungen führen. Des Weiteren wird die mangelnde Ein-
flussmöglichkeit des Bundes im Rahmen der Aufsicht 
bemängelt. Es gibt immer wieder Vorwürfe, dass trotz 
vorhandener Mittel nicht ausreichend genehmigte Projek-
te zur Verfügung stehen. Vor dem Hintergrund, meine 
Damen und Herren, dass die Planung zunächst durch die 
Länder vorzufinanzieren ist, es aber keinesfalls sicher ist, 
dass diese Projekte umgesetzt werden, besteht hier 
meines Erachtens Änderungsbedarf.  
 
Meines Erachtens muss auch geprüft werden, ob das 
Personal in den Straßenbauverwaltungen des Landes 
ausreichend ausgestattet ist, um die Umsetzung der 
anstehenden Aufgaben realisieren zu können. Gesprä-
che mit den Vertretern der Straßenbauverwaltungen in 
den zurückliegenden Wochen haben verdeutlicht, dass 
das Personalkonzept des Landes auch hier Spuren hin-
terlassen hat. Es gilt also, durch ein gezieltes Personal-
management gegenzusteuern.  
 
Ich teile die Auffassung des Bundes, dass keine unwirt-
schaftlichen Projekte aufgrund politischer Vorgaben oder 
der Bundesfinanzierung umgesetzt werden sollten. Wir 
müssen mit dem Geld des Bundes, welches auch von 
Steuerzahlern aufgebracht wird, achtsam und verantwor-
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tungsvoll umgehen. Nur bei Nutzung der von mir genann-
ten Maßnahmen kann es uns gelingen, den Befürwortern 
der Verlagerung der Bundesauftragsverwaltung den 
Wind aus den Segeln zu nehmen. 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, eine Reform der 
Bundesauftragsverwaltung erfordert die Änderung des 
Grundgesetzes. Dies wiederum setzt die Abstimmung 
zwischen Bund und Ländern und eine mehrheitliche 
Zustimmung der Länder zu dem Reformvorhaben voraus. 
Eine solche Mehrheit sehe ich derzeit weder im Bundes-
rat noch im Bundestag, zumal – und hier wiederhole ich 
mich noch mal – sich auch die Verkehrsministerkonfe-
renz eindeutig gegen die Änderung der Auftragsverwal-
tung in der Weise ausgesprochen hat, dass die Verwal-
tung der Bundesfernstraßen den Ländern entzogen wird. 
Deshalb ist mit einer Übertragung der Auftragsverwaltung 
nicht zu rechnen. 
 
Dennoch ist der vorliegende Beschluss notwendig, um 
der Landesregierung weiterhin den Rücken zu stärken, 
aber auch Wege aufzuzeigen, um einer Übertragung der 
Auftragsverwaltung langfristig entgegenzustehen. Des-
halb bitte ich um Zustimmung zu diesem interfraktionel-
len Antrag, wovon ich ausgehe, und bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 
Vizepräsidentin Regine Lück: Das Wort hat der Abge-

ordnete Herr Köster von der Fraktion der NPD.  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion der NPD:  
Kein Redebedarf.) 

 
Die NPD-Fraktion hat ihren Redebeitrag zurückgezogen 
und ich bitte den Abgeordneten Jaeger von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das Wort zu ergreifen. 
 
Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN trägt 
den Inhalt dieses Antrags mit und wir stimmen natürlich 
für diesen Antrag, logisch.  
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD: Sonst  
hättest du ja auch nicht unterschrieben.) 

 
Aber ich möchte trotzdem etwas Wasser in den Wein 
gießen.  
 

(Heiterkeit und Zuruf von Rainer Albrecht, SPD) 
 
Erstens, wir als GRÜNE diskutieren intern durchaus 
heftig zu diesem Thema, denn mehrere Verkehrspolitiker 
aus dem Bereich der GRÜNEN teilen das Konzept, was 
aus dem Hause Schäuble kommt, eine Bundesstraßen-
verwaltung sozusagen stärker in Richtung Bund zu ver-
lagern. 
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD: Das ist  
ja schon bezeichnend, dass das aus dem  

Hause Schäuble kommt und nicht Dobrindt.) 
 
Bitte? 
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD: Das ist  
ja schon bezeichnend, dass das aus dem  

Hause Schäuble kommt und nicht Dobrindt.) 

Ja. 
 
Und der zentrale Vorwurf an die Länder ist, es werden 
zum Teil sinnlose Projekte aus politischer Motivation 
nach vorne geschoben, die dann aus Bundesmitteln 
heraus gebaut werden, die eigentlich keine Notwendig-
keit haben, und das führt dazu, dass an anderer Stelle 
wichtiges Geld fehlt.  
 
Für diese Sachverhalte gibt es Beispiele. Ich möchte 
ganz deutlich und klar die B 96 nennen, und zwar nicht 
den Abschnitt bis Samtens, sondern das, was ab Sam-
tens bis zur Ortsumfahrung Bergen gebaut wird. Dort ist 
die Verkehrsinfrastruktur, so, wie sie ist, absolut ausrei-
chend. Wer mal aktuell auf irgendwelche Stauseiten bei 
Google sieht, weiß, ab Bergen gibt es dann sicherlich 
Stau, aber es ist im Moment auf dieser Strecke über-
haupt kein Stau, jeder kann da durchfahren. Über solche 
Projekte müssen wir reden, wenn wir nicht wollen, dass 
der Druck aus Berlin erhöht wird. 
 

(Jochen Schulte, SPD: Darum gehts  
dem nicht. Darum gehts dem nicht.) 

 
Doch, in der Argumentation der GRÜNEN spielt das eine 
große Rolle.  
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD:  
Aber nicht bei Herrn Schäuble.) 

 
Sie haben das Gefühl, dass sozusagen Bundesver-
kehrsprojekte nach politischer Bedeutung und Proporz 
vergeben werden.  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Aber  
daran ist ja die Bundesregierung auch schuld.) 

 
Übrigens, interessanterweise glauben sie, dass ganz 
viele Projekte nach Bayern gehen  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Genau.) 
 
und Dobrindt sozusagen den Bayern immer die Projekte 
zuschiebt.  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE:  
Ja, genau. Meine ich doch.) 

 
Deswegen finde ich noch interessanter, dass die Bayern 
sagen,  
 

(Zuruf von Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE) 
 
nee, also auf keinen Fall wollen wir da in diese Richtung 
gehen. 
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD:  
Ja, sie wissen ja nicht, wie lange  

Dobrindt da bleibt. – Heiterkeit bei  
Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE) 

 
So, und ich will jetzt auch noch einen Satz sagen: Dass 
immer wieder angeführt wird das wunderschöne Beispiel 
unseres Verkehrsministers mit der Schneeberäumung, 
die sozusagen auf der Bundesstraße langfahren, und 
dann heben sie das Schild hoch, weil ab da Landesstra-
ße ist, und umgekehrt, dazu muss man mal ehrlich sa-
gen, das ließe sich durch Verträge miteinander relativ 
schnell klären. Das ist also nicht der zentrale Punkt, 
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sondern ich glaube, wir sollten das, was den Betrieb und 
den Unterhalt der Straßen angeht, möglichst bei uns vor 
Ort belassen, damit wir die Hand drauf haben, damit wir 
eine vernünftige Finanzierung auch für die Landesstra-
ßen haben, denn die Auftragsverwaltung für die Bundes-
straßen bringt eben Geld für das Vorhalten einer Infra-
struktur, die wir dringend für die Landesstraßen genauso 
brauchen. 
 
Und – das sehe ich genauso wie meine Kollegin von der 
LINKEN – wir haben es am Bahnverkehr erlebt, wie es 
ausgeht, nämlich dass man sagt, ihr übernehmt in Zu-
kunft für eure Strecken vor Ort die Hoheit, wir geben 
euch tatsächlich die Mittel mit dazu und einen gewissen 
Aufwuchs, und dann werdet glücklich damit. Genauso ist 
es ausgegangen: Wir sind diejenigen, die viel zu wenig 
Mittel bekommen haben für die Bahnstrecken im Land, 
das reicht hinten und vorne nicht, und jetzt sind wir zwi-
schen die politischen Fronten der richtig großen Länder 
geraten und die haben gesagt, wir brauchen zukünftig 
deutlich mehr Geld. Wir streiten jetzt gar nicht mehr da-
rum, ob wir mehr kriegen,  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Nee.) 
 
sondern einfach, ob wir bei dem Stand, der jetzt schon 
nicht ausreicht, überhaupt noch bleiben dürfen. Und 
ansonsten zucken die anderen Länder mit den Schultern 
und sagen: Leute, Bahn ist vielleicht nicht das richtige 
Verkehrsmittel für euch, ihr seid doch viel zu wenige 
Menschen, die von A nach B wollen. Deswegen glaube 
ich, dass es der falsche Weg ist, weitere Kompetenz in 
Richtung Bund zu verlagern, um diese Diskussion dann 
nicht führen zu müssen, die immer zum Nachteil von 
Mecklenburg-Vorpommern ausgehen wird. 
 
Aber ich möchte auch ein bisschen die Strategie erklä-
ren, die die GRÜNEN auf Bundesebene – das ist nicht 
allgemeine Meinung auf Bundesebene, aber die Ver-
kehrspolitiker … 
 

(Heiterkeit bei Jochen Schulte, SPD:  
Haben die eine?) 

 
Die haben eine Strategie. Das Problem ist, dass es eine 
gewisse Logik gibt hinter der Strategie und dass es unter 
Umständen am Ende ähnlich ausgeht wie bei den Regio-
nalisierungsmitteln, dass nämlich dann ein Bundesland 
nach dem anderen kippt, weil sie plötzlich die Vorteile 
eines solchen Systems erkennen. Deswegen ist es sinn-
voll, über die Idee nachzudenken.  
 
Die Idee ist, dass man die Maut für den Lkw-Verkehr, die 
bisher eigentlich nur auf den Bundesautobahnen erhoben 
wird, auch auf alle anderen Straßen ausweitet und dann 
den Ländern diese Mauteinnahmen mitgibt. Da kommt 
natürlich für uns raus, dass das bisschen Lkw-Verkehr, 
was wir da auf unseren Bundes- und Landesstraßen 
haben, keine großen Summen einspielen wird, die auch 
nicht dazu führen werden, dass wir wesentlich mehr Geld 
im Topf haben. Das ist bestenfalls ein Nullsummenspiel, 
wird aber nicht zu neuen Spielräumen führen. In Ländern 
wie Baden-Württemberg, NRW, die politisch auch die 
Schwergewichte sind, oder Bayern, sieht das ganz an-
ders aus. Wenn die diese Einnahmen bekommen, dann 
sind das richtige Summen, mit denen man neue Projekte 
bauen kann, und ich muss kein Prophet sein, die werden 
da Dollarzeichen in den Augen kriegen und werden sa-
gen, das rechnen wir uns noch mal genau durch.  

Und dann fängt das gleiche Spiel an wie bei den Regio-
nalisierungsmitteln, dass dieser Dominoeffekt einsetzt. 
Wir werden die letzten Aufrechten sein, aber es wird 
schwierig sein, diese Position, die wir im Moment richtig-
erweise hier auch gemeinsam beschließen, durchzuhal-
ten. Da wünsche ich mir, dass wir gut vorangehen, stark 
bleiben, aber auch mit dem klaren Signal vorangehen, 
wir sehen die Verantwortung für das bundesweite Fern-
straßennetz. Es kann nicht darum gehen, dass wir ein-
fach nur sagen wollen, wir hätten gerne auch ein biss-
chen Investition bei uns, und uns Straßen an Land zie-
hen, die eigentlich in dieser Form, ich habe das Beispiel 
genannt, nicht unbedingt erforderlich sind. 
 
Ich will noch einen kleinen Exkurs machen in Richtung 
der Kommunen, weil auch die haben ja jede Menge 
Straßenbauprojekte, Brückenprojekte und so weiter. Wir 
erinnern uns alle, da war die schöne Idee, wir führen das 
Doppiksystem ein und dann werden alle begreifen, weil 
wir jetzt wirtschaftlich denken, dass man nicht einfach so 
eine Brücke hinbauen kann, sondern man muss jedes 
Jahr auch eine Summe zurückstellen, damit man nach 
einer bestimmten Zeit diese Brücke wieder erneuern 
kann. Das widerspricht aber jeder politischen Erfahrung, 
die da heißt, alle paar Jahre schmeißt irgendjemand ein 
Fördermittelprogramm auf den Markt und sagt, gebt mal 
noch 10 Prozent dazu oder 20, oder was weiß ich, dann 
kriegt ihr die Mittel rübergeschoben und baut die Brücke 
neu. Solange solche Systeme existieren, lohnt es sich 
nicht, in irgendwelchen Kommunalhaushalten hart dafür 
zu streiten, irgendwelche Rücklagen zu bilden, 
 

(Udo Pastörs, NPD: Doch, lohnt sich wohl.) 
 
um Straßen in Zukunft zu erhalten. Das klappt nicht.  
 

(Heiterkeit bei Udo Pastörs, NPD) 
 
Deswegen sollten wir in den Kommunen noch mal dar-
über nachdenken, wie man das sinnvoller organisieren 
kann, dass, wer sich ein neues Projekt hinstellt, auch 
darüber nachdenkt, wie er es dauerhaft erhalten kann, 
und nicht sagt, na ja, wenn es kaputt ist, wird es schon 
irgendjemanden geben in der Politik, der mir das bezahlt. 
 
Zum Letzten will ich noch auf das Thema „private Finan-
zierung“ eingehen. Da würde ich mir von der LINKEN 
etwas mehr Differenzierung wünschen, weil zum Beispiel 
im Energiebereich – aber ich komme auch gleich auf den 
Verkehrsbereich – es jede Menge Projekte gibt, wo man 
sagt, im Moment kann sich das die öffentliche Hand nicht 
leisten, es würde aber für die Gesamtgesellschaft ein 
erheblicher Vorteil entstehen, wenn man dieses Projekt 
schon realisieren könnte, wir kennen ... 
 

(Helmut Holter, DIE LINKE: Aber am Ende  
zahlt die Gesamtgesellschaft wieder dafür.) 

 
Nein, das ist eben falsch und das ist die einfache Eng-
stirnigkeit sozusagen der LINKEN bei diesem Thema. Es 
gibt … 
 

(Helmut Holter, DIE LINKE: Nein, ist sie nicht.) 
 
Ja, hören Sie doch mal zu! Ich will es ja am Beispiel erklä-
ren, und zwar an zwei Beispielen, einmal im Energiebe-
reich – wenn Sie es nämlich grundsätzlich machen, gilt es 
auch für den –, da ist die Logik, dass man sagt, die Kom-
mune ist nicht in der Lage, sich die Wärmedämmung für 
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die öffentlichen Gebäude zu leisten. Damit gibt sie deutlich 
mehr Geld für Energie aus. Ein Privater finanziert genau 
das vor, Wärmedämmung, Fenster und so weiter, spart 
dadurch Energie und teilt sich den möglichen Gewinn mit 
der Kommune. Das läuft in vielen Kommunen.  
 
Aber im Verkehrsbereich haben wir das Thema Warnow-
Tunnel. Dort hat die Politik, auch die Stadtpolitik in 
Rostock gesagt, wir haben ein Riesenproblem auf der 
ehemaligen B 105, das sind 60.000 Fahrzeuge am Tag, 
das ist Stau ohne Ende. Und wenn wir jetzt den Tunnel 
da oben hätten, würden dort 30.000 Autos oben und 
30.000 unten langfahren. Rechnet sich super, also jeden-
falls nach Maßgabe der Punkte für den Bundesverkehrs-
wegeplan. Der damalige Bundesverkehrsminister hat ge-
sagt: Leute, das ist nicht drin im Haushalt, aber was ihr 
machen könnt, ist natürlich, ihr finanziert das privat vor, 
dann habt ihr den Tunnel gleich, und wenn wir mal Mittel 
im Bundeshaushalt haben, dann steigt der Bund ein und 
verlängert die A 19 durch den Tunnel hindurch.  
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD:  
So war der Plan.) 

 
Das war die ursprüngliche Idee, warum man das ge-
macht hat.  
 
Am Ende wurde der Tunnel gebaut, es wurde eine Maut 
erhoben, es fahren zwischen 10.000 und 12.000 Autos 
hindurch. Jeder, der ein bisschen logisch denken kann, 
hätte das vorhersagen können,  
 

(Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Ja.) 
 
weil klar ist, von 60.000 Fahrzeugen müssen nur ein paar 
weniger fahren, dann fließt der Verkehr nämlich da unten 
wieder auf der durch die Stadt führenden Straße.  
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD) 
 
Aber, und das ist gar nicht so schlecht, jetzt hat diesen 
Tunnel ein Privater an der Backe, der sich nämlich sozu-
sagen von den Mauteinnahmen finanzieren muss.  
 

(Zuruf von David Petereit, NPD) 
 
Wir haben in der Rostocker Bürgerschaft damals den 
guten Beschluss gefasst, die Mautzeit von 30 Jahren auf 
50 Jahre zu erweitern, und jetzt haben wir einen Tunnel, 
den wir wirklich nicht unbedingt brauchen, aber einige, 
die ihn brauchen, finanzieren ihn durch ihre Maut, und 
allen ist gedient.  
 

(David Petereit, NPD: Das ist Quatsch.) 
 
Hätte die Kommune das Projekt finanziert, es wäre im 
finanziellen Chaos geendet, und im Bundeshaushalt war 
definitiv kein Geld dafür. 
 

(Zuruf von Jochen Schulte, SPD) 
 
Das wäre nicht schlecht, wenn du was dazu sagen 
kannst, aber ich finde, dass wir als Kommune Rostock, 
wenn man überhaupt so einen Tunnel für richtig hielt, … 
 
Vizepräsidentin Regine Lück: Herr Jaeger! 

 
Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ... das 

gut gelöst haben. 

Vizepräsidentin Regine Lück: Ich würde Sie bitten, 

Ihren Redebeitrag ... 
 
Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ich 

habe immer auf die rote Lampe gewartet. 
 
Vizepräsidentin Regine Lück: Ach so! 

 
Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Deswegen danke für den Hinweis, Frau Präsidentin. 
 
Vizepräsidentin Regine Lück: Ach, Entschuldigung! Ich 

habe mich hier ... 
 
Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Jetzt sehe ich sie und ich beende hiermit meine Rede.  
 

(Heiterkeit und Zuruf  
von Rainer Albrecht, SPD) 

 
Wir werden zustimmen. – Danke. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Rainer Albrecht, SPD:  

Da kann er ja wohl nichts dafür. –  
Zuruf von Torsten Renz, CDU) 

 
Vizepräsidentin Regine Lück: Ich schließe die Aus-

sprache. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tionen der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 6/5078. Wer dem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. – Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Zugestimmt haben die 
Fraktionen der SPD, CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, dagegen gestimmt haben, 
 

(Tino Müller, NPD: Dafür.) 
 
hat keiner. Es gab Fürstimmen bei der NPD und es gab eine 
Enthaltung bei der NPD. Damit ist der Antrag der Fraktionen 
der SPD, CDU, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 6/5078 angenommen. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 36: Beratung des 

Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Tierschutzkonforme Sauenhaltung gewährleisten, Druck-
sache 6/5066. 
 
Antrag der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Tierschutzkonforme Sauenhaltung  
gewährleisten  
– Drucksache 6/5066 – 

 
Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete Herr 
Suhr von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Das ist bei uns  
Chefsache, Herr Backhaus.) 

 
Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Nor-
malerweise würde an meiner Stelle hier unsere tier-
schutzpolitische Sprecherin Jutta Gerkan stehen. Sie 
wissen, sie ist langfristiger erkrankt, aber auf dem Weg 
der Besserung, die gut verläuft,  
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(Heinz Müller, SPD: Das freut uns. –  
Dr. Mignon Schwenke, DIE LINKE: Das  
hört sich doch gut an. Alles Gute für sie!) 

 
und ich will ihr von dieser Stelle aus auch noch mal alles 
Gute wünschen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen der SPD,  
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wir freuen uns sehr, wenn sie in dieser Legislatur wie-
derkommt. 
 
Ich hoffe, der Landwirtschaftsminister hat keine Krise 
bekommen, weil jemand, der möglicherweise nicht so tief 
im Thema steckt, jetzt dazu spricht.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Das  
ist zumindest ehrlich von Ihnen.) 

 
Aber, sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie uns 
zum Ende dieser Landtagssitzung über Schweine reden.  
 

(Heiterkeit und Zuruf von  
Patrick Dahlemann, SPD) 

 
Ich will mal einsteigen, indem ich ein klein wenig nostal-
gisch werde und ein paar Jahre zurückblicke. Ich hatte das 
große Glück, in meiner Jugend auf dem Hof meiner Eltern 
groß zu werden. Das war damals ein konventioneller 
landwirtschaftlicher Milchbetrieb, Ackerbau und Viehzucht. 
Dazu gehörten Milchkühe, Kälber, natürlich Schweine und 
Ferkel, Hühner und Enten. Das ist so ungefähr 40 Jahre 
her.  
 
Damals reichten – Herr Minister, vielleicht erinnern Sie sich 
noch – 50 Hektar aus, zumindest in Westdeutschland, um 
eine Familie, eine vierköpfige Familie zu ernähren.  
 

(Zuruf von Minister Dr. Till Backhaus) 
 
Damals war es selbstverständlich, dass die Tiere Auslauf 
hatten, und natürlich konnten sich die Sauen suhlen und 
im Baumhof in der Erde wühlen. Ohne dass es großarti-
ge regulierende Vorschriften gab, fand artgerechte Tier-
haltung statt,  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Oh, oh, oh!) 
 
weil Sauen und Ferkel für die Bauern etwas Besonderes 
waren, etwas Wertvolles und Lebensgrundlage waren. 
 

(Beate Schlupp, CDU:  
Das sind sie immer noch.) 

 
Ja, das sind sie immer noch, dazu komme ich gleich. 
 
Wenn man heute derartige Bilder sehen will, dann muss 
man meistens schon auf die kleineren Biohöfe gehen. Es 
ist gut, dass es inzwischen einen respektablen Markt für 
Bioprodukte und für Biofleisch gibt, weil immer mehr 
Menschen auf eine gesunde Ernährung achten und be-
reit sind, dafür auch angemessene Preise zu zahlen. Der 
überwiegende Teil der Landwirtschaft jedoch, das wissen 
wir, ist inzwischen auch in diesem Bundesland hoch 
industrialisiert, steht unter einem erheblichen Preisdruck 
und ist gezwungen, Masse zu produzieren. Es gibt immer 
noch viel zu viele Verbraucher, die das Kilo Schweine-
schnitzel für 4 oder 5 Euro aus dem Regal im Supermarkt 

nehmen wollen, ohne kritisch zu hinterfragen, unter wel-
chen Bedingungen dies produziert worden ist. 
 
Als ich mir vor zwei Wochen die Tierzucht Gut Losten 
angesehen habe, wollte ich mir ein Bild verschaffen über 
die Bedingungen, unter denen heute Fleisch auf Masse 
produziert wird. Der Betrieb, das wissen Sie, geriet im 
Sommer 2014 in den Fokus, in den öffentlichen Fokus, 
weil er angeblich überlebensfähige Ferkel auf nicht tier-
schutzkonforme Weise getötet haben soll. Mein Hauptin-
teresse galt nicht dem, es galt der Frage, wie es sich in 
den Großanlagen mit den Platzverhältnissen für Schwei-
ne verhält – Tiere, von denen wir wissen, dass sie sehr 
neugierig sind und dass sie einen großen Bewegungs-
drang haben. Ich wollte mir ansehen, wie einer der gro-
ßen Nutztierhaltungsbetriebe unseres Landes gesetzli-
che Regelungen umsetzt und wie er mit Tierschutz um-
geht. Dabei ist Gut Losten inzwischen Partner einer 
großen Kette im Lebensmitteleinzelhandel, die sich das 
Tierwohl und bessere Haltungsbedingungen auf die Fah-
nen geschrieben hat und damit auch offensiv wirbt. Da 
gibt es Kriterien wie beispielsweise 10 Prozent mehr 
Platz oder Ähnliches. 
 

(Minister Dr. Till Backhaus: 20 Prozent.) 
 
Na ja, die Kriterien, die sind dort in einem gestuften Ver-
fahren – ich habe mir das sehr genau angeguckt, Herr 
Backhaus – geregelt.  
 
Wir konnten uns davon überzeugen, dass Gut Losten 
seine Haltungsbedingungen auch vor diesem Hinter-
grund zumindest teilweise verbessert hat. An der Ausge-
staltung der Kastenstände, sehr geehrte Damen und 
Herren, scheint das aber vorbeigegangen zu sein. Aber 
dies ist gar kein Vorwurf explizit an die Betreiber – sie 
stehen unter dem Druck, den ich vorhin genannt habe –, 
denn es gibt im Land zahlreiche industrielle Tierhal-
tungsanlagen, die mit Kastenständen arbeiten und für die 
wir mit diesem Antrag Verbesserungen durchsetzen 
wollen. Wir machen das nicht so aus dem blauen Dunst 
heraus, sondern wir haben ein Thema ausgewählt, zu 
dem es eine aktuelle Rechtsprechung gibt, die der Um-
setzung auch in Mecklenburg-Vorpommern bedarf.  
 
Es geht, wie schon angedeutet, um die Kastenstände in 
zahlreichen industriellen Schweinezucht- und -mast-
anlagen. Das OVG Magdeburg hat am 24.11.2015 dazu 
entschieden. Diese Entscheidung steht in einer Reihe 
von Urteilen zu Tierhaltungsbedingungen. Ausgangs-
punkt ist dabei die sogenannte Tierschutz-Nutztierhal-
tungsverordnung. Nach Auffassung des Magdeburger 
Oberverwaltungsgerichts ergibt sich aus Paragraf 24 
Absatz 4 Nummer 2 zwingend, dass den in einem Kas-
tenstand gehaltenen Sauen die Möglichkeit eröffnet sein 
muss, jederzeit in dem Kastenstand eine Liegeposition in 
beiden Seitenlagen einzunehmen, bei der sie mit ihren 
Gliedmaßen auch an dem vom Körper entferntesten 
Punkt nicht an Hindernisse stoßen. Die Vorgaben der 
Regelung erfüllen danach nur Kastenstände, deren Brei-
te mindestens der Höhe des darin untergebrachten 
Schweins entspricht.  
 
Das hört sich alles ein bisschen kompliziert an, ist aber 
eigentlich leicht zu übersetzen. Ich will das an einem 
Beispiel erklären: Wenn ein Zuchtschwein, wie heute 
üblich, auch schon mal bis zu einem Meter hoch wird, 
dann reichen also 70 Zentimeter Breite eines Kasten-
standes schlicht und ergreifend nicht aus. Das ist immer 
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eine Einzelfallbetrachtung, aber es gibt eine klare Rege-
lung, die durch die Rechtsprechung untersetzt ist.  
 
Bei meinem Besuch in der Schweinemast- und -zucht-
anlage in Losten kam dazu auch gar kein Zweifel auf. 
Der Geschäftsführer räumte ein, dass seine Anlagen 
dem Stand der gerichtlichen Entscheidung zur notwendi-
gen Breite der Kastenstände möglicherweise nicht ent-
sprechen. Er kann dies auch in aller Gelassenheit fest-
stellen, denn die Landesregierung legitimiert den aktu-
ellen Zustand, indem sie 2010 Ausführungshinweise 
herausgegeben hat, die bar jeder Verbindlichkeit sind.  
 
Auch wenn wir in diesem Land, was ich sehr bedauere, 
inzwischen zu einer Nutztierhaltung gelangt sind, in der 
es prioritär darum geht, Fleisch in Massen zu produzie-
ren und das zu Bedingungen zu tun, die ein Angebot von 
Fleischprodukten zu Billigpreisen in jedem Supermarkt 
ermöglichen, so erwarte ich doch ausdrücklich, dass 
auch unter diesen Bedingungen Mindeststandards bei 
der Tierhaltung eingehalten und umgesetzt werden.  
 
Da liegt seit 2006 eine Bundesverordnung vor, und seit-
her gelingt es Tierhaltern und Landesregierung – und das 
ist in der Tat ein Vorwurf –, diese Verordnung in einem 
wichtigen Punkt ins Leere laufen zu lassen. Alles bleibt 
auch nach dem Gerichtsurteil beim Alten. Die Vorgaben 
der Gerichte werden nach dem Motto ausgesessen: Es 
wird schon irgendwie gut gehen. Wenn wir dann die 
Landesregierung fragen – wir haben das in zwei Anfra-
gen getan –, wie die Vergrößerung der Kastenstände im 
Land bisher umgesetzt wurde – nach 2006, nach zahlrei-
chen gerichtlichen Urteilen –, bekommen wir zur Antwort, 
dass zwar die Maße der Kastenstände durch die Behör-
den angeblich kontrolliert werden – daran habe ich kei-
nen Zweifel, dass das punktuell geschieht –, aber gleich-
zeitig die Landesregierung praktisch über keine Erkennt-
nisse verfügt, wie denn die Situation im Land insgesamt 
aussieht. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, uns ist bewusst, dass 
der Einbau größerer Kastenstände oder gar die Umstel-
lung der Haltungsform, die wir uns sehr wünschen wür-
den, mit finanziellen Belastungen und Anpassungen der 
Betriebskonzepte verbunden ist. Uns ist bewusst, dass 
es auch die kleineren und mittleren Schweinehalter trifft, 
die weit weniger finanzielle Möglichkeiten haben, um auf 
neue bauliche Anforderungen für ihre Ställe zu reagieren. 
Doch es kann nicht die Lösung sein, so zu tun, als gäbe 
es die nun schon seit neun Jahren existierende gesetzli-
che Forderung und ihre rechtliche Untersetzung nach der 
Größe der Kastenstände nicht.  
 
Ich finde übrigens, es gab eine interessante Aussage der 
Betreiber des Gutes Losten, indem die nämlich hergin-
gen und sagten, nachdem ihnen bewusst war, dass sie 
möglicherweise mit den Kastenständen die größte Be-
dingung nicht erfüllen: Na ja, wenn wir die entsprechen-
den Auflagen bekommen, lohnt es sich nicht, endlich die 
Kastenstände nach der Größenordnung umzubauen, 
sondern dann würden wir überlegen, auf eine andere 
Haltungsform umzustellen. Und genau das, sehr geehrte 
Damen und Herren, sehr geehrter Herr Minister, wäre der 
Schlüssel, um hier tatsächlich zu einer Änderung zu 
gelangen! 
 
Herr Minister, Sie hätten zahlreiche Möglichkeiten, dazu 
beizutragen, dass die entsprechende Verordnung des 
Bundes im Sinne von mehr Tierschutz umgesetzt wird. 

Natürlich könnten Sie die Ausführungshinweise so über-
arbeiten, dass der Forderung nach größeren Kasten-
ständen auch Rechnung getragen wird. Sie tun es nicht, 
und Sie haben es in der Vergangenheit nicht getan! Na-
türlich könnten Sie darauf achten, dass die für den Tier-
schutz zuständigen Behörden mit viel größerer Nachhal-
tigkeit auf die Durchsetzung tierschutzrechtlicher Anfor-
derungen drängen und hinweisen, und natürlich können 
Sie mehr tun, als nur zu empfehlen, zukünftig auf die 
Kastenstandhaltung zu verzichten. Sie tun das ja in ei-
nem Teilbereich, haben das zumindest in der Anfrage so 
beantwortet, aber Sie tun das nicht mit Nachdrücklichkeit 
und Sie weisen keine Wege dazu aus.  
 
Dieser Antrag, sehr geehrte Damen und Herren, den wir 
Ihnen heute vorlegen, ist ein Vorschlag, wie man das 
umsetzen könnte. Ich bitte um Ihre Zustimmung. – Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktionen  
DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Regine Lück: Im Ältestenrat ist verein-

bart worden, eine Aussprache mit einer Dauer von bis zu 
90 Minuten vorzusehen. Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch, dann ist das so beschlossen. Ich eröffne die 
Aussprache. 
 
Das Wort hat der Minister für Landwirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz Herr Dr. Backhaus. Bitte. 
 
Minister Dr. Till Backhaus: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Ich weiß, es ist Freitagnachmittag und ich freue mich 
trotzdem darüber, dass wir heute über dieses Thema 
reden.  
 
Wenn man sich die Lage, Herr Suhr, in der Schweinehal-
tung, in der Milchviehhaltung anschaut – und Sie haben 
dankenswerterweise ein doch relativ realistisches Bild 
gezeichnet –, dann muss ich ganz ehrlich sagen, ist die 
Situation zurzeit fast zum Verzweifeln.  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Das stimmt.) 

 
Ich habe im Übrigen heute Morgen auch noch mal mit 
der Geschäftsleitung des Gutes Losten gesprochen, wie 
die Ihren Besuch eigentlich eingeschätzt haben.  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Und?) 

 
Das war sehr sachlich, an der Sache orientiert. 
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Was sind denn das für Methoden?! – Zuruf von 

Johannes Saalfeld, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich meine, was Sie hier für Methoden anstellen, Frau 
Berger,  
 

(Unruhe vonseiten der Fraktionen  
der SPD und CDU) 

 
Ihre Methoden, die habe ich mittlerweile erkannt,  
 

(Heiterkeit bei Michael Silkeit, CDU) 
 

aber darüber will ich mich nicht äußern.  
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(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Also  
mein Einverständnis haben Sie, Herr Minister. – 

Zuruf von Patrick Dahlemann, SPD) 
 
Ich habe mich im Übrigen sehr gefreut, ausdrücklich, ich 
habe mich sehr darüber gefreut, dass Sie in einen sol-
chen Betrieb gegangen sind, der aus der DDR-Zeit her-
rührt und der in den letzten Jahren sehr, sehr viel für 
neuartige Haltungsmethoden und auch für eine artge-
rechtere Tierhaltung aufgewandt hat. Auch das hat man 
Ihnen erklärt. Ich glaube auch … 
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das 
habe ich ja, glaube ich, differenziert dargestellt.) 

 
Ja, das finde ich auch in Ordnung, das begrüße ich aus-
drücklich. 
 

(Zuruf von Michael Silkeit, CDU) 
 
Ich bin mit Frau Gerkan, der ich ebenfalls ausdrücklich 
eine schnelle und gute Genesung wünsche, damals nicht 
umsonst in einen Familienbetrieb der Schweinehaltung 
gegangen. Und auch da ist der Eindruck erweckt worden – 
oder mehr oder weniger für die Betriebsinhaber sowohl in 
dem Familienbetrieb entstanden als auch jetzt im Gut 
Losten –, dass man auf der einen Seite Verständnis zeigt 
und auf der anderen Seite wird es dann in der Öffentlich-
keit komprimiert anders dargestellt, als dieser Gesprächs-
verlauf war. Ich glaube, auch das ist richtig,  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Nee, das ist nicht richtig.) 

 
und deswegen will ich Ihnen Folgendes mit an die Hand 
geben: 
 
Zum einen ist es so, die wirtschaftliche Lage in der 
Schweinehaltung in Deutschland, in Europa ist zum Ver-
zweifeln. Wir haben keine kostendeckenden Preise, wir 
haben aktuell die Situation, dass die kleineren, Herr 
Suhr, die kleineren, die mittleren Betriebe aufgeben müs-
sen, weil sie das nicht durchstehen, oder auch Betriebe 
mit einer geringen Flächenausstattung – da haben Sie 
das Sinnbild Ihrer kindheitlichen Entwicklung mit aufge-
zeigt. Ein 50-Hektar-Betrieb ist heute, so sehr man sich 
das wünschen würde, nicht mehr haltbar. Wir haben ein 
Höfesterben – ein Höfesterben! – in Deutschland zu 
erwarten, dass im wahrsten Sinne des Wortes die Heide 
wackelt. Ich bedaure das zutiefst.  
 
Kommen wir zu den Fakten, denn wenn man sich das 
anschaut, dann kann man sich vieles wünschen. Ich will 
den Antrag jetzt noch mal formulieren und zitieren. Sie 
schreiben, dass die Landesregierung sinngemäß aufge-
fordert wird, sich für die Erweiterung des Paragrafen 24 
Absatz 4 dahin gehend einzusetzen, dass die Breite, das 
lichte Maß des Kastenstandes mindestens der maxima-
len Höhe des Schweins im Stehen entspricht. Ich will das 
nicht weiter zitieren. Da gucke ich mir im Übrigen den 
Antrag aus Sachsen-Anhalt vom 08.07.2014 an, das ist 
exakt der gleiche Wortlaut. Insofern kann ich nur sagen, 
ohne Ihnen zu nahe treten zu wollen, weil Sie das sicher 
auch nicht so formuliert haben, aber der Antrag ist von 
Sachsen-Anhalt abgeschrieben, und wer in der Schule 
abschreibt, der ist durchgefallen.  
 

(Heiterkeit bei Jürgen Suhr,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aber ich will das auch ganz ernsthaft noch mal mit Ihnen 
diskutieren. Selbstverständlich ist es so, dass sich die 
Situation in Mecklenburg-Vorpommern wie folgt darstellt: 
Wir hatten 1989, bitte vergessen Sie das nicht! Sie erwe-
cken ja den Eindruck, als ob wir hier eine ausschließlich 
industrielle Massentierhaltung veranstalten, was aus-
drücklich nicht stimmt.  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Zum großen Teil, habe ich gesagt,  

Herr Minister!) 
 

Dafür gibt es heute keinen definierten Begriff, es ist nicht 
wissenschaftlich unterlegt, und ich wage zu behaupten, 
dass die Steigerungsraten – darauf komme ich auch 
gleich noch mal zurück – in Ihren Verantwortungsberei-
chen in Niedersachsen, in Nordrhein-Westfalen, dass der 
Schweinebestand trotz dieser Situation dort weiter ange-
stiegen, ausdrücklich angestiegen ist.  
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Wir reden ja hier auch nicht  

wissenschaftlich. Wir reden eher allgemeingültig.) 
 
Ich möchte jetzt wirklich ausreden, sonst werde ich noch 
deutlicher, Frau Karlowski. Bitte tun Sie mir einen Gefal-
len und lassen mich in Ruhe ausreden! 
 

(Heiterkeit bei Rainer Albrecht, SPD,  
und Dr. Hikmat Al-Sabty, DIE LINKE) 

 
Noch mal zu den Fakten: 1989 hatten wir in Mecklen-
burg-Vorpommern 2,7 Millionen Schweine. Wir haben 
heute knapp 700.000, das heißt, 74 Prozent der Tierhal-
tung in Mecklenburg-Vorpommern ist abgebaut worden. 
Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! Und damit sage ich 
hier und heute noch mal, ich habe große Hochachtung 
vor den Tierhaltern in Mecklenburg-Vorpommern, ob 
Rind, ob Schwein, ob Schaf, ob Geflügel. Sie leisten eine 
hervorragende Arbeit zum Wohle der guten gesundheitli-
chen Lebensmittelversorgung. Darauf bin ich stolz, und 
wir haben hier auch sehr viel geholfen.  
 
Das Ziel der Landesregierung ist seit Jahren, dass die 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung – so heißt sie und 
sie basiert auf dem Tierschutzgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland – eine ganz klare Aussage trifft, und zwar, 
dass es keinen vernünftigen Grund gibt, Tieren Schaden 
zuzufügen. Davon lasse ich mich leiten. Und wenn Sie so 
tun, als ob wir hier nichts gemacht haben, dann sage ich: 
Natürlich ist die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung – 
Stichwort „Schwein“ – in den letzten Jahren angepasst 
worden. Unsere Fachleute sind mit Niedersachsen – das 
müssten Ihnen auch Ihre Leute erklären können – und 
mit Nordrhein-Westfalen dabei, im Rahmen der Anpas-
sung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung Wege 
zu finden, damit die Tiere möglichst schnell aus der Kas-
tenstandhaltung herauskommen.  
 
Aber wozu dient eigentlich der Kastenstand, wissen Sie 
das? Wenn Sie Ihre Fachlichkeit bemühen, dann muss 
ich ganz ehrlich sagen, ich bin auch in meinem Kindesal-
ter ganz, ganz viel auf bäuerlichen Familienbetrieben 
gewesen. Die gab es damals noch, die Typ-I-Betriebe in 
der DDR. Da, das muss ich sagen, ist auch mit dem 
Kastenstand gearbeitet worden. Das ging damals gar 
nicht anders. In diesen Verhältnissen, in denen die Tiere 
damals gehalten wurden, möchte ich heute die Schweine 
in Mecklenburg-Vorpommern möglichst nicht sehen. 
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Sie haben in Losten die Sauberkeit, die Hygiene und den 
fast sterilen Charakter dieser Anlagen betont. Ja, das ist 
heute optimales Management. Ich betone noch mal an 
dieser Stelle: Sie erwecken den Eindruck, jedenfalls für 
mich und für den Betrachter von außen, als ob die Tiere 
das ganze Leben lang in einem Kastenstand leben. 
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nee, den habe ich nicht erweckt.) 

 
Sie haben den Eindruck erweckt. Sie haben es so nicht 
gesagt. 
 
Der Kastenstand dient zur Synchronisation. Auch in der 
Bioschweinehaltung gibt es das. Ansonsten müssen wir 
alles daransetzen, so schnell wie möglich einen Weg zu 
finden, der, tierschutzrechtlich, aber auch wirtschafts-
politisch betrachtet, aus diesem Kastenstand heraus-
führt. 
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Und Sie sind dafür der verantwortliche 

Minister, Herr Backhaus!) 
 

In Mecklenburg-Vorpommern ...  
 
Ach, Sie haben doch gar keine Ahnung davon! 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Zuruf von Ulrike Berger,  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Sie haben doch überhaupt keine Ahnung davon! Null! 
Überlegen Sie mal, wie lange ist denn ein Schwein in so 
einem Kastenstand? Erzählen Sie mir das mal, Frau 
Berger! Da kommt nichts, weil Sie es nicht wissen.  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ich kann Ihnen dazu aber gleich was sagen.) 

 
Ja, natürlich können Sie das.  
 

(Zuruf vonseiten der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
So, und wenn es darum geht ...  
 
Na, ich glaube, ich weiß das ziemlich genau, sonst würde 
ich in dieser Position wohl nicht sein, und das ziemlich 
lange, 
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sie sind dafür der verantwortliche 

Minister, Herr Backhaus!) 
 
und ziemlich lange schon. Ich lasse nicht einen Bereich 
einer Volkswirtschaft, der verantwortungsbewusst mit 
Tieren umgeht, in eine Ecke stellen,  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 Jetzt unterstellen Sie doch!) 

 
als ob wir hier laufend und immerzu tierwidriges Verhal-
ten an den Tag legen würden. Ich sage Ihnen das ein für 
alle Mal! So. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD – 
Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist erwiesen!) 

Was erwiesen ist oder nicht erwiesen ist, dann beweisen 
Sie das! Dass in dem Gut Losten tierwidriges Verhalten 
stattgefunden hat und eingebrochen worden ist, hat dazu 
geführt, dass ich das staatsanwaltliche Verfahren sofort 
in Gang gesetzt habe. Das wissen Sie hoffentlich. Und 
Sie wissen wahrscheinlich auch, dass in Kürze die 
Staatsanwaltschaft das Verfahren einstellen wird.  
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Sie wissen jetzt schon,  

dass die Staatsanwaltschaft das Verfahren  
einstellen wird?! Das ist ja interessant!) 

 
Es gibt keinen Beweis dafür, dass Tiere dort tierartwidrig 
gehalten wurden oder getötet worden sind. Es wird dazu 
kommen, so ist es mir jedenfalls berichtet worden, dass 
eine Mitarbeiterin wohl einen Hinweis bekommen hat und 
auch eine Strafe zu zahlen hat. Mehr ist nicht herausge-
kommen zu dem, was Sie hier propagieren. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Es gab Missstände!) 

 
Ich betone noch mal und sage ausdrücklich: Wir wollen 
so schnell wie möglich Lösungen finden, damit die Tiere 
aus dem Kastenstand herauskommen. Es gibt Versuche 
in Mecklenburg-Vorpommern, dass die Tiere vier/fünf 
Tage nach der Besamung in die Gruppe zurückkehren 
können. Das ist mein Ziel. Im Übrigen weist das Tier-
schutzkonzept des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
genau auf diese Dinge hin.  
 
Ich bin stolz darauf, Herr Suhr, dass wir das Tierschutz-
konzept von Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
maßgeblich mitgestaltet haben. Deswegen erwarte ich 
von Ihnen auch mal, dass man sich hier nicht hinstellt 
und sagt, wir hätten nicht gehandelt, wir würden nichts 
machen, wir würden nichts umsetzen. Selbstverständlich 
haben wir umgesetzt! Ich habe das schon mehrfach 
gesagt. Der Leitfaden – „Leitfaden“ mit „t“ geschrieben – 
ist den Behörden und den Tierhaltern bekannt. Das ist 
der Unterschied. Sie haben ein Feindbild. 
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ach!) 
 

Für Sie ist die konventionelle Landwirtschaft das Feind-
bild. 

 
(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ihre 
Rede ist vom Feindbild geprägt, Herr Backhaus.) 

 
Sie sehen nur im ökologischen Landbau die Zukunft.  
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Mit Diffamierungen  

kommt man auch nicht weiter.) 
 

Mit Landwirten setzen Sie sich nicht an einen Tisch. Das 
ist eine rühmliche Ausnahme, ausdrücklich. 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Das ist eine rühmliche Ausnahme, aber hier wird dann 
wieder ein völlig anderer Eindruck erweckt.  
 
Ich sage noch mal: Der Leitfaden, den wir entwickelt 
haben und der zur Umsetzung der Tierschutz-Nutztier-
haltungsverordnung dient, wird von den Behörden ange-
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wandt. Wenn Sie sich den wenigstens in Ruhe mal an-
schauen würden,  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Hab ich! Hab ich!) 

 
wüssten Sie – denn das geht daraus hervor –, dass 
selbstverständlich das Ausleben des tierwohlorientier-
ten Grundsatzes, nämlich dass sie sich in dem Kasten-
stand nicht verletzen dürfen, dass sie sich hinlegen 
dürfen und dass sie sich zumindest bewegen können, 
ein Kriterium der Kontrolle und Überwachung ist. Sollte 
sich da etwas herausstellen, was nicht in Ordnung ist, 
ist es sofort abzustellen. Auch das führt immer wieder 
zu Diskussionen in der Tierhaltung. Insofern sage ich 
noch mal: Es bringt nichts, wenn Sie sich hier hinstellen 
und den Moralapostel spielen wollen und auf der ande-
ren Seite in der Wirtschaftlichkeit andere Regionen 
Deutschlands, wie Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, uns in dieser Frage nicht an die Seite springen. 
Wir sind hier in ernsthaften Gesprächen und ich glaube, 
dass wir da weiterkommen. 
 
Wenn Sie sich heute, auch das Sie haben zu Recht an-
gedeutet, überlegen, in Baden-Württemberg, in Ihrem 
Vorzeigeland, 
 

(Patrick Dahlemann, SPD: Noch! Noch!) 
 
hat es gerade eine große Demonstration gegeben, wo 
man an einer Bratwurst gezeigt hat, wie viel von dem 
Schweinefleischanteil beim Landwirt ankommt. Ich weiß 
nicht, ob Sie es gelesen oder gesehen haben. Wissen 
Sie, was da ankommt? Ganze 12 Cent für eine Brat-
wurst, die im Laden für 1 Euro oder für deutlich mehr in 
einem Restaurant angeboten wird! Das heißt, knappe 
zehn Prozent des Gewinnanteils oder des Anteils an der 
Wertschöpfung landet beim Landwirt. Das kann und darf 
nicht richtig sein. Da stimmen wir wahrscheinlich überein. 
 

(Johann-Georg Jaeger, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ja, da stimmen wir überein.) 

 
Die landwirtschaftliche Nutztierhaltung ist zunehmend 
Gegenstand öffentlicher Debatten. Da werden Problem-
fälle wie in Sachsen-Anhalt hochstilisiert und auf der 
anderen Seite im Rahmen der rechtlichen Auseinander-
setzung hoffentlich endlich zu einem Ende geführt. 
 
Ich sage Ihnen auch, Herr Suhr, wenn Sie sagen, hier 
gibt es ausgeurteilte Prozesse, das Urteil von Sachsen-
Anhalt ist noch nicht rechtskräftig. Sie haben insofern 
etwas nicht ganz richtig dargestellt, denn das Oberver-
waltungsgericht hat zwar eine Entscheidung getroffen am 
24.11., aber wir warten sehnsüchtig darauf, dass es hier 
zu einer endgültigen Aussage kommt. Im Übrigen haben 
wir mehrfach die Bundesregierung aufgefordert, die Tier-
schutz-Nutztierhaltungsverordnung anzupassen, und 
zwar ausdrücklich für die Schweine. Ich glaube, dass 
viele mit Spannung auf dieses Urteil gewartet haben, und 
ich hoffe, dass es da zu Lösungen kommt. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, ich 
habe Ihnen deutlich gemacht – und das ist die Gefahr, 
wenn Leute sich hinstellen, die vielleicht nicht so tief in 
dem Thema drinstecken, da bitte ich hier noch mal um 
Verständnis –, es geht hier, was den Kastenstand anbe-
trifft, um eine zeitlich befristete Haltung von Sauen in 
Kastenständen, die aber rechtlich erlaubt ist. 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Es geht um die Größe!) 

 
Da kann man von Mecklenburg-Vorpommern verlangen ...  
 
Es geht nicht um die Größe, sondern –  
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Natürlich kommt es auf die Größe an!) 

 
ich habe Ihnen doch versucht zu erklären, dass wir mög-
lichst schnell aus dem Kastenstand überhaupt ausstei-
gen wollen –, es geht darum, dass wir dazu eine deut-
sche, möglichst eine europäische Gesamtlösung wollen. 
Auch da sagt das Urteil von Sachsen-Anhalt nicht, es 
kennt keine konkreten Mindestmaße für Kastenstände, 
sondern bestätigt, Herr Suhr, das bestehende Recht.  
 
Ein Glück, dass der SPD-Landrat von uns dieses Thema 
auf den Weg gebracht hat. Ein Segen ist das. Ich freue 
mich darüber, dass es endlich einen Landrat gegeben 
hat in Deutschland, der diesem Prozess ein Stückchen 
Rückenwind verleiht, damit wir mit der Bundesregierung 
hier weiterkommen. 
 
Auf der anderen Seite ist es so, die Schweinehaltung hat 
in Mecklenburg-Vorpommern eine ganz lange Tradition. 
Die Schweine haltenden Betriebe durchlaufen derzeit harte 
Zeiten. Der ruinöse Preiskampf und die Frage um die 
Strukturen bestimmen die Diskussion. Ich habe Ihnen die 
Zahlen an die Hand gegeben. Wenn Sie sich anschauen, 
dass allein die Schweinehaltung in Mecklenburg-Vor-
pommern in den letzten vier Wochen wieder um zwölf 
Prozent zurückgegangen ist, dann kann ich Ihnen hier und 
heute sagen: Daran hängen allein 105.000 Schweine und 
damit sind etwa 260 Arbeitsplätze in Mecklenburg-Vor-
pommern im vor- und nachgelagerten Bereich verloren 
gegangen. Auch das dürfen Sie mal mit berücksichtigen! 
 
Dennoch haben sich die Betriebe weiterentwickelt. Sie 
haben bessere Haltungsbedingungen und sie entspre-
chen auch den gesetzlichen Vorgaben. Das ist in ande-
ren Bundesländern, wie die Kontrollen in der Vergangen-
heit gezeigt haben, in der Tat nicht der Fall. Wir kontrol-
lieren scharf und wir haben die Erkenntnisse darüber. 
Fragen Sie mal Herrn Meyer, warum er mit einem Mal so 
viele Kontrolleure einstellen musste, weil er sich nicht 
sicher ist, ob in Niedersachsen überhaupt die Rahmen-
bedingungen der deutschen Gesetzgebung eingehalten 
werden. Ich glaube, etwas mehr als 200 zusätzliche 
Kontrolleure stellt er ein. 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich denke, vor lauter Kontrollen kommt man dann nicht 
mehr mit der Auswertung hinterher, und zum Schluss 
kriegen wir keine verlässlichen Daten. Ich glaube, noch 
mal sagen zu dürfen, dass wir auf nationaler Ebene, aber 
auch auf EU-Ebene seit 1998 daran intensiv gearbeitet 
haben. Ich glaube, auch sagen zu dürfen, dass wir mit 
dem europäischen Recht und selbstverständlich mit dem 
Tierschutzrecht in Deutschland ein sehr, sehr hohes Gut 
haben.  
 
Während all dieser Jahre wurden Schweine gehalten. Die 
jeweiligen Vorgaben wurden kommuniziert, das heißt, 
den Tierhaltern, den zuständigen Behörden an die Hand 
gegeben, und sie wurden auch scharf kontrolliert. Nicht 
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umsonst haben wir zum Beispiel – das ist mir noch mal 
wichtig, auch wenn der eine oder andere es nicht hören 
will – die reinen industriellen Schweinehaltungsanlagen 
nicht genehmigt. Das ist vor meiner Zeit gewesen. Dieje-
nigen, die das wissen, sitzen hier auch im Raum. Die 
wissen auch, wer das genehmigt hat.  
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich sage auch: Die Tierschutz-Nutztierhaltungsverord-
nung legt für die Haltung für Sauen in Kastenständen 
keine Maßstäbe fest. Um dennoch eine tierartgerechte 
Haltung der Tiere zu unterstützen, hat die Landesregie-
rung für die für Tierschutz zuständigen Behörden und 
kreisfreien Städte Ausführungshinweise zur Beachtung 
und Anwendung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverord-
nung vorgestellt.  
 
Ich habe eine andere Strategie im Vergleich zu den 
GRÜNEN, das ist auch auf Bundesebene so: Wir koope-
rieren mit den Landwirtschaftsbetrieben. Wir können sie 
nur gemeinsam mitnehmen und wir können nur gemein-
sam Lösungen schaffen.  
 

(Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  

Ihr Partner ist der Bauernverband.) 
 
Sie müssen um Ihre fünf Prozent kämpfen.  
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Wir sind auf der Seite 

des Bürgers und der Bürgerin.) 
 
Wir kämpfen darum, dass es den Tieren besser geht. Wir 
kämpfen darum, dass wir hochwertige Lebensmittel auch 
in der Zukunft zur Verfügung haben und dass die Land- 
und Ernährungswirtschaft in diesem Lande als einer der 
wichtigsten Wirtschaftszweige in der Perspektive über-
haupt noch überleben kann. In Ihrer Strategie geht es 
wahrscheinlich darum, Mecklenburg-Vorpommern zu einer 
veredlungsfreien Zone zu machen.  
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Im Leitfaden, auch das ist mir wichtig, sind die in der 
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung genannten recht-
lichen Mindestanforderungen und die Festlegungen der 
Ausführungshinweise für die Haltung von Schweinen 
praxisorientiert zusammengefasst. Zur Erleichterung des 
einheitlichen Vollzuges des Tierschutzrechtes in der 
Schweinehaltung sind diese von den für Tierschutz zu-
ständigen Behörden, das sind die Kreise und kreisfreien 
Städte, anzuwenden. Daraus ergibt sich ganz klar das, 
was ich am Anfang gesagt habe, und zwar, dass ein 
Tierhalter seine Sauen auch in anderen Aufstallungsfor-
men halten kann und wir das erfolgreich praktizieren. Ich 
betone noch mal: Wir haben es hier auch mit europäi-
schen Grundlagen zu tun. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Die Tierschutz-Nutztier- 

haltungsverordnung ist deutsches Recht.) 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will ab-
schließend sagen: Sie haben auch gegen die Grüne 
Woche gesprochen. Ich habe dort wichtige Gespräche 

geführt mit dem Lebensmitteleinzelhandel. Alles, was uns 
hilft, zu Veränderungen von Haltungssystemen zu kom-
men, ist bis heute leider nicht umgesetzt. Auch Ihre da-
malige Kollegin Frau Künast hat meinen Vorschlag, ein 
geprüftes Zulassungsverfahren für Haltungssysteme auf 
den Weg zu bringen, nicht umgesetzt. Das wird wohl nun 
endlich in diesem Jahr kommen. Darüber bin ich froh. 
Damit wird der Kastenstand in ein neues Licht gerückt 
werden. Deswegen glaube ich, dass es richtig ist, dass 
wir in dieser schweren Zeit an der Seite der Landwirt-
schaftsbetriebe stehen und dass wir sehr wohl mit Au-
genmaß und Stockmaß alles daransetzen, dass Investiti-
onen getätigt werden, die dem Tierwohl dienen, und dass 
wir möglichst schnell zu kostendeckenden Preisen kom-
men. 
 
Herr Suhr, ich möchte Ihnen noch mal ausdrücklich 
sagen, wir haben die Premiumförderung für mehr Be-
wegungsfreiheit, für besseres Klima, für mehr Licht in 
den Ställen oder auch für ein größeres Platzangebot. 
Für ein 20 Prozent größeres Platzangebot haben wir in 
den Jahren 2007 bis 2015 immerhin 56 Millionen Euro 
in die Schweinehaltung für ein artgerechteres Haltungs-
system investiert. Insofern, glaube ich, ist es richtig, 
dass wir alles daransetzen, eine Bundesratsinitiative 
nur zu entwickeln, wenn wir tatsächlich mit Verbesse-
rungsmöglichkeiten für die Sauenhalter aufwarten kön-
nen und damit auch dieser Prozess von den Tierhaltern 
mit unterstützt wird. Alles andere bringt uns keinen 
Millimeter weiter. Wenn Sie sich hoffentlich die Zahlen 
angesehen haben, welche Zuwachsrate Dänemark oder 
Nordrhein-Westfalen oder Spanien haben, dann werden 
uns Fleischbestände mit deutlich anderen Tierschutz-
gesichtspunkten im Konsumbereich aus anderen Regi-
onen Europas oder vielleicht sogar der Erde überfluten. 
Ich möchte das nicht. 
 
Insofern wünsche ich mir sehr, dass die Betriebe, die 
derzeit um ihre Existenz in diesem desaströsen Markt 
kämpfen müssen, alles daransetzen, dass wir diese 
Marktkrise überstehen. Ich bitte auch darum, dass wir 
uns hier rechtskonform verhalten und dass wir den 
Landwirten den Rücken stärken, damit sie uns in der 
Zukunft mit hochwertigen Lebensmitteln aus der Region 
für die Region weiter versorgen. Ich gehe davon aus, 
dass die Diskussion uns einige Erkenntnisgewinne ge-
bracht hat. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und 
wünsche unseren Tierhaltern Erfolg. Vielen Dank.  
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 

Vizepräsidentin Regine Lück: Das Wort hat die Abge-

ordnete Frau Schlupp von der Fraktion der CDU. 
 
Beate Schlupp, CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! „,Tierschutz ist 
kein Wahlkampfthema, sondern eine ethische Wertefra-
ge. Wir brauchen einen gemeinsamen Diskurs an höchs-
ter Stelle, um mit ruhiger Hand entscheiden zu können, 
wohin man als Gesellschaft wolle.‘ … Das große Manko 
der Politik …: Es werden keine Ziele definiert, für die man 
dann eine Strategie entwickelt, sondern es werden nur 
Einzelthemen gesetzt, ,womit man auch den größten 
Schwachsinn legitimieren kann‘. Das gilt für den einzel-
nen Schweinestall ebenso wie für die europäische und 
deutsche Klimapolitik. ,Ohne globale Strategie kann man 
sich den ganzen Kram sparen‘“, so Professor Dr. Iser-
meyer, der Präsident des Bundesforschungsinstituts für 
Ländliche Räume, Wald und Fischerei. 
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(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: War das jetzt ein Zitat?) 

 
Während ich an der einen oder anderen Stelle durchaus 
anders formuliert hätte, so kann ich den inhaltlichen Aus-
sagen doch vollumfänglich zustimmen.  
 

(Ulrike Berger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Nur ist es bei uns kein Wahlkampfthema.) 

 
Nun haben wir heute wieder einmal ein Einzelthema aus 
dem Bereich Tierschutz auf der Tagesordnung. Es wäre 
dem Thema durchaus gerecht geworden, wenn sich die 
Antragstellerin, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei Antragstellung zunächst die Frage gestellt hätte, 
warum es in der Vergangenheit zur Einführung von Kas-
tenständen in der Sauenhaltung gekommen ist. Es gab 
Zeiten, in denen pro Wurf zwei bis drei Ferkel von der 
Sau erdrückt oder gar von der Jungsau gefressen wur-
den. In der Freilandhaltung gibt es diese Probleme auch 
heute noch, und nicht nur diese Probleme. Ich erinnere 
an unsere Debatte zum Abschuss von Rabenvögeln. Da 
verneinte Frau Dr. Karlowski solche Umstände, dass 
Rabenvögel auf kleine Ferkel losgehen und Augen aus-
picken. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Fangen Sie mit den 
alten Geschichten von damals jetzt 

wieder an, Frau Schlupp?!) 
 

Das hielt sie für völlig ausgeschlossen, weil nicht sein 
kann, was nicht sein darf. Vielleicht sollte man da nicht 
nur Studien lesen,  
 

(Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Es gibt 

Studien, die dem nachgegangen sind.) 
 
sondern wie der Fraktionsvorsitzende mal einen solchen 
Freilandhaltungsbetrieb besuchen und sich angucken, 
 

(Heiterkeit bei Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
wie Schwärme von Rabenvögeln sich in der Nähe dieser 
Anlagen aufhalten. Und vielleicht ist man dann auch 
dabei und kann sich in der Realität davon überzeugen, 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
dass solche Vorkommnisse nicht dem Bereich „Traum-
deutung“ zuzuordnen sind. 
 

(Beifall Egbert Liskow, CDU) 
 

Vor diesem Hintergrund war die Einführung des Kasten-
standes eine Maßnahme des Tierschutzes, denn in Ab-
wägung wurde der Schutz der Ferkel im Vergleich zur 
zeitweisen, wenn auch starken Einschränkung der Sau 
als höherwertig angesehen. Und da wir es nie versäu-
men, immer auch auf den Wunsch der Verbraucher nach 
mehr Tierwohl zu verweisen, fragen Sie die Verbraucher 
doch mal, was ihnen im vorgenannten Fall wichtiger ist, 
das Überleben von niedlichen kleinen Ferkelchen oder 
der Verzicht auf Einschränkung der Muttersau! Anders ist 
das sicherlich im Falle der Besamung. Aber auch da gibt 
es klare Regelungen und Beschränkungen der Standzeit.  

Sehr verehrte Damen und Herren der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, zum Thema gehört ebenfalls, dass bei 
einem Ferkelpreis von 30 Euro Sauenhalter, egal welcher 
Haltungsform, nicht existieren können. Da nützt es aller-
dings auch nichts, das Kartellamt anzurufen, wenn 
gleichzeitig einer der größten Fusionen im Lebensmittel-
einzelhandel per Ministeranordnung zugestimmt wird. Die 
Marktmacht des Handels wird so zulasten der Landwirte 
ausgebaut. Deshalb ist es verständlich, dass seit dem 
Jahr 2005 die Zahl der Schweine haltenden Betriebe in 
Deutschland von 88.680 Unternehmen auf 49.140 Unter-
nehmen bis zum Jahr 2013 zurückging. Dies entspricht 
einem Rückgang von 44,6 Prozent innerhalb von acht 
Jahren. In den vergangenen zwei Jahren hat sich diese 
Situation verschärft. Gleichzeitig ist die Größe der wirt-
schaftenden Betriebe angestiegen. 
 
Dies vorangestellt, komme ich nun zu dem eigentlichen 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Am 
24.11.2015 hat das Oberverwaltungsgericht Magdeburg 
ein Urteil zur Haltung von Sauen in Kastenständen ge-
fällt. Die Richter legten fest, und das haben wir schon 
gehört, dass in einem Kastenstand gehaltene Jungsauen 
die Möglichkeit haben müssen, „jederzeit in dem Kasten-
stand eine Liegeposition in beiden Seitenlagen einzu-
nehmen, bei der ihre Gliedmaßen auch an dem vom 
Körper entferntesten Punkt nicht an Hindernisse stoßen“. 
Nach dieser Vorgabe müssen Kastenstände eine Breite 
von mindestens dem Stockmaß des darin untergebrach-
ten Schweins aufweisen. Die Tiere müssen ihre Glied-
maßen ausstrecken können, ohne in benachbarte beleg-
te Kastenstände hineinzureichen. Das Urteil basiert im 
Wesentlichen auf Paragraf 24 der Tierschutz-Nutztier-
haltungsverordnung.  
 
Bevor Schlussfolgerungen und Konsequenzen aus dem 
Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Magdeburg zu den 
notwendigen Abmessungen der Kastenstände für Zucht-
sauen gezogen werden, muss die schriftliche Urteilsbe-
gründung abgewartet werden. Der die Berufung erhof-
fende Sauenhaltungsbetrieb aus Sachsen-Anhalt erwägt 
nach unserer Kenntnis, beim Bundesverwaltungsgericht 
die Zulassung der Revision zu beantragen. Deshalb hat 
das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Magdeburg 
noch keine Verbindlichkeit für die Sauenhalter gebracht, 
auch nicht in Mecklenburg-Vorpommern.  
 
Mit der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung hat der 
Verordnungsgeber von der Ermächtigung nach Para- 
graf 2a Absatz 1 Tierschutzgesetz Gebrauch gemacht, 
die erlaubt, die Anforderungen an die Haltung von Tieren 
nach Paragraf 2 Tierschutzgesetz näher zu bestimmen. 
 
Nach Paragraf 11 Absatz 8 Tierschutzgesetz ist der Tier-
halter verpflichtet, durch betriebliche Eigenkontrollen si-
cherzustellen, dass die Anforderungen des Paragrafen 2 
Tierschutzgesetz eingehalten werden.  
 
Paragraf 24 Absatz 4 Nummer 2 Tierschutz-Nutztierhal-
tungsverordnung gibt vor, dass Kastenstände so be-
schaffen sein müssen, dass jedes Schwein ungehindert 
aufstehen, sich hinlegen sowie den Kopf und in Seitenla-
ge die Gliedmaßen ausstrecken kann.  
 
Das alles hört sich einfach und verständlich an. Wenn 
Sie aber an den mit diesen Regelungen tatsächlich ein-
hergehenden Schwierigkeiten bei der praktischen Um-
setzung interessiert sind, dann empfehle ich Ihnen die 
Lektüre der Empfehlung des Friedrich-Loeffler-Instituts 
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für Tiergesundheit zur „Kastenstandhaltung von Sauen 
im Deckzentrum“. Die Mathematiker unter Ihnen werden 
ihren Spaß haben. Allen dort vorgestellten Rechenmo-
dellen ist gemeinsam, dass ihnen die altersgemäß ent-
wickelte Durchschnittssau zugrunde gelegt wurde. In 
Abwandlung eines Spruchs fällt mir dazu nur ein: Im 
Durchschnitt entsprach der Kastenstand genau den von 
der modernen Genetik vorgegebenen Maßen der unter-
zubringenden Säue und die Sau passte trotzdem nicht 
rein. 
 

(Heiterkeit bei Patrick Dahlemann, SPD: 
Welche Sau hatten Sie denn da im Kopf?) 

 
Zugegeben ist das etwas sarkastisch, aber es verdeut-
licht doch das Problem.  
 
Die behördliche Entscheidung über die Rechtskonformität 
der Kastenstände treffen im Übrigen die Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachungsämter. Es stellt sich also die 
Frage, weshalb die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
die Landesregierung auffordert, eine Bundesratsinitiative 
für eine Ergänzung der Tierschutz-Nutztierhaltungs-
verordnung anzustreben. 
 
Klar ist, dass, sollte die getroffene Entscheidung bun-
desweit Anwendung finden, zahlreiche praktizierte Kas-
tenstandsbreiten in Deutschland nicht mehr zulässig 
sind. Eine eindeutige Regelung hinsichtlich der Breite 
von Kastenständen in Besamungszentren für Sauen gibt 
es mit der Entscheidung allerdings nicht. Die Entschei-
dung des OVG Magdeburg bezieht sich zurzeit lediglich 
auf einen Betrieb.  
 
Sollte diese Rechtsprechung jedoch vor dem Bundes-
verwaltungsgericht Bestand haben, leiten sich hieraus für 
Sauenhalter in Deutschland erhebliche Konsequenzen 
ab. Allein aufgrund der unterschiedlichen Größe von 
Sauen verschiedener Altersstufen, aber auch Rassen 
müssen nach Ansicht von Experten mindestens drei 
verschiedene Kastenbreiten in einem Unternehmen zur 
Verfügung stehen. Sauenhalter müssten ihre Unterneh-
men mit hohem finanziellen Aufwand umrüsten. Gerade 
kleinere Unternehmen würden durch eine solche Umrüs-
tung in ihrer Existenz gefährdet. Schon heute ist es auf-
grund des geringen Schweinefleischpreises und dem 
damit einhergehenden geringen Ferkelpreis um die Exis-
tenz zahlreicher Schweine-, aber auch Sauenhalter 
schlecht bestellt. 
 
Bei Umsetzung des Antrages werden Wettbewerbsbe-
nachteiligungen der deutschen Sauenhalter, die Verlage-
rung der Produktion in Länder mit geringen Standards – 
wir haben es gehört, aber auch durch Wiederholung 
bleibt es ja richtig –, ein weiterer Strukturwandel und ein 
Rückgang der Schweineproduktion und Sauenhaltung in 
Mecklenburg vorgezeichnet.  
 
Zielführend ist es meines Erachtens, Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Landwirte bei der rechtskonformen 
Umsetzung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung 
unterstützen. Hierzu zählen Maßnahmen im Rahmen des 
Agrarinvestitionsförderprogramms, die Förderung des 
Absatzes oder entsprechende Beratungsleistungen. Es 
kann nicht sein, dass derartige Alleingänge in Deutsch-
land bei der Anhebung von Standards auf dem Rücken 
von Landwirten umgesetzt werden. Wenn sie politisch 
gewollt oder juristisch verordnet sind, müssen sie kom-
pensiert werden. 

Der vorliegende Antrag führt also nicht zu mehr Tier-
schutz und blendet völlig aus, dass auch in der Sauen-
haltung Geld verdient werden muss. Ich weiß, dass diese 
Frage für Sie nicht mehr als eine Randnotiz wert ist, aber 
meine Fraktion sieht das ganz anders. Ich will jetzt mal 
frei Silke Gajek von heute zitieren. Die Fraktion verfährt 
ja gerne nach dem Grundsatz: „Wir brauchen keine Ar-
gumente, wir haben eine Haltung.“ 
 

(Silke Gajek, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das war in dem Punkt! – Zuruf von 

Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Wir haben gute Argumente und wir haben auch eine 
Haltung, nämlich eine andere. Von daher werden wir 
Ihren Antrag ablehnen. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der CDU) 
 

Vizepräsidentin Regine Lück: Das Wort hat Dr. Tack 

von der Fraktion DIE LINKE. 
 
Dr. Fritz Tack, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Präsiden-

tin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der 
Strukturwandel in der deutschen, in der europäischen 
und in der Weltlandwirtschaft ist seit Jahren in vollem 
Gange. Dabei macht er natürlich gerade auch um Ost-
deutschland keinen Bogen.  
 
Diese Entwicklung hat enorme Auswirkungen auf alle 
Betriebe in den verschiedenen Rechtsformen und Pro-
duktionszweigen. Hinzukommen die Auswirkungen eines 
globalisierten Agrarmarktes, der Konzentrationsprozess 
bei den Verarbeitern, Schlachthöfen, Molkereien und im 
Einzelhandel. Die Macht von Lebensmitteldiscountern 
und riesigen Verarbeitungskonzernen wächst weiter. Das 
haben wir in diesem Hohen Hause schon öfter diskutiert. 
 

(Vizepräsidentin Silke Gajek  
übernimmt den Vorsitz.) 

 
Am Ende der Kette muss heute der Landwirt agieren, 
gefangen zwischen immer höheren Auflagen aus der 
Politik, enormen Erwartungen und Forderungen aus der 
Mitte der Gesellschaft – oder ich könnte sagen, den Ver-
brauchern – und den Zwängen des Marktes. Selbstver-
ständlich hat dies große Auswirkungen auf die Landwirt-
schaft insgesamt und die Tierproduktion und damit auf 
die Haltung von Nutztieren im Besonderen.  
 
Wer hier grundsätzlich etwas ändern will, der muss an 
das System heran. So deutlich will ich das sagen. Sie 
kennen meine Aussage: Die Sicherung der Welternäh-
rung ist mit der reinen Marktwirtschaft nicht zu schaffen. 
Die beiden Demonstrationen am 16. Januar in Berlin am 
Rande der Internationalen Grünen Woche unter den 
Mottos: „Wir haben es satt!“ und „Wir machen Euch satt!“ 
sind der öffentliche Ausdruck dafür, dass die Debatte um 
die Zukunft der Landwirtschaft in vollem Gange ist. 
 
In diesem Zusammenhang ist noch einmal zu unterstrei-
chen, dass wir mit dem Masterplan „Land- und Ernäh-
rungswirtschaft“ in unserem Lande auf einem guten We-
ge sind. Er muss nun in der Zukunft konkret umgesetzt 
werden. Ein großer Teil der Landwirte fühlt sich falsch 
verstanden und – ich meine, zu Unrecht – als Tierquäler 
und Umweltsünder an den Pranger gestellt. Auf der an-
deren Seite steht ein breites Bündnis aus Umweltschutz-
organisationen, Tierschützern, Verbraucherschützern, 
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aber auch Bauern, die meist ökologisch wirtschaften – 
Bauern gegen Bauern. Es muss miteinander gesprochen 
werden, das ist meine feste Überzeugung. Kampfbegrif-
fe, wie „Megaställe“, „Massentierhaltung“, „Agrarfabri-
ken“, „Feldvergifter“ und „Tierquäler“, werden gegen die 
vorherrschende konventionelle Landbewirtschaftung 
verwendet. Deren Verbandsvertreter sprechen dann von 
„Realitätsverweigerern“, „Öko-Spinnern“, „Traumtänzern“ 
und „Öko-Romantikern“. Die gesellschaftliche Debatte 
wird immer erbitterter und immer unsachlicher geführt 
und der Druck wächst. Die Mehrheit der Verbraucher 
erwartet etwas von der Landwirtschaft. 
 
Noch einmal, und das ist meine feste Überzeugung: Wir 
müssen miteinander und nicht übereinander reden! Für 
die öffentlichen Gelder, mit denen die Landwirtschaft in 
Europa unterstützt wird, soll diese unter anderem im 
Gegenzug die Haltungsbedingungen für jedes Nutztier 
verbessern, schonend mit Boden und Umwelt umgehen, 
auf Pflanzenschutzmittel und Tierarzneien wie Antibiotika 
verzichten, für eine Verbesserung der Biodiversität sor-
gen und ihre Waren möglichst nur noch regional anbie-
ten. Die Liste an Forderungen ließe sich noch erweitern. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wächst der 
Widerstand gegen den Bau von Ställen in der Nachbar-
schaft – ich betone, in der Nachbarschaft –, egal ob groß 
oder eher klein. Der Bezug zur Landwirtschaft ist den 
meisten Menschen, nicht nur in den großen Städten, 
völlig verloren gegangen. Aber Defizite und damit Aufga-
ben sind tatsächlich nicht zu übersehen. Die Eutrophie-
rung der Oberflächengewässer in Mecklenburg-Vorpom- 
mern und anderswo ist immer noch zu hoch. Wir haben 
darüber gestern gesprochen. Das Grundwasser ist teils 
flächendeckend, wie in Niedersachsen, teils punktuell, 
wie bei uns, mit Nitrat belastet. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: 50 Prozent der 

Grundwasserkörper sind zu hoch mit  
Phosphat belastet. Das ist nicht punktuell!) 

 
Eine große Debatte wird um die Schlachtung von trächti-
gen Kühen, das Schnäbelkürzen, das Schwänzekupieren 
und die Tötung von nicht lebensfähigen Ferkeln ohne 
Betäubung geführt. Zu Recht wird diese Debatte geführt. 
Die negativen Beispiele zeigen deutlich, dass wir etwas 
tun müssen. 
 
Im Zentrum der Debatte steht die Haltung von Nutztieren. 
Wir beraten heute auf Antrag der GRÜNEN einen Teilas-
pekt der Schweinehaltung, einen Produktionszweig, der 
sich gegenwärtig in großen Schwierigkeiten befindet. Das 
haben meine Vorrednerinnen und -redner bereits gesagt. 
Die im Antrag gestellten Forderungen wiederhole ich 
deshalb an dieser Stelle nicht. Die Fraktion der GRÜNEN 
bekam Ende letzten Jahres vom Oberverwaltungsgericht 
Magdeburg sogar Rückenwind für ihren Antrag. Mit ein-
fachen Worten: Das Gericht sprach Sauen in Kasten-
standhaltung mehr Platz zu. Dieses Urteil sehe ich in 
diesem Antrag aufgegriffen. Wir haben gehört, dass es 
im Augenblick noch nicht rechtskräftig ist. 
 
Meine Fraktion folgt diesen Forderungen. Nur wenn Sau-
en genügend Platz im Kastenstand haben, ist diese Hal-
tungsform für mich und meine Fraktion mittelfristig noch 
tragbar. Für mich ist es ebenso selbstverständlich, dass 
wir mittelfristig, das heißt nach einer angemessenen 
Übergangsfrist, von der Kastenstandhaltung abkommen 

müssen. Das sage ich, der in den 1970er-Jahren viel auf 
diesem Gebiet wissenschaftlich gearbeitet hat. Wir waren 
damals teilweise der Auffassung, das Tier an die Hal-
tungstechnik anpassen zu können, heute gilt es genau 
umgekehrt. Ich denke, die Landesregierung hat dies 
durchaus auch erkannt. 
 
Wer den letzten „Schweinetag“ in Güstrow Ende Okto-
ber 2015 besucht hat, konnte dort durchaus beachtens-
werte Aussagen vonseiten der Landesregierung hören. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Worten müssen Taten folgen!) 

 
Frau Dr. Dayen – damals noch aktiv als Landestierärztin – 
empfahl den Schweinehaltern den Ausstieg aus der Kas-
tenstandhaltung. Dies werde zumindest mittelfristig ge-
setzlich noch stärker reglementiert und hätte aus ihrer 
Sicht – die Kastenstandhaltung nämlich – keine Perspek-
tive. Ebenso mahnte sie die Schweinehalter, die Abmes-
sungen der Kastenstände zu überprüfen und sich streng 
an die rechtlichen Vorgaben zu halten. Das Urteil des 
OVG in Magdeburg war da noch nicht gesprochen. 
 
Frau Dr. Dayen kündigte für 2016 ein eigenes Landes-
programm für die artgerechte Schweinehaltung an. Ich 
hoffe, es bleibt nicht nur bei der Ankündigung und Minis-
ter Dr. Backhaus legt dieses Programm bald vor. Wir 
brauchen eine Optimierung der Haltungsbedingungen für 
unsere Nutztiere, insbesondere für Schweine, aber auch 
für Geflügel und Rinder. Das Landesprogramm wäre ein 
wichtiger Schritt in diese Richtung. 
 
Aber eines steht für uns LINKE außer Frage: Jeder zu-
sätzliche Aufwand bedeutet zusätzliche Kosten für den 
Tierhalter. Ein Mehr an Tierwohl ist nicht umsonst zu 
erhalten. Das bedeutet gleichzeitig für uns, dass jeder 
zusätzliche Aufwand auch zusätzlich vergütet werden 
muss. Hier gilt die alte Wahrheit, wer A sagt, muss auch 
B sagen. Das sage ich jetzt nicht nur angesichts der 
Krise auf dem Markt für Schweinefleisch. Am Ende müs-
sen die Bauern – und das ist meine feste Überzeugung – 
von ihrer Hände Arbeit leben können und ihren Angestell-
ten angemessene Löhne zahlen können, selbstverständ-
lich über den Mindestlohn hinaus. Das wollen meine 
Fachkollegen auch. 
 
An dieser Stelle kommt auch die Verantwortung der Ver-
braucher, der großen Lebensmitteleinzelhändler, der 
Lebensmittelverarbeiter und bei der Schweinehaltung 
auch die Verantwortung der Mäster ins Spiel. Nur wer 
über die gesamte Kette gemeinsam Verantwortung für 
die Art und Weise übernommen hat, wie wir unsere Le-
bensmittel produzieren, verarbeiten und vermarkten, 
kann etwas ändern. Wer es den Ferkelproduzenten zur 
Abnahmebedingung macht, dass die Ringelschwänze 
kupiert werden, der will eigentlich nichts an seinen Hal-
tungsbedingungen ändern. DIE LINKE spricht sich ganz 
klar für das Verbot des Kürzens von Schwänzen aus. 
 
Frau Dr. Dayen sagte auf dem „Schweinetag“ in Güstrow, 
dass ein Verbot in Mecklenburg-Vorpommern kommen 
wird und unser Land spätestens Ende 2017 aussteigen 
wird. Das unterstütze ich noch einmal ausdrücklich. Das 
bedeutet aber auch, dass dazu viele Investitionen bei 
den Schweinehaltern – genauso, was die Kastenstand-
haltung anbetrifft – notwendig werden. Den guten Willen, 
mehr für den Tierschutz bei Schweinen zu tun, will ich 
niemandem absprechen, aber die Schweinehalter benö-
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tigen dabei dringend die Unterstützung aller, und nicht 
nur vonseiten der Landesregierung. 
 
Dass es funktionieren kann, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, zeigen Beispiele aus anderen Ländern. 
Norwegen, Schweden, Finnland oder die Schweiz kupie-
ren keine Ringelschwänze mehr. Auch dort war der 
Druck der Tierschützer und Umweltorganisationen, des 
Bauernverbandes sehr groß. Aber dort wurde wesentlich 
mehr für die Verbraucheraufklärung getan. Von heute auf 
morgen hat es in den besagten Ländern auch nicht funk-
tioniert. Es dauerte über 20 Jahre, bevor das Verbot 
umgesetzt wurde. Es waren dazu auch langfristige und 
groß angelegte Kampagnen der jeweiligen Regierungen 
zusammen mit den Verbraucher- und Tierschutzorgani-
sationen, aber auch mit dem Bauernverband erforderlich. 
Letztendlich fragten die Endverbraucher nur noch Fleisch 
nach, das nach Tierschutzaspekten produziert wurde. 
Gerade in der Verbraucheraufklärung und in der Zusam-
menarbeit von Verbraucherschützern, Tier- und Umwelt-
schützern und der verantwortlichen Politik sehe ich in 
Deutschland noch ein großes Manko. 
 
Und der Deutsche Bauernverband? Er behauptet für 
sich, dass er die Interessen von mehr als 80 Prozent aller 
Landwirte vertritt. Ich habe daran keinen Zweifel. Das 
Erste, was wir bei berechtigten Forderungen – bei be-
rechtigten Forderungen! – aus Politik und Gesellschaft 
hören, sind häufig Abwehrkämpfe und der Ruf nach gar 
keinen Regulierungen für den Berufsstand. Genau des-
halb wird der Verband in großen Teilen der Bevölkerung 
auch als ein Teil einer undurchsichtigen Agrarlobby 
wahrgenommen, die in enger Zusammenarbeit mit der 
sogenannten Agrarindustrie, mit Chemie- und Pharma-
konzernen, 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Handel, Schlachthöfen und Bundesagrarminister Schmidt 
alles unternehmen, um so billig wie möglich Fleisch und 
Futter zu produzieren und den Weltmarkt damit zu über-
schwemmen – leider, sage ich dazu. 
 
Meine sehr verehrten Fachkollegen – und ich meine jetzt 
die Bauern –, mit einer Offensive, die die positiven Bei-
spiele in der Landwirtschaft kommuniziert, ist es allein 
aber nicht getan. Wer wenn nicht der Deutsche Bauern-
verband hat so viel Einfluss und so viel Sachverstand, 
sich aktiv in Sachen „Tierschutz und Umweltschutz“ ein-
zubringen? Er müsste sich an die Spitze setzen. Es gilt, 
alte Fehler nicht zu wiederholen und dem Mantra von 
„Wachse oder weiche“ etwas entgegenzusetzen. Er sollte 
ein breites Bündnis von Landwirten und Verarbeitern 
anführen, das gemeinsam tiergerechte Ställe entwickelt 
und für den regionalen Absatz von Produkten wirbt,  
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
die dem Tierschutz, dem Umweltschutz und sozialen 
Aspekten genügen. 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ebenso kann ich nicht nachvollziehen, dass der Verbrau-
cher bei uns keine Wahl hat, ob er nach Tierschutzkrite-
rien 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Kennzeichnungspflicht!) 

 
produziertes Fleisch kaufen möchte oder nicht. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Riesiges Problem!) 

 
Solches Fleisch wird an der Ladentheke häufig gar nicht 
erst ausgezeichnet. Es ist unverständlich und zeigt, dass 
die großen Handelsketten gar kein Interesse daran ha-
ben, dass sich wirklich etwas in Sachen Tierwohl tut. Sie 
haben augenscheinlich nur Interesse an möglichst billig 
produziertem Fleisch und an einem hohen Gewinn. So 
wird die Initiative „Tierwohl“ wohl eher ein Feigenblatt für 
den Handel bleiben. 
 

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: So ist das.) 

 
Und jetzt will ich auch mal einen Apell in Richtung meiner 
Kollegen von den GRÜNEN loswerden: Es reicht nicht, 
immer nur auf die ach so böse Agrarindustrie und die 
sogenannten Tierfabriken zu schimpfen. 
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Nehmen Sie bitte auch den Handel und die Verarbeiter in 
die Pflicht! Betreiben auch Sie mehr Verbraucheraufklä-
rung! Nehmen Sie mehr Einfluss auf die europäische und 
Berliner Agrarpolitik! Immerhin gibt es in dieser Republik 
einige grüne Landwirtschafts- und Umweltminister. 
 
Ich sehe den Verbraucher in der Pflicht, sich zumindest 
darum zu kümmern, wo sein gutes Schweinefleisch her-
kommt. Allein viele Nachfragen erhöhen schon den 
Druck auf den Handel, auf Schlachthöfe und Produzen-
ten. Hierzulande sollte es nicht mehr um das Ob, son-
dern nur noch um das Wie in Sachen von mehr Tierwohl 
gehen! 
 
Jetzt folgt ein Zitat: „Die Schweineproduktion in Deutsch-
land ist eine ökonomische Erfolgsgeschichte, die zuneh-
mend Schattenseiten hat“, Ende des Zitats. Das sagte 
Professor Dr. Blaha von der Tierärztlichen Hochschule in 
Hannover, der gleichzeitig Vorsitzender der Tierärztlichen 
Organisation für Tierschutz ist, auf dem „Schweinetag“ in 
Güstrow, den ich schon mehrfach angesprochen hatte. 
 
Damit die Schweineproduktion in Deutschland wieder 
eine Erfolgsgeschichte wird und sie ihre Schattenseiten 
verliert, stimmt meine Fraktion dem vorliegenden Antrag 
zu. Es bleibt allerdings viel zu tun. 
 
Abschließend wünsche ich meinen Fachkollegen, dass 
sich endlich die Preise auf dem Gebiet des Schweine-
marktes verbessern. – Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion DIE LINKE – 
Zuruf von Dr. Ursula Karlowski, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Vizepräsidentin Silke Gajek: Das Wort hat jetzt die 

Abgeordnete Frau Feike von der SPD-Fraktion. 
 
Katharina Feike, SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Diesem 
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Antrag ist zum gleichen Thema eine Kleine Anfrage des 
Fraktionsvorsitzenden Jürgen Suhr vorausgegangen.  
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Richtig.) 

 
In der Intention der beiden Drucksachen sehe ich je-
doch einen erheblichen Unterschied. In der Kleinen 
Anfrage wurde noch angezweifelt, dass in M-V die Re-
gelung in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung 
zum Halten von Schweinen konsequent umgesetzt wird. 
In dem nun vorliegenden Antrag ist dieser Zweifel nicht 
mehr erkennbar. Sehr schön! Stattdessen wird im We-
sentlichen ... 
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist aber Ihre Interpretation, Frau Feike,  

und nicht die von den GRÜNEN!) 
 
Das ist meine. Das ist meine Rede. 
 
Stattdessen wird im Wesentlichen die Landesregierung 
aufgefordert, sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative 
für eine Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungs-
verordnung einzusetzen. So sollen zum Beispiel Min-
destbreitenmaße von Kastenständen festgelegt werden, 
welche der maximalen Widerristhöhe des Schweines 
entsprechen. 
 
Die rechtlich verbindliche Forderung zur Beschaffenheit 
von Kastenständen nennt aber aus gutem Grund keine 
Maße. Die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung be-
schreibt in Textform die Anforderungen an die Gestaltung 
von Kastenständen wie folgt: „Kastenstände müssen so 
beschaffen sein, dass … jedes Schwein ungehindert 
aufstehen, sich hinlegen sowie den Kopf und in Seitenla-
ge die Gliedmaßen ausstrecken kann.“ Die zuständigen 
Schutzbehörden müssen daher im Einzelfall unterschei-
den, ob ein Kastenstand für ein darin zu haltendes 
Schwein ausreichend dimensioniert ist oder nicht.  
 
Aus der Praxis habe ich gehört, dass ein Kastenstand mit 
der Breite der Widerristhöhe eines Schweines es der Sau 
oder dem Schwein erlaubt, sich im Kasten zu drehen.  
 

(Zuruf von Jürgen Suhr,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Genau dieses Umdrehen im Kasten verursacht ein höhe-
res Verletzungsrisiko für das Tier. Das kann bis zum Tod 
des Tieres führen. 
 

(Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist aber eine gewagte Aussage jetzt.) 

 
Ich habe gesagt, aus der Praxis habe ich das gehört.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus:  
Wie oft drehen sie sich denn? – 

Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Da steht ja auch, dass 

sie sich hinlegen können müssen.) 
 
Ich muss gestehen – jetzt kommt meine Haltung dazu –, 
dass ich nicht in der Lage bin, das fachgerecht zu bewer-
ten. Es zeigt mir aber, dass die Definition einer Mindest-
breite in einer Kastenstandhaltung nicht allein entschei-
dend für die tierschutzkonforme Haltung von Sauen sein 
kann.  

(Dr. Ursula Karlowski, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Nicht allein.) 

 
Das Thema ist komplex und Kasten bleibt Kasten.  
 

(Udo Pastörs, NPD: Das kommt  
drauf an, wie groß er ist.) 

 
Ich begrüße daher ausdrücklich, dass die Politik, die 
Wirtschaft und der Berufsstand intensiv nach Alternativen 
zur Haltung von Sauen in Kastenständen suchen. Es gibt 
dazu bereits praktikable Ansätze. Die Umstellung auf 
eine weitgehend kastenfreie Haltungsform für Sauen 
bedeutet für die Betriebe aber auch, dass erhebliche 
Investitionen für den Umbau und Ausbau von Ställen auf 
den Landwirt zukommen werden. Entsprechende Über-
gangsfristen sind daher unabdingbar, um die Existenz 
der Schweinehalter nicht zu gefährden. Eine Bundesrats-
initiative im Sinne Ihres Antrages halten wir für sachlich 
nicht gerechtfertigt und lehnen ihn daher ab. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion der SPD) 
 
Vizepräsidentin Silke Gajek: Das Wort hat jetzt der 

Abgeordnete und Fraktionsvorsitzende der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Suhr. 
 
Jürgen Suhr, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
gehe davon aus, dass das jetzt nicht der letzte Redebei-
trag sein wird, weil der Minister vielleicht noch mal nach 
vorne geht, aber das werden wir gleich sehen. 
 

(Zuruf von Helmut Holter, DIE LINKE) 
 
Herr Dr. Backhaus, lassen Sie mich bitte zunächst Vor-
bemerkungen machen. In der Tat, das haben Sie richtig 
wiedergegeben, Sie scheinen mit dem Geschäftsführer 
vom Gut Losten telefoniert zu haben. So, wie Sie es hier 
ausgeführt haben, war das eine konstruktive Runde mit 
interessanten Gesprächen. Was ich nicht teile aus mei-
ner Wahrnehmung oder, ich will sagen, an dieser Stelle, 
ist, wir hatten natürlich eine ganze Reihe von Punkten, 
die strittig diskutiert worden sind. Ich weiß nicht, ob er 
das erzählt hat. Wir sind dort auch zu keinem Ergebnis 
gekommen, wie Sie sich vorstellen können. Aber ich 
habe den Presseartikel in der „Schweriner Volkszeitung“ 
durchaus als ausgewogen und das wiedergebend wahr-
genommen, was wir da vor Ort diskutiert haben. Ich er-
laube mir auch, dass eher beurteilen zu können als Sie, 
weil ich war schließlich dabei. 
 

Das Zweite ist: Ja, wir haben tatsächlich aus einem An-
trag Inhalte entnommen. Das tun wir auch zukünftig wie-
der. Damit Sie sich beruhigen können, würde ich den 
Vorschlag machen, wir schreiben zukünftig gleich in die 
Begründung, wo wir es entnommen haben, weil einen 
guten Antrag hier einzubringen, ist einfach eine gute Idee 
und ist richtig. Wir sprechen uns sogar in den Landtags-
fraktionen ab.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Toll!) 
 
Ich hoffe, das machen Sie auch so. So kooperieren wir.  
 

(Zuruf von Egbert Liskow, CDU) 
 
Das ist eine gute Übung, dass wir das machen. 
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In der Tat, das Urteil ist nicht rechtskräftig. Da wird im 
Augenblick auch noch an der Begründung geschrieben. 
Am Inhalt, glaube ich, gibt es aber überhaupt nichts zu 
deuteln. Da könnte ich jetzt aus der Pressemitteilung des 
Oberverwaltungsgerichtes zitieren. Meine Kollegen vor-
her haben das schon gemacht. Insofern kann ich mir das 
jetzt sparen.  
 
Wenn wir jetzt das Urteil nehmen und fragen, was hat der 
Minister hier gesagt – Sie haben mit ein bisschen Zorn 
gesagt,  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Ich bin nicht zornig.) 
 
so habe ich es zumindest interpretiert: Ich lasse mich hier 
nicht in die Ecke stellen. Auch die Landesregierung, auch 
der Landwirtschafts- und Umweltminister will so schnell 
wie möglich raus aus der Kastenstandhaltung. Das ha-
ben Sie hier erklärt.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Ja.) 
 
Ich sage an der Stelle, weshalb ich glaube, Sie werden 
gleich noch mal in die Bütt gehen:  
 
Erstens. Sie wissen zu wenig. 
 
Zweitens. Sie tun zu wenig beziehungsweise Sie haben 
zu wenig getan in der Vergangenheit.  
 
Ich will das auch belegen, und zwar nicht mit irgendwel-
chen Dingen, die ich jetzt irgendwo herhole, sondern zur 
ersten These „Sie wissen zu wenig.“ kann ich zitieren aus 
dem, was Sie auf die Kleine Anfrage, die ich gestellt 
habe, geantwortet haben. Da ging es um die Frage der 
Erkenntnisse. Zu der Frage, was gibt es an Kastenstän-
den und so weiter, sagen Sie: „Eine Abfrage des Ministe-
riums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz 
zum Thema ,Rechtskonforme Abmaße von Kastenstän-
den in den Nutztierhaltungsanlagen Mecklenburg-Vor-
pommerns‘ bei den Veterinärbehörden der Landkreise 
hat nicht stattgefunden.“ Schlicht und ergreifend: Sie 
haben keine Erkenntnislage, deshalb konnten Sie uns die 
auch nicht,  
 

(Beate Schlupp, CDU: Das ist 
 ein Verwaltungsaufwand!) 

 
deshalb konnten Sie uns die auch nicht weitergeben.  
 

(Zuruf von Beate Schlupp, CDU) 
 
Ich sagte, Sie tun zu wenig. Ich will noch mal die Zeitab-
folge benennen, die es da gibt: 2006 gab es die Tier-
schutz-Nutztierhaltungsverordnung. 2010 gab es Ihre 
Ausführungshinweise. 2012 haben Sie das einmünden 
lassen in den sogenannten Leitfaden – alles relativ un-
verbindlich. Das Urteil ist klar, wie abzumessen ist. Sie 
haben bis 2012 nichts getan. Jetzt, 2015, stellen Sie fest: 
Aha, das Urteil ist vielleicht noch nicht rechtskräftig, aber 
es ist verbindlich und es ist sehr detailliert.  
 
Ich stelle fest: Zwischen 2006 und 2015 ist einfach zu 
wenig passiert. Deswegen komme ich zu der These, Sie 
haben in der Vergangenheit zu wenig getan. Wenn ich in 
Ihre Antwort auf unsere Anfrage gucke, dann komme ich 
zu dem Ergebnis, da wird sich auch in Zukunft nichts 
Wesentliches tun. Da heißt es unter anderem: „,Mit der 
Entscheidung des Gerichtes wird unsere Empfehlung an 

die Sauenhalter, außerhalb der Abferkelbereiche auf eine 
Kastenstandhaltung zu verzichten, deutlich unterstützt.‘“ 
Okay. „,Die Umsetzung wird Zeit brauchen und muss mit 
den Tierhaltern abgestimmt werden ...‘“ Sie werden wei-
terhin Zeit ins Land gehen lassen, ohne dass sich ernst-
haft etwas tut.  
 

(Zuruf von Dr. Ursula Karlowski,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Auf die Frage, welche konkreten Maßnahmen umgesetzt 
werden sollen, antworten Sie: „Konkrete Maßnahmen zur 
Umgestaltung von Kastenstandhaltungen können in 
Ermangelung konkreter rechtlicher Vorgaben derzeit 
behördlich nicht gefordert werden.“ Auch an der Stelle 
wird sich nichts tun.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Das ist eine 
Bundesverordnung. Das müssen Sie begreifen!) 

 
Auf die Frage, wie man das mit welchen Maßnahmen 
unterstützen könnte – wir wissen natürlich, die kleinen 
und mittleren Betriebe werden in besonderem Maße 
belastet, wenn sie dazu veranlasst werden –, heißt es: 
„Nein, zurzeit plant die Landesregierung kein solches 
Förderprogramm.“ Schlicht und ergreifend, 
 

(Minister Dr. Till Backhaus:  
Weil wir es haben! Weil wir es haben!) 

 
schlicht und ergreifend: Da passiert nichts.  
 
Und wenn Sie jetzt hergehen und sagen, na ja, wir sind 
in einer großen Konkurrenzsituation, dann will ich fest-
stellen: Im vergangenen Jahr hat es in Dänemark eine 
deutliche Verschärfung gegeben und beispielsweise 
auch in Österreich ist die Verweildauer in den Kasten-
ständen etwa bei Besamungsvorgängen deutlich redu-
ziert worden auf maximal zehn Tage.  
 
Also, sehr geehrter Herr Minister, wenn Sie wollen, kön-
nen Sie an der Stelle etwas tun. Da können Sie initiativer 
werden, da können Sie die Bedingungen für ein besseres 
Tierwohl durchaus gestalten und beeinflussen.  
 

(Minister Dr. Till Backhaus: Bundesverordnung!) 
 
Stellen Sie hier nicht in den Raum, Sie tun schon alles! 
Meine Einschätzung ist, Sie tun zu wenig! – Herzlichen 
Dank. 
 

(Beifall vonseiten der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andreas Butzki, SPD: Ja, das  
ist bloß Ihre Einschätzung.) 

 
Vizepräsidentin Silke Gajek: Ich schließe die Ausspra-

che. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 6/5066. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, die oder den bitte ich um 
ein Handzeichen. – Danke. Die Gegenprobe. – Danke. 
Und die Stimmenthaltungen? – Zugestimmt haben die 
Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
dagegen stimmten die Fraktionen der SPD und CDU und 
die Fraktion der NPD, es enthielt sich niemand. Damit ist 
der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 6/5066 abgelehnt.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind am 
Schluss der heutigen Tagesordnung. Ich berufe die nächs-
te Sitzung des Landtages für Mittwoch, den 9. März 2016, 
10.00 Uhr ein. Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche 
allen einen guten Nachhauseweg, ein schönes Wochen-
ende und eine gute Zeit. 
 

Schluss: 13.23 Uhr 

 
Es fehlten die Abgeordneten Mathias Brodkorb, Lorenz 
Caffier, Manfred Dachner, Ingulf Donig, Stefanie Drese, 
Jutta Gerkan, Harry Glawe, Tilo Gundlack, Thomas Krü-
ger, Burkhard Lenz, Detlef Lindner, Wolf-Dieter Ringguth, 
Nils Saemann und Erwin Sellering. 
 


